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Angesichts der aktuellen Beschäftigungskrise wird vielfach nach einer „ökologischen Denkpause“ gerufen, nach Erleichterungen im Umweltschutz, um nicht durch „überzogene“ Umweltschutzanforderungen weitere Arbeitsplätze zu gefährden. Um der Frage nachzugehen, ob ein stattdessen sogar forcierter ökologischer Strukturwandel Arbeitsplätze gefährdet bzw. neue schafft, wurden bekannte Studien der letzten Jahre zu diesem Thema untersucht, ihre Grundannahmen und Methodik kurz dargestellt und die Ergebnisse kritisch bewertet. 

Die perfekte Zukunftsvoraussage gibt es natürlich nicht. Trotz aller Schwächen der jeweiligen Studien läßt sich das Fazit ziehen, in der Bundesrepublik sind ca. 1 Mio. Menschen im Umweltsektor tätig (1994), der Markt für Umwelttechnologie für die Bundesrepublik kann noch erhebliche positive Beschäftigungseffekte entfalten, insbesondere dann, wenn die Exportchancen auf dem Weltmarkt genutzt werden. Umwelttechnologien haben nach den Informations- und Kommunikationstechnologien noch in absehbarer Zukunft das größte Weltmarktpotential. Aktuell ist die Bundesrepublik inzwischen (1997) wieder der weltweit größte Exporteur an Umwelttechnologien knapp vor den USA. In Forschung/Entwicklung und bei den Patenten ist die deutsche Umweltindustrie führend. Der Exportanteil der deutschen Produzenten bleibt gemessen daran bislang sehr gering. Umweltschutzinvestitionen können zudem Betriebs- und Produktionskosten zum Teil in erheblichem Umfang senken. In die enge Definition des Umweltschutzes ist der ökologische Umbau zum Schutze des Klimas nicht einbezogen. Recht beachtliche Beschäftigungseffekte lassen sich jedoch durch den ökologischen Umbau der Energiewirtschaft erzielen, durch Energieeinsparinvestitionen, durch die Produktion und den Einsatz von Technologien zur Nutzung der erneuerbaren Energiequellen. Darauf weist die Europäische Kommission auch in ihrem 1998 erschienen Weißbuch Energie für die Zukunft: Erneuerbare Energieträger hin. Ergänzt durch eine richtig angesetzte ökologische Steuerreform, die den Einsatz fossiler Energien belastet und mit ihrem Ertrag die Arbeitskosten senkt, lassen sich offensichtlich in erheblichem Umfang neue, zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Zu ähnlichen Einschätzungen der Beschäftigungswirkungen des Umweltschutzes gelangt auch das Umweltbundesamt (1997) in seiner Veröffentlichung „Umweltschutz und Beschäftigung“

Die nachfolgende Studie setzt sich kritisch und knapp mit vielen in jüngster Zeit erschienen Untersuchungen auseinander und gibt einen guten Überblick. Sie vertauscht nicht Analyse mit Wunschdenken. Weitere Untersuchungen werden im Literaturverzeichnis genannt. Es bleibt dem/ der Leser/in selbst überlassen, sich ein eigenes Urteil zu bilden. 

Für die gute Zusammenarbeit mit dem Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie, Abt. Stoffströme und Strukturwandel, und die engagierte, kritische Arbeit von Dr. Friedrich Hinterberger, Sonja Klingert, Dr. Joachim Spangenberg und Holger Spies-Wallbaum, danke ich sehr herzlich. Kritische Rückmeldungen nehmen wir gerne entgegen. 

Siegfried Leittretter
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1.
Einleitung

Die Arbeitslosenzahlen in Deutschland brechen immer neue Rekorde. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (
) waren Ende 1997 4,4 Millionen Menschen arbeitslos gemeldet; die Zahl der registrierten Arbeitslosen nahm im Laufe des Jahres um noch mal 420.000 zu. Damit waren durchschnittlich 11,5% aller Erwerbstätigen arbeitslos; das ist gegenüber 1996 eine Zunahme von 10,6%. Dabei trifft die Arbeitslosigkeit die Menschen in Ostdeutschland ungefähr doppelt so häufig wie im Westen. Die Anzahl der Erwerbstätigen ging in den Neuen Ländern 1997 um weitere 3% zurück, in den Alten Ländern um 1%. Besonders im Produzierenden Gewerbe wird die Beschäftigung abgebaut — der Beschäftigungsstand sank dort um 3,3%; mit einem Minus von unter 2% war der Beschäftigungsrückgang in den Bereichen Handel und Verkehr sowie beim Staat etwas geringer. Diese Verluste konnte auch eine Beschäftigungssteigerung im Dienstleistungssektor von 170.000 Arbeitsplätzen nicht ausgleichen.

Angesichts dieser Auswüchse der Arbeitslosenzahlen und der sich damit abzeichnenden sozialen Spannungen werden Reformen gefordert, neue Methoden und Konzepte. Zumal im Wahljahr ganz besonders mit politischen Ideen von allen Seiten geworben wird. Das Fortschreiten der Arbeitslosigkeit hat die Problematik der Umweltbelastung aus dem Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt. Damit sind auch bei der Bevölkerung Umweltbelange auf der Liste der drängendsten Probleme nach hinten gerutscht (
). Das ändert jedoch nichts daran, daß die gegenwärtigen Wirtschafts- und Konsummuster die Umwelt auch weiterhin nachhaltig schädigen.

Obwohl sich das Verhältnis von Energieverbrauch, Abfall und Emissionen zum Bruttoin-landsprodukt seit den 60-er Jahren kontinuierlich verbessert hat (
) — in bezug auf den Energieverbrauch stieg dieses Verhältnis von 1960 bis 1993 um 23%, bezüglich Abfall und Emissionen verdoppelte es sich — schlägt diese Entwicklung auf die absoluten Werte nur teilweise durch: Die gesamten Luftemissionen der Massenschadstoffe in Millionen Tonnen stiegen im früheren Bundesgebiet nach Angabe des Statistischen Bundesamtes von 568 Mio.t 1960 auf 743 Mio.t im Jahr 1993; der Primärenergieverbrauch, der 1960 noch bei knapp 7.000 PJ lag, erreichte 1990 11.500 PJ und nach einem nochmaligen Anstieg 1993 12.000 PJ. Auch der klassische Klimaindikator, die CO2-Emissionen, legte zwischen 1990 und 1993 mit einem Anstieg von 2,7% nochmals kräftig zu, obwohl sich die Bundesregierung dazu verpflichtet hat, die CO2-Emmissionen bis zum Jahr 2005 gegenüber 1990 um 25% zu senken.

Die Umwelt nicht weiter zu belasten, ist erklärtes Ziel fast aller öffentlichen Akteure, seien sie nun aus dem Bereich der Politik, von Wirtschafts- oder Umweltverbänden. Umweltschutz kostet Geld: Gut 60 Mrd. DM wurden in Deutschland 1994 für die Zwecke des Umweltschutzes ausgegeben (
). Das wurde von vielen Industrievertretern zum Anlaß genommen, Umweltschutzauflagen pauschal als Standortnachteil anzuprangern und weitere Umweltmaßnahmen strikt abzulehnen.

Mit Umweltschutz kann aber auch Geld verdient werden; so rechnet die OECD mit einem weltweiten Wachstum des Marktes für Umweltschutzgüter und Umweltdienstleistungen von 320 Mrd. DM 1990 auf 480 Mrd. DM zur Jahrtausendwende (
). 82.000 Personen waren in Deutschland 1990 durch den Export von Umweltschutzgütern beschäftigt (
). Auch auf die Beschäftigungswirkungen verschiedener ordnungsrechtlicher Maßnahmen wird immer wieder hingewiesen: Nach dem Inkrafttreten der Großfeuerungsanlagenverordnung wurden von der Industrie Investitionen in Höhe von 21 Mrd. DM getätigt und damit etwa 47.000 Arbeitsplätze geschaffen (
). Ähnliche Effekte erhofft man sich vom Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (
).

Es gibt weitere Aspekte, die das Verhältnis von Arbeit und Umweltschutz beeinflussen. Die Kosten für Arbeit sind hoch, die Kosten für die Inanspruchnahme der Umwelt eher gering: 1970 bis 1993 stieg der Anteil der Lohnsteuer an den bundesdeutschen Steuern um 41%, wohingegen die Steuerbelastung des Naturverbrauchs um 22% zurückging (
). In den letzten Jahren hat sich dieser Trend noch zugespitzt. So fiel von 1990 bis 1996 der Anteil der Steuern auf Naturverbrauch  um 11% (von 9% auf 8% des Gesamtaufkommens), der Beitrag der Steuern auf Kapital halbierte sich von 16% auf 8%, und die Belastung der Arbeit (Lohnsteuer und Sozialabgaben) stieg um ein Drittel von 51% auf 67% (
) Dieses Mißverhältnis veranlaßte bereits in den 80-er Jahren Hans Christoph Binswanger (
) zu der Idee, die bereits in den 60er Jahren diskutierte Besteuerung der Energie mit einer steuerlichen Entlastung der Arbeit zu verbinden und durch diese Veränderung der relativen Faktorpreise nach neoklassischer Theorie die Lösung von Beschäftigungs- und Umweltproblem zu verbinden. Als „ökologische Steuerreform“ wird dieser Vorschlag seitdem und besonders seit Anfang der 90-er Jahre vielfach diskutiert (
) und mit den unterschiedlichsten ökonometrischen Modellen getestet.

Wie also ist nach den wechselvollen Bewertungen der Vergangenheit das Verhältnis von Umweltschutz und Beschäftigung nach heutigen Kenntnisstand zu beurteilen? Schafft Umweltschutz Arbeitsplätze, oder werden sie durch ihn vernichtet? Welche Zielrichtung müssen Maßnahmen zum Schutz der Umwelt haben, um die Arbeitslosigkeit nicht weiter zu erhöhen sondern, wenn möglich, auch einen Beitrag zu mehr Beschäftigung zu leisten? 

Diese Literaturstudie möchte durch eine Auswertung der aktuellen wissenschaftlichen Literatur etwas Licht in dieses komplexe Themengebiet bringen. Den Ausgangspunkt bildet eine Bestandsaufnahme der Arbeitsplätze, die mittelbar und unmittelbar durch den Umweltschutz geschaffen werden, durch die Forschungsgemeinschaft von DIW, ifo, IWH und RWI (Abschnitt 4.1). Sie errechnen für 1994 eine Anzahl von knapp 1 Mio. Arbeitsplätze, die direkt oder über Lieferverflechtungen vom Umweltschutz abhängen. 

Es folgen zwei Studien der IG Metall und des Umweltbundesamtes, die in das Thema „Beschäftigung und Umweltschutz“ einführen und es sowohl von der Seite der Kostenbelastung für die Unternehmen, der Exportchancen umweltrelevanter Güter, aber auch hinsichtlich der Qualität der Arbeitsplätze im und durch den Umweltschutz beleuchten (Abschnitte 4.2 und 4.3).

Daran schließen sich fünf sektorale Studien an, die ein breites Spektrum unterschiedlicher Strategien zum Ausbau regenerativer Energiesysteme hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt untersuchen (Abschnitte 4.4 bis 4.8). Ihr gemeinsames Anliegen ist es, die positiven Arbeitsmarkteffekte der ökologisch wünschenswerten Hinwendung zu regenerativen Energieträgern zu demonstrieren. Das gelingt ihnen auch, obwohl alle Studien dieser Gruppe eher partialanalytisch sind und Rückwirkungen aus anderen Bereichen der Wirtschaft oft vereinfacht darstellen. So kommt zum Beispiel das Öko-Institut Freiburg bei der Simulation eines Energiewendeszenarios auf einen gesamtwirtschaftlichen Gewinn an Arbeitsplätzen von 210.000 gegenüber dem Referenzszenario; der Lehrstuhl für Nukleare und Neue Energiesysteme der Universität Bochum errechnet eine Zunahme von 181.000 Arbeitsplätzen bei einem maximalen Ausbau regenerativer Energiesysteme allein in Nordrhein-Westfalen. Der positive Trend wird von weiteren Studien bestätigt, die europaweit Arbeitsplatzeffekte neuer Energiesysteme errechnen (
). Diese Auffassung hat sich auch in der politischen Diskussion durchgesetzt: Die positiven Arbeitsplatzeffekte regenerativer Energieträger finden sich mittlerweile im Weißbuch der Kommission der Europäischen Union zum Thema „Energie für die Zukunft: Erneuerbare Energieträger – Weißbuch für eine Gemeinschaftsstrategie und Aktionsplan“ (
).

Die Abschnitte 4.9 bis 4.11 stellen drei Studien vor, die mit Hilfe gesamtwirtschaftlicher Modelle die Auswirkungen einer CO2-Steuer auf die Entwicklung von Produktionsmengen in den einzelnen Wirtschaftsbereichen, auf Preise, Löhne und Beschäftigung untersuchen. Leider lassen sich die Ergebnisse nicht direkt vergleichen, da sie auf unterschiedlichen Besteuerungskonzepten basieren. Das DIW errechnet ein Plus von 800.000 Arbeitsplätzen, die Autoren der Universität Osnabrück gar 1,5 Millionen mehr Erwerbstätige als im jeweiligen Referenzszenario; das RWI rechnet dagegen mit einer Erhöhung der Arbeitslosenzahl um 275.000. Diese Studie unterscheidet sich insbesondere dadurch von den beiden anderen, als hier die CO2-Steuer nur Teil einer umfassenden CO2-Minderungsstrategie ist, die sehr stark auf ordnungsrechtlichen Maßnahmen aufbaut.

Im letzten Abschnitt (Abschnitt 4.12) wird ein system-dynamisches Modell vorgestellt, das auf europäischer Ebene (EU 15) die vergleichende Darstellung integrierter Nachhaltigkeits- oder Zukunftsfähigkeitspolitiken ermöglicht (z.B. Kombinationen von Ökoeffizienz, Dienstleistungsorientierung und Arbeitszeitverkürzungen). Nach Auffassung der Autoren kann so gezeigt werden, daß signifikante Umweltentlastungen bei gleichzeitiger erheblicher Entlastung des Arbeitsmarkts und Steigerung des Lebensstandards grundsätzlich möglich sind, allerdings nur durch das Zusammenwirken einer Vielzahl von Politikstrategien aus unterschiedlichen Politikfeldern. Es gibt Chancen, aber keinen Königsweg, lautet kurzgefaßt das Ergebnis dieses mehr qualitativen Modells.

2.
In den Studien verwendete Modelle der Wirtschaftsforschung

Es gibt verschiedene wissenschaftliche Methoden, die in den Studien gestellten Fragen zu beantworten. Eine erste, grundlegende Unterscheidung ist die zwischen einem eher qualitativ ausgerichteten Vorgehen und einer modellgestützter Analyse. 

Qualitative Studien beinhalten oft eine Auswertung der aktuellen Literatur und erörtern kritisch deren Ergebnisse. Zudem werden Zusammenhänge logisch argumentativ untersucht, so zum Beispiel in der Vorstudie des ZEW zu Beschäftigungswirkungen des integrierten Umweltschutzes (
). Um die genaue Ausprägung der Werte der ermittelten Zusammenhänge geht es dabei zunächst nicht, sondern es wird versucht, die Art und Weise der Wirkungen und Rückwirkungen zu erfassen. Solche Arbeiten sind dann oft Vorarbeiten zu modellgestützten Analysen, wenn sich die untersuchten Phänomene in Zahlen fassen lassen, die auch von den Statistiken bereitgestellt werden. 

Die Mehrzahl der hier vorgestellten Studien jedoch verwendet — zusätzlich — verschiedene modellgestützte Verfahren zur Ermittlung der ökonomischen Folgewirkungen von ökologisch motivierten Eingriffen in den Wirtschaftsprozeß. Die Vorgehensweise bei der Verwendung von Modellen ist immer dieselbe: Zunächst werden die subjektiv als besonders wichtig eingeschätzten Wirkungsbeziehungen in dem betrachteten System modelliert, so daß das Modell ein vereinfachtes Abbild der Wirklichkeitswahrnehmung der Autoren/innen darstellt. Anschließend werden in Form von Szenarien in dem Modell Einflußgrößen so verändert, daß sie bestimmte Annahmen aus einer explizit zu formulierenden wissenschaftlichen Fragestellung ins Modell umsetzen. So kann zum Beispiel ein Steuersatz geändert werden, die Nachfrage nach bestimmten Gütern manipuliert oder mehrere Strategien zusammen abgebildet und ihre Konsequenzen bestimmt werden.

Von der Gesamtheit wissenschaftlicher Modelle werden in den vorliegenden Studien einige der gängigsten Varianten verwendet, die sich hinsichtlich der theoretischen Grundlagen, der Handhabbarkeit und der erforderlichen Datenbasis unterscheiden. Sie sollen zum besseren Verständnis im folgenden kurz vorgestellt werden (
).

2.1
Input-Output-Modelle

Input-Output-Modelle (IO-Modelle) basieren auf Input-Output-Tabellen (
), die die Verflechtung der Lieferbeziehungen der Produktionssektoren einer Region oder einer Volkswirtschaft in Form von Finanzflüssen darstellen. Ein fiktives Beispiel ist in Tabelle 1 wiedergegeben. Bezüglich der Produktionssektoren geben die Zeilen an, wohin die Sektoren liefern, die Spalten, woher sie ihre Vorleistungen beziehen. Die einzelnen Zellen des Kerns der Verflechtungstabelle enthalten die sogenannten Inputkoeffizienten (
); das ist der Anteil der Lieferung eines anderen Sektors (des Inputs) an der gesamten Produktion des betrachteten Sektors (des Outputs).

Nun kann mittels computergestützter Rechnung ermittelt werden, wie sich Outputs und Inputs der einzelnen Sektoren entwickeln, wenn sich die Nachfrage nach bestimmten Gütern verändert. Wird zum Beispiel im Investitionsgüterbereich zusätzlich produziert, um eine politisch motivierte zusätzliche Nachfrage nach Solaranlagen zu befriedigen, kann mit Hilfe der Verflechtungstabelle verfolgt werden, wie viele Vorleistungen dafür zusätzlich notwendig sind (direkte Wirkung) und wie viele Vorleistungen wiederum aus der zusätzlichen Nachfrage nach Vorleistungen resultieren (indirekte Wirkungen). 

Über die Anbindung von Beschäftigungsdaten an die Koeffizienten können so auch Aussagen über die Entwicklung der Beschäftigung aufgrund nachfrageseitiger Eingriffe getroffen werden, basierend auf den in den Koeffizienten enthaltenen Annahmen und Aussagen über Produktionsstrukturen und Produktivitätsraten.

Bei den meisten Modellen, die mit dieser Methode arbeiten, handelt es sich um statische IO-Modelle. Das heißt, sie arbeiten mit Inputkoeffizienten, die aus der statistischen Erhebung eines Basisjahres stammen und die sich weder in Abhängigkeit von der Zeit noch in Abhängigkeit von anderen Einflüssen ändern, wie zum Beispiel Preisänderungen der Vorleistungen durch die Einführung bestimmter Steuern und Abgaben. Das ist besonders problematisch, da es die Dynamik der Produktivitätsentwicklung vernachlässigt, die dazu geführt hat, daß es vor allem in den letzten Jahren massive Produktionszuwächse im produzierenden Gewerbe gegeben hat, die sich nicht unbedingt in neuen Arbeitsplätzen niedergeschlagen haben ("jobless growth"). Da sie die Lieferverflechtungen zu einem Zeitpunkt „einfrieren“, sind statische IO-Modelle weder für Langfristprognosen noch für eine Abbildung des zum Beispiel durch eine Inputbesteuerung ausgelösten Strukturwandels geeignet. Strukturwandel hingegen, der durch eine von außen manipulierte Veränderung von Nachfragekomponenten angestoßen wird, kann dargestellt werden. Abhilfe schaffen hier dynamische Input-Output-Modelle, die sich dadurch auszeichnen, daß bei ihnen die Koeffizienten abhängig von der Zeit und anderen Größen sind.

TABELLE 1: Beispiel für Input-Output-Verflechtungstabelle

OUTPUTS  ->

INPUTS

Produktions-sektoren
Nachfrage Zwischen-produkte 

= 1 bis 9
Endnachfrage: Konsum, Investitionen, Exporte
Gesamte Endnach-frage für i     =11 bis 14
Brutto-Produktionswert = 10+15
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Da der Datenaufwand zur Schätzung dieser Abhängigkeiten als Voraussetzung für deren dynamische Endogenisierung für die oft große Anzahl der Sektoren — für die bundesdeutsche Wirtschaft unterscheidet das statistische Bundesamt 58 Sektoren — extrem hoch ist, sind diese Modelle sehr selten. Hinzu kommt die Zweifelhaftigkeit des Erfolgs infolge der grundsätzlichen Unsicherheiten betreffs des zukünftigen Technologie- und Strukturwandels. Zu der hier vorliegenden Fragestellung gibt es auch deshalb nur eine dynamische Input-Output-Modellierung (
). Im Gegensatz zu den statischen Modellen wird hier in der Regel der gesamte Zeitpfad der Entwicklung der Variablen dargestellt. Bei der sonst vorherrschenden komparativ-statischen Analyse werden nur der Anfangszustand und der Endzustand nach erfolgter Berechnung aller direkter und indirekter Effekte miteinander verglichen.

Auch die Verteilung von Kapital, Ressourcen und Arbeitskräften ist in Input-Output-Tabellen enthalten, so daß Aussagen über die Wirkung von Endnachfrageänderungen hierüber getroffen werden können. Allerdings ist eine derart mechanistische Input-Output-Analyse noch kein vollständiges Modell über die Entwicklung volkswirtschaftlicher Variable, da sie keine Verhaltensgleichungen beinhaltet, die all das, was über die Produktionsverflechtung hinausgeht, erklärt, in einen Zusammenhang bringt und so auch Rückwirkungen primärer Wirkungen darstellen kann. Deshalb werden Input-Output-Modelle oft durch makroökonometrische Modelle ergänzt, die die fehlenden Wirkungsbeziehungen zu liefern versuchen, oftmals jedoch sehr unvollständig. 

Der große Vorteil der IO-Modelle liegt in deren einfacher Erstellung. Mit Hilfe von Standardsoftware und einer einfachen und konsistenten logischen Struktur steht dem Nutzer eine universale Anwendung offen, die gute Interpretationsmöglichkeiten bietet. Dennoch können die statischen IO-Modelle nur als bedingt aussagekräftig bezeichnet werden, da Datenmaterial einer Ausgangsperiode für Zukunftsaussagen verwendet wird, die weder „Feedback“-Wirkungen beinhalten noch internationale Verflechtungen berücksichtigen.

2.2
Ökonometrische Modelle

Die Aufgabe ökonometrischer Modelle ist die kurz- oder langfristige Prognose künftiger Entwicklungen einer Volkswirtschaft. Sie setzen sich aus dem Zusammenspiel sogenannter Definitions- und Verhaltensgleichungen zusammen, die auf der Basis möglichst langer Datenreihen aus der Vergangenheit abgeschätzt werden. Definitionsgleichungen beruhen auf der Zerlegung größerer Einheiten in kleinere und bilden diese in Gleichungsform ab (
). Verhaltensgleichungen schätzen das Verhalten der Wirtschaftssubjekte, indem sie Zahlenmaterial auf mögliche Zusammenhänge hin untersuchen. Diese Verhaltensgleichungen sind in der Regel sehr plausibel; es darf jedoch nicht vergessen werden, daß sie lediglich einen statistischen Zusammenhang (Korrelation) abbilden und nicht Ausdruck tatsächlicher Verursachung sind (Kausalität) (
). 

Verhaltens- und Definitionsgleichungen werden zu einem Gleichungssystem zusammengefaßt und simultan gelöst. Da die Komplexität eines solchen Gleichungssystems mit der Anzahl der notwendigen Gleichungen überproportional ansteigt, sind ökonometrische Modelle erst seit der Verbreitung ausreichend mächtiger Rechner sinnvoll zu Prognosezwecken einsetzbar. Genauso wachsen mit der Anzahl der Gleichungen die Datenmengen, die zur Verfügung gestellt werden müssen.

Soweit Daten vorhanden sind, sind dynamische ökonometrische Modelle für prinzipiell alle denkbaren ökonomischen Fragen einsetzbar. Ihre Aussagekraft ist jedoch insofern eingeschränkt, als die Verhaltensgleichungen ein bestimmtes Verhalten aus der Vergangenheit auch für die Zukunft festschreiben und so auf Änderungen außerhalb der formulierten Abhängigkeiten nicht reagieren können. Beispielsweise kann ein sich änderndes Heizverhalten der Bevölkerung nicht abgebildet werden, außer es beruht auf modellierten Zusammenhängen wie der Abhängigkeit des Energieverbrauchs zu Heizzwecken von Energiepreisen oder von Wohnungsgrößen.

Probleme haben ökonometrische Modelle auch mit verschachtelten Abhängigkeiten, deren Gültigkeit von bestimmten Bedingungen abhängen. So stehen in der Realität Arbeit und Energie oft in einem gleichsinnigen Verhältnis: Einsparinvestitionen führen oft sowohl zu einer Einsparung von Energie als auch von Arbeit. Andererseits kann auch steigender Energieeinsatz zu Rationalisierungen von Arbeitsplätzen führen; dann nämlich, wenn Investitionen in Maschinen bestehen, die menschliche Arbeit ersetzen soll.

2.3
System-dynamische Modelle

Diese Methode ist in der wirtschaftstheoretischen Praxis die am wenigsten verbreitete. Das liegt zum einen daran, daß sie keine sozialwissenschaftliche Tradition hat, sondern erst Ende der 60-er Jahre von den Ingenieurwissenschaften auf die Wirtschaftswissenschaften übertragen wurde. Zum anderen hat sie eher Eingang in die Betriebswirtschaftliche Literatur gefunden und wird nur zögernd auch auf volkswirtschaftliche Fragestellungen angewendet (
).

Hervorstechendste Eigenschaft der system-dynamischen Modelle ist die Betonung des Systemgedankens. Ihm wird durch die Konstruktion des Modells mit Hilfe von direkten Wirkungen und einer Fülle von Rückwirkungen Rechnung getragen. Während IO-Modelle und ökonometrische Modelle sehr stark von den vorhandenen Statistiken getragen werden, sind system-dynamische Modelle in dieser Hinsicht weniger eingegrenzt: Die direkte Ursache-Wirkungsbeziehung der Komponenten steht im Vordergrund; und Ausprägungen von Wirkungsbeziehungen werden zur Not auch nur grob geschätzt, damit man zumindest die Möglichkeit einer bestimmten Rück- oder Nebenwirkung nicht ignoriert.

Ein zweiter grundlegender Aspekt von system-dynamischen Modellen ist die Einbeziehung von Bestands- neben Flußvariablen. Die anderen hier beschriebenen Modelltechniken verwenden ausschließlich Flußvariablen, d.h. Variablen, deren Dimension mithilfe einer festgelegten Zeitdauer bestimmt wird (
). System-dynamische Modelle gehen von Bestandsgrößen zu einem bestimmten Zeitpunkt aus (
), was die Berücksichtigung zusätzlicher Einflüsse ermöglicht. Auf diese Weise kann zum Beispiel festgelegt werden, daß ab einem bestimmten Bestand an Kapital die Einrichtung eines zusätzlichen stromerzeugenden Generators nötig wird oder daß ab einer bestimmten Ausprägung der Umweltqualität die Schäden nicht mehr rückgängig gemacht werden können.

Bei Modellen auf der Basis system-theoretischen Gedankenguts geht es in der Regel nicht um detailgetreue Prognosen. Vielmehr sollen die ausschlaggebenden Wirkungsbeziehungen in ihrer Qualität und ihrer Größenordnung richtig erfaßt und so das System und seine Dynamik besser verstanden werden.

3.
Zusammenfassung

Die vorliegende Untersuchung dient dem Ziel, der häufig geäußerten Aussage nachzugehen, daß ein verstärkter Umweltschutz durch seine Kosteneffekte zu Einsparungen zwinge und so zum Verlust von Arbeitsplätzen führe, sowie die internationale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen verhindere und damit weitere Arbeitsplätze vernichte. Die Kurzdarstellung der hier bearbeiteten Studie in Tabelle 2 läßt einen entgegengesetzten Trend vermuten. Zwar unterscheiden sich die behandelten Studien sowohl, was das gewählte Maßnahmenpaket betrifft als auch darin, welche Fragestellung sie im Detail behandeln und nicht zuletzt hinsichtlich der verwendeten Methode. Sie kommen jedoch fast einhellig zu dem Ergebnis, daß umweltpolitisch ausgerichtete Maßnahmen so zusammengestellt werden können, daß sie mehr Arbeit schaffen als vernichten. 

Vor einer ausführlichen Zusammenfassung der Ergebnisse stellt sich die Frage, welche Umweltziele in den Studien analysiert werden. In der Umweltwissenschaft wird eine Vielzahl unterschiedlicher Umweltziele diskutiert. Das in der breiten Öffentlichkeit wohl bekannteste quantitative Umwelthandlungsziel ist das klimapolitische Ziel der Bundesregierung, die die CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 um 25% gegenüber dem Niveau von 1990 zu senken (
). Die für Greenpeace vom Progress-Institut 1994 durchgeführte Studie versucht zu zeigen, daß dieses Ziel auch unter einem Verzicht auf Atomenergie (knapp) erreichbar ist. 

Das CO2-Ziel im Auge haben auch die Studien, die einen Ausbau regenerativer Energiesysteme nach einem bestimmten Modus anstreben. Hier spielt allerdings mehr oder weniger offenkundig auch der Gesichtspunkt der Ressourcenschonung eine Rolle, da regenerative Energien bei geeigneter Bewirtschaftung grundsätzlich nicht erschöpfbar sind. Damit reduzieren sich auch (in unterschiedlichem Ausmaß je nach gewählter Technologie, und basieren auf den derzeitigen deutschem Mix an Energieträgern) in der Regel die Stoffströme, die für die deutsche Wirtschaft im In- und Ausland in Bewegung gesetzt werden. 

Die Stoffstrombetrachtung steht im Mittelpunkt der system-dynamischen orientierten Studie (
), in der es um die Modellierung einer „zukunftsfähigen“ europäischen Wirtschaft und Gesellschaft geht. Zukunftsfähigkeit bezeichnet nach der bekannten Definition der UN-Kommission für Umwelt und Entwicklung (nach der Vorsitzenden auch Brundtland-Kommission genannt) eine "Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, daß künftige Generationen

TABELLE 2: Kurzdarstellung der betrachteten Studien


Untersuchungs-

gegenstand
Methode
Szenarien
Beschäftigungs-

effekte

DWI, ifo, IWH,

RWI 1994
Berechnung der umweltschutz-

induzierten Beschäftigung
Empirische Daten 

und Abschätzungen

ca. 1 Million 

im Jahr 1994

IGM 1996
Produktions-, Beschäftigungs-

potentiale im Umweltsektor
Literaturstudie, 

Datenanalyse, 

eher qualitativ



UBA 1997
Broschüre „Umweltschutz

 und Beschäftigung“
Literaturstudie, 

eher qualitativ



DLR 1997
Auswirkungen der öffentl. 

Förderung  der Windenergie
Empirische Daten 

und Abschätzungen

zur Zeit 

mindestens  5.000

ISE 1997
Studie zur Förderung

der Photovoltaik 

und der Windenergie 
statische 

IO-Analyse
Ausbau von:

1. PV auf 1.200 MW

2. WE auf  9750 MW
bis 2010 ca. +15.000 

direkt in PV und WE

Progress-

Institut

1994
Quantifizierung der gesamt-

wirtschaftlichen Kosten von

2 Energieszenarien zum

Ausstieg aus der Atomenergie
statische 

IO-Analyse
1.sofortiger Ausstieg

 aus der Atomenergie

2.langsamer Ausstieg

 aus der Atomenergie
rund +120.000 bis 

zum Jahr 2010

Mohr 1997
Arbeitsmarkteffekte eines 

nachhaltigen Ausbaus neuer 

Energiesysteme 
statische 

IO-Analyse
regenerativer 

Energiemix zur max.

CO2-Reduk-tion (24,1%) in NRW
+181.000 bis 

zum Jahr 2015

Öko-Institut 1996
Analyse zu den Wegen und 

Konsequenzen einer nach-

haltigen Energiewirtschaft
statische

IO-Analyse, 

qualit. Analyse
- Energieeinsparung

- Ausstieg aus der 

Atomenergie

- Ausbau von KWK

und Regenerativen
rund +200.000 bis

 zum Jahr 2020 

DIW 1994
Untersuchung der wirtschaftl.

Auswirkungen einer Ökosteuer

am Beispiel einer Energie-

steuer
ökonometrisches 

Modell mit einer

 statischen IO-

Analyse
ökologische Steuer-

reform als Energie-

und CO2-Steuer
rund +600.000 bis 

zum Jahr 2005

bis zu +800.000 bei zusätzl.

Staatsinvestitionen

Meyer 1997
Abschätzung der

Vermeidungskosten 

von CO2-Emissionen
ökonometr. Modell

mit dynamischer 

IO-Analyse
CO2-Steuer
rund 1,5 Millionen 

bis zum Jahr 2005

RWI 1996
Gesamtwirtsch. Konsequenzen#

 von Maßnahmen zur Verringe-

rung der CO2-Emissionen
Modellsystem aus 

Energieangebots-,

- nachfrage- und 

Sektor-Strukturmodell (?)
1.) Maßnahmen der

IMA der B.Reg.

2.) Maßnahmen der

Klima-Enquete
1.)-135.000 

2.)-275.000 bis 

        zum Jahr 2010

WI,Universitäten

Edinburgh,  UA

Madrid,Tampere

1998
Auswirkungen von sozial-

ökologischen Zukunftsfähig-

keitsstrategien auf Arbeit,

Umwelt und Wirtschaft
system-

dynamisches 

Modell
zahlreiche Einzel-

 Szenarien mit unter-

schiedlicher Opti-

mierung
Arbeitslosenquote

 unter 5% trotz 

weniger Energie-

u. Stoffverbrauch

ihre Bedürfnisse nicht befriedigen können" (
). In dieser qualitativen Formulierung ist das Ziel "Zukunftsfähigkeit jedoch nicht operationalisierbar. Dafür bedarf es konkreter Zielvorgaben für die ökologische Dimension (Energie, Stoffströme (
), Flächen, biologische Vielfalt) und die soziale Gerechtigkeit (soziale Sicherheit, Einkommensverteilung, Arbeit etc.) sowie abgeleiteter Ziele für die sozio-ökonomische Umsetzung (
).

Die Studien, die hinsichtlich ihrer Zielformulierung am offensten sind, sind auch gleichzeitig diejenigen, die den Themenkomplex „Arbeit und Umweltschutz“ von mehreren Seiten her beleuchten (
). Wegen ihres informativen Charakters wurden sie an den Anfang des vierten Kapitels gestellt. 

In der DIW-Studie „Aktualisierte Berechnung der umweltschutzinduzierten Beschäftigung in Deutschland“ geht es um eine Bestandsaufnahme dessen, was der Umweltschutzsektor für die Beschäftigung bedeutet. 1994 waren fast 1 Millionen Menschen, das sind rund 2,7 % der Erwerbstätigen, in diesem Bereich beschäftigt. Gut die Hälfte dieser Arbeitsplätze umfaßt Tätigkeiten, die direkten Umweltschutzaufgaben zuzurechnen sind; seien das Beratungs- oder Entsorgungstätigkeiten oder die Arbeit eines Landschaftsgärtners. Hierbei hat der Staat als Arbeitgeber ein besonderes Gewicht. Etwa 450.000 Arbeitsplätze sind mit der Produktion von Umweltschutzgütern verbunden, ein auch international aufstrebender Markt, wie besonders in den Studien von der IG Metall und vom Umweltbundesamt betont wird.  

Durch den Export sogenannter Umweltschutzgüter hatten in Deutschland 1994 über 80.000 Menschen Arbeit. Da in den Statistiken aufgrund von Erfassungsproblemen fast nur nachsorgende Umweltschutztechniken zu den Umweltschutzgütern gerechnet werden und der vorsorgende, der sogenannte „integrierte Umweltschutz“ in diesen Zahlen nicht enthalten ist, dürfte diese Zahl in der Realität höher sein. Der vielfach beklagte hohe Stand an Umweltauflagen hat zu einer Innovationstätigkeit geführt, die Deutschland einen gewichtigen Anteil am Weltmarkt geschaffen hat. Nach den USA war die Bundesrepublik 1994 mit einem Weltmarktanteil von 18,3% zweitstärkster Exporteur von Umweltschutzgütern, und das in einem Markt, der weltweit bis ins Jahr 2000 (gegenüber 1990) nach OECD-Prognosen um 50% wachsen soll. Dieses Potential zu nutzen, sollte eine Herausforderung für Unternehmen und Staat, aber auch für Arbeitnehmerorganisationen sein.

TABELLE 3: Weltweites Marktpotential für Umweltschutzgüter nach OECD-Schätzung

Marktsegment
Volumen

Abwasserbehandlung 
134 Mrd. DM

Abfallentsorgung
102 Mrd. DM

Luftreinhaltung
  68 Mrd. DM

Sonstige Ausrüstungen 
  52 Mrd. DM

Dienstleistungen
129 Mrd. DM

Gesamtvolumen: 
485 Mrd. DM

Erneuerbare Energien (Anlagen)
 
165 Mrd. DM

In der Studie des Umweltbundesamtes wird sehr anschaulich dargestellt, daß sich die Kostenbelastung durch den Umweltschutz bei den Unternehmen in engen Grenzen hält: Sie macht im Produzierenden Gewerbe durchschnittlich noch nicht einmal 1% vom Umsatz aus. Daß der Umweltschutzmarkt sich in den letzten zehn Jahren zu einem ernst zu nehmenden volkswirtschaftlichen Faktor entwickelt hat, belegen die Analysen des statistischen Zahlenmaterials der zitierten Studien recht eindeutig. Eine ganz andere Frage ist, ob sich Umweltziele mit Hilfe eines geeigneten Maßnahmenbündels derart umsetzen lassen, daß sie zum Abbau der Arbeitslosigkeit in der einen oder der anderen Weise beitragen. Diesem Thema widmen sich die übrigen Studien.

In Kapitel 4.4 bis 4.8 werden Studien vorgestellt, die auf eine Umgestaltung der Energiewirtschaft  mit Hilfe regenerativer Energiequellen setzen, um CO2-Emissionen und Ressourcenverbräuche zu senken. Als weitere positive Aspekte dieser Gesamtstrategie werden eine Erhöhung der Versorgungssicherheit und damit einhergehend ein Abbau der Lieferabhängigkeit vom Ausland angeführt, wobei das letzte Argument in Zeiten internationaler Arbeitsteilung, die zu Abhängigkeiten in vielen Bereichen führt, nicht mehr im Vordergrund stehen kann.

In der in Kapitel 4.4 vorgestellten Studie der DLR wird zunächst eine Bestandsaufnahme der Beschäftigung in verschiedenen Bereichen der Energiewirtschaft und deren Entwicklung im Vergleich zu den staatlichen Subventionen und zum Energieoutput vorgenommen. Die Windenergie beschäftigte 1995 etwa 5.000 Personen und hat damit ihre Beschäftigtenzahl innerhalb von drei Jahren mehr als verdoppelt. 1995 bestand eine Gesamtkapazität von 1.137 MW, mit der 1.797 GWh Strom erzeugt wurden. Die Atomwirtschaft produzierte 1995 mit einer Gesamtkapazität von 23.900 MW 151.200 GWh und erhielt deutlich weniger laufende Subventionen. Allerdings liegen über die gesamte Förderungsdauer (Wind seit 1980, Atomenergie seit 1956) die akkumulierten Subventionen der Atomenergie mit 1,3 Mio DM/MW mehr als doppelt so hoch wie die der Windenergie mit 0,55 Mio DM/MW (
). Da Atomenergie zudem weniger arbeitsintensiv ist als die Windenergie (0,25 Beschäftigte pro genutzter GWh gegenüber 3,5 Beschäftigten pro genutzter GWh) und der ökologische Vorteil der Windenergie unbestritten, macht eine stärkere Förderung der Wind- gegenüber der Atomenergie in mehrfacher Hinsicht volkswirtschaftlich Sinn.

Die folgenden vier Studien ermitteln das Arbeitsplatzpotential verschiedener Visionen einer umweltgerechten Energiewirtschaft; die Ergebnisse sind jedoch wegen Unterschieden in Fragestellung und regionalen Bezügen nicht direkt vergleichbar. Allen gemein ist jedoch die Anwendung eines statischen IO-Modells, das nur Mengenänderungen berechnet und Rückwirkungen aus dem Ausland nicht berücksichtigt. Die Einschränkungen, die sich aus dieser eher einfachen Modellierungstechnik ergeben sollten bei der Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt werden.  So weist das Öko-Institut in seiner Studie ausdrücklich auf die Schwächen dieser Modellierungstechnik hin (
). 

In der „Studie zur Förderung der Photovoltaik und der Windenergie und den daraus resultierenden Arbeitsplätzen“ des Instituts für Solare Energiesysteme der Fraunhofer Gesellschaft wird zunächst auf der Grundlage eines vom Auftraggeber vorgegebenen Ausbaustandes der oben genannten Energiesysteme eine geeignete Förderstrategie ermittelt. Anschließend werden die Beschäftigungseffekte anhand der nötigen Investitionen und der absehbaren Produktivitätsentwicklung in diesen Branchen berechnet: direkt mit Produktion und Wartung verbunden entstünden so etwa 15.000 neue Arbeitsplätze. Indirekte Wirkungen und der Arbeitsplatzabbau durch eine mögliche Verdrängung konventioneller Energieerzeugungssysteme sind dabei jedoch nicht berücksichtigt (
). 

Der Lehrstuhl für Nukleare und Neue Energiesysteme an der Ruhruniversität Bochum errechnet ein Saldo von + 181.000 Arbeitsplätzen in Deutschland während eines Investitionszeitraumes von 20 Jahren für den Fall, daß der Ausbau neuer Energiesysteme im Bundesland Nordrhein-Westfalen bis zu seinem volkswirtschaftlich finanzierbaren Maximum vorangetrieben wird. Für Nordrhein-Westfalen würde es so zu einer CO2-Reduktion von knapp 25% kommen. In dieser Studie wird im Gegensatz zu den folgenden nicht auf das Energieeinsparpotential eingegangen. Auch gesamtwirtschaftliche Rückwirkungen bleiben ausgeklammert.

In der für Greenpeace durchgeführten Studie „Strom ohne Atom: Jobkiller oder Jobknüller?“ des Progress-Instituts wird das sogenannte „Greenpeace-Szenario“ der Vision einer Energieversorgung ohne Atomstrom, die von regenerativen Energiequellen und einem stark vermindertem Energieverbrauch getragen wird einem Referenzszenario gegenübergestellt. Im Vergleich wird ein Plus von 120.000 Arbeitsplätzen ausgewiesen; gegenüber 1992 reduzieren sich die CO2-Emissionen im Jahr 2005 um 23%.

Das Öko-Institut Freiburg  rechnet mit einem Zuwachs von 210.000 Arbeitsplätze, wenn die Energiewirtschaft Deutschlands so umstrukturiert wird, daß regenerative Energiequellen stark ausgebaut werden, die Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung intensiviert und Energieeinsparpotentiale ausgenutzt werden. Auch wenn dabei der Ausstieg aus der Atomenergie erfolgt, kann so eine CO2-Reduktion von 25% im Jahr 2005 gegenüber 1990, das von der Bundesregierung gesetzte Ziel also, erreicht werden. Wie in den meisten dieser einfachen IO-Modelle werden Preisänderungen und deren Wirkungen auf nationaler und internationaler Ebene nicht abgeschätzt. Obwohl die Fragestellung ähnlich ist wie in der oben beschriebenen Greenpeace-Studie, sind die Ergebnisse nicht vergleichbar, da sowohl das Referenz- als auch das jeweilige ökologische Szenario unterschiedlich konstruiert sind. Das zeigt sich besonders deutlich daran, daß im Referenzszenario des Öko-Instituts die CO2-Emissionen im Jahr 2005 gegenüber 1990 um 8% sinken, im Referenzszenario der Greenpeace-Studie im Jahre 2010 um 9% über dem Wert von 1992 liegen. Auch sind die Bezugspunkte von Änderungsangaben unterschiedlich gewählt. Allerdings sind die Ergebnisse des Öko-Instituts belastbarer als die der Greenpeace-Studie, da erstere weniger methodische Mängel aufweist (
).

Die nächsten Studien sind Abschätzungen der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform. Die Marge der Beschäftigungseffekte infolge einer solchen Steuerreform reicht von + 800.000 (DIW) nach 10 Jahren bis zu rund + 1,5 Millionen (Meyer/Uni Osnabrück) im Jahr 2005 (nach 15 Jahren). Das RWI ermittelt einen Beschäftigungsrückgang von – 275. 000 gegenüber dem Referenzszenario; dabei ist in dieser Studie die Energiebesteuerung nur eine von vielen CO2-Minderungsmaßnahmen. Eine sektorielle Betrachtung der Arbeitsplatzeffekte weist in allen drei Studien deutliche Zuwächse im Bereich des Maschinenbaus, der elektrotechnischen Industrie sowie dem Baugewerbe aus. Nachfrageverluste hingegen werden allgemein im Bereich der konventionellen Energiewirtschaft gesehen. Über die strukturellen Wirkungen sind sich die Autoren der Studien also einig; was sie trennt, ist das unterschiedliche Gewicht der positiven und negativen Beschäftigungseffekte. 

Die DIW-Studie wurde 1994 im Auftrag von Greenpeace durchgeführt. Die Recherchen über die rechtlichen Rahmenbedingungen und die wahrscheinliche Ausgestaltung einer ökologischen Steuerreform sind sehr sorgfältig durchgeführt und münden in einen Vorschlag, der sich stark an EU-Überlegungen anlehnt. Knapp ein Viertel der Arbeitsplatzgewinne ist von öffentlichen Investitionen als Stütze und Begleitung der ökologischen Steuerreform abhängig, gespeist aus der sich gegenüber der Referenzsituation verbesserten Finanzlage des Staates. Die Modellierung ist komplexer als in den bisher betrachteten Studien, bleibt aber in dieser Hinsicht hinter dem Modell zurück, das von Professor Bernd Meyer und Mitarbeitern an der Universität Osnabrück entwickelt wurde.

Dieses ist das einzige gesamtwirtschaftliche zu umweltpolitischen Zwecken eingesetze Modell, dessen Kern eine dynamische IO-Verflechtung bildet. Das heißt, hier ändert sich die Struktur des Einsatzes von Vorprodukten zur Produktion eines bestimmten Outputs in Abhängigkeit der durch die Steuerreform ausgelösten Preisänderungen der Vorprodukte, so daß der ausgelöste Strukturwandel abbildbar wird. Ein weiterer Vorteil gegenüber dem DIW-Modell ist die Anwendung des sogenannten „bottom-up“-Prinzips, nach dem sich gesamtwirtschaftliche Wirkungen aus einer Zusammenführung der einzelnen Brancheneffekte ergeben. Nachteil dieser Studie ist die Ausarbeitung des Steuerszenarios, das nicht nach rechtspolitischen Aspekten erstellt wurde, sondern mit dem Ziel, eine Senkung der CO2-Emissionen im Jahre 2005 gegenüber 1990 um – 25% zu erreichen; ein Ziel, das zu „abenteuerlich hohen“ (
) Steuersätzen geführt hat. Demgegenüber wird im DIW-Szenario eine CO2-Reduktion von nur – 17,1% im Jahre 2005 gegenüber 1990 erreicht.

Die beiden letzten Studien (
) (RWI sowie DIW, WI, und WZB) behandeln die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen einer Reihe von ökologisch ausgerichteten Maßnahmen, wobei sich unter diesen Maßnahmen in der RWI-Studie auch die Einführung einer ökologischen Steurreform findet. Allerdings ist diese Studie nicht ausführlich dokumentiert, so daß über die Verläßlichkeit der Ergebnisse kein Urteil abgegeben werden kann. Es fällt auf, daß diese Studie als einzige mit Arbeitsplatzverlusten (- 275.000 gegenüber dem Referenzszenario) eines CO2-Minderungsszenarios rechnet, das das Minderungsziel der Bundesregierung mit einem Bündel ordnungsrechtlicher (insbesondere Dämmvorschriften) und marktkonformer Maßnahmen erreicht. Außer einem vagen Verweis auf die „Szenariotechnik“ wird das Vorgehen der Studie und damit die Grundlage für die Negativprognose nicht offengelegt. So fehlt zum Beispiel die Information über die Verwendung des Aufkommens der Energiesteuer im Szenario. 

Die europäische Studie, die vom Wuppertal Institut in Zusammenarbeit mit drei weiteren Instituten aus Spanien, Finnland und Schottland durchgeführt wurde, ist hinsichtlich der Modellierung und der verwendeten Technik gut dokumentiert, läßt sich jedoch aufgrund mehrerer Eigenheiten nicht mit den anderen Studien vergleichen: Ihre Ergebnisse beruhen auf europäischen Daten, sie verwendet die system-dynamische Modellierungstechnik und modelliert Szenarien aus allen Gebieten des Wirtschaftens inklusive der Agrarwirtschaft, des Verkehrs und von Konsummustern. Danach ist eine massive Reduktion des Ressourcenverbrauchs (in 50 Jahren bis 90%) und eine signifikante Reduktion der CO2-Emissionen entsprechend den ökologischen Notwendigkeiten (
) technisch und ökonomisch möglich, aber nur dann ohne Wohlstandsverluste erreichbar, wenn eine integrierte Strategie von Innovationen, Effizienz, Wandel der Konsummuster (z.B. Präferenz für langlebige Gebrauchsgüter) und eine deutliche Arbeitszeitverkürzung zu Grunde gelegt wird. Einen "Königsweg" gibt es demnach nicht; auch die Ökosteuer stellt keinen solchen dar. Das Arbeitsvolumen wird in diesem Modell in Form von Jahresarbeitsstunden berechnet. Wird bei der Umrechnung dieser Jahresarbeitsstunden in Arbeitsplätze mit  33 anstatt mit 40 Arbeitsstunden pro Woche kalkuliert, so sinkt die europäische Arbeitslosenquote auf unter 5%. Dieses Vorgehen ist jedoch nur eine mechanische Umrechnungsmethode und sollte nicht mit einer system-dynamischen Modellierung einer entsprechenden Arbeitszeitverkürzung verwechselt werden.

Ein zusammenfassendes Urteil über die vorliegenden Studien ist aufgrund der zahlreichen methodischen Mängel und Unterschiede nur schwer möglich. Allerdings geben die fast einhellig positiven Resultate der Studien Grund zu der Annahme, daß wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Erreichung ehrgeiziger ökologischer Ziele so ausgestaltet sein können, daß die Arbeitsplatzgewinne die Verluste mehr als ausgleichen. Diese Aussage wird insbesondere von der überragendenden Anzahl an Beschäftigungsgewinnen in der Simulation des Osnabrücker Modells gestützt, das eine ausreichende Berücksichtigung der wirtschaftlichen Komplexität durch die Modellierungstechnik mit einem sorgfältig recherchierten Bestand an verfügbaren Daten verbindet. Auf die Notwendigkeit einer integrierten, sozial-ökologischen Strategieentwicklung verweist die Studie von Wuppertal Institut und Partnern.

4.
Betrachtete Studien

4.1
Aktualisierte Berechnung der umweltschutzinduzierten Beschäftigung

Endbericht der Projektgemeinschaft Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Institut für Wirtschaftsforschung (ifo), Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH), Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI), 1996

In dieser Studie geht es zunächst um die Erhebung der Beschäftigungswirkungen des Umweltschutzes Mitte der 90-er Jahre. Anhand der in den Statistiken ausgewiesenen Nachfrage nach Umweltschutzgütern sollte im Auftrag des Bundesumweltministeriums mit Hilfe der statischen Input-Output-Analyse die sich daraus ergebende Beschäftigung ermittelt werden. Ein zentrales Ergebnis der Studie ist die Einschätzung, daß angesichts einer registrierten Arbeitslosigkeit von 3,7 Millionen Menschen im Jahr 1994, der Umweltbereich zu den wenigen Aufgabenfeldern mit positiver Beschäftigungsentwicklung zählt: In diesem Jahr waren in Deutschland knapp 1 Million Menschen direkt oder indirekt durch den Umweltschutz beschäftigt. Davon waren rund 655.000 in Westdeutschland. In einer früheren Studie des DIW (
) war die umweltschutzinduzierte Beschäftigung für das Jahr 1990 mit knapp 0,7 Millionen angegeben worden. 

Diese Zahlen müssen jedoch vor dem Hintergrund sowohl der statistischen Abgrenzung dessen, was als „umweltinduzierte Beschäftigung“ gilt als auch der Abschätzungsmethode gesehen werden. Die umweltschutzinduzierte Beschäftigung umfaßt nach der Abgrenzung der Projektgemeinschaft zwei unterschiedliche Phänomene: Es handelt sich um

· Beschäftigungseffekte aufgrund umweltschutzinduzierter Personalaufwendungen, d.h. Personen, die mit Umweltschutzaktivitäten betraut sind und

· Beschäftigungseffekte aufgrund der Inlands- und Auslandsnachfrage nach umweltschutzbezogenen Investitionsgütern und solchen, die dem Betrieb von Umweltschutzanlagen dienen.

Allerdings sind bei der Berechnung der quantitativen Ausprägung beider Phänomene eine Reihe von Abgrenzungs- und Erfassungsproblemen zu berücksichtigen. So gehörten von den 950.000 durch den  Umweltschutz Beschäftigten in Deutschland im Jahr 1994 über die Hälfte, nämlich circa 500.000 Personen, zu der ersten Kategorie Beschäftigter, d.h. sie waren unmittelbar an ihrem Arbeitsplatz mit Umweltschutzaufgaben befaßt. Allerdings heißt das nicht, daß sie ausschließlich umweltbezogene Tätigkeiten ausführten. Nach einer früheren Studie des DIW handelt es sich bei lediglich 7 v.H. der gesamten umweltschutzinduzierten Beschäftigung um Arbeitsplätze, bei denen die Tätigkeiten ausschließlich dem Umweltschutz zuzuordnen sind und bei denen gleichzeitig eine umweltspezifische Qualifikation im Vordergrund steht. In den übrigen Fällen stellt der Umweltschutz nur einen Teil des Arbeitsgebietes dar, oder es stehen andere Qualifikationen im Vordergrund. Des weiteren ist zu beachten, daß bei den unmittelbar im Umweltschutz Beschäftigten keine Umrechnung auf Vollzeitarbeitsplätze erfolgte. 

Über die Arbeitsplätze der 500.000 Personen, die unmittelbar an ihrem Arbeitsplatz mit Umweltschutzaufgaben befaßt sind, geben die unterschiedlichsten Statistiken, denen zum Teil unterschiedliche Konzepte umweltbezogener Tätigkeiten zugrunde liegen nähere Auskunft. Fast 200.000 dieser 500.000 Personen waren 1994 bei den Gebietskörperschaften beschäftigt. Die Aufgabenbereiche mit den meisten Beschäftigten sind die Abwasser- und Abfallbeseitigung einschließlich der Straßenreinigung mit rund 70.000 Personen, die Pflege von Grünanlagen mit circa 57.000 Personen und der Planungs-, Verwaltungs- und Vollzugsbereich mit fast 52.000 Personen. In Entsorgungs- und Recyclingunternehmen (private und öffentliche Entsorgungsunternehmen sowie der Altstoffgroßhandel) waren rund 90.000 Personen tätig. Relativ gering ist die Zahl der Beschäftigten, die im produzierenden Gewerbe unmittelbar Umweltschutzaufgaben wahrnehmen mit rund 50.000 Personen.

Versucht man, die Beschäftigungseffekte aufgrund der Nachfrage nach umweltschutzbezogenen Gütern abzuschätzen, so muß zunächst festgelegt werden, was unter „umweltschutzbezogenen Gütern“ zu verstehen ist: Die Grenze wird in dieser Studie eher eng gezogen, weil so die Datengrundlage sehr viel verläßlicher ist. Das heißt aber andererseits, daß die damit errechnete Beschäftigung durch die Produktion umweltschutzbezogener Güter eher unterschätzt als überschätzt wird. So gehören nach der Definition in der Projektgruppe Investitionsgüter für den Umweltschutz und alles, was dem Betreiben dieser Anlagen dient zu den „umweltschutzbezogenen Gütern“, vor allem also Investitionsgüter, die in den Umweltbereichen Luftreinhaltung, Abfallbeseitigung, Gewässerschutz und Lärmbekämpfung eingesetzt werden; Investitionen in Energiesparmaßnahmen oder in umweltfreundliche Transportsysteme werden aber ebensowenig dazugerechnet wie die Produktion umweltfreundlicher Produkte für den Endverbraucher. 

Die Beschäftigung, die aus der Produktion all dieser Güter resultiert, wird mit Hilfe der statischen Input-Output-Analyse abgeschätzt. Hierzu wird auf eine Lieferverflechtungstabelle zurückgegriffen, die sowohl angibt, welche Vorprodukte zur Produktion einer bestimmten Menge des in Frage kommenden Produktes benötigt werden, als auch, wieviel Arbeitsaufwand in den betrachteten Produkten und in deren Vorprodukten steckt.

Auf diese Weise wurde eine Zahl von 450.000 Arbeitsplätzen errechnet, die direkt oder indirekt (das heißt über die Produktion von Vorprodukten) an die Produktion der hier definierten „umweltschutzbezogenen Güter“ gekoppelt sind. Hiervon waren knapp 260.000 Arbeitsplätze direkt mit der Herstellung von Umweltschutzgütern verbunden. Von diesen direkt induzierten Arbeitsplätzen waren rund 84.000 bei Unternehmen des Baugewerbes und ein knappes Viertel mit rund 60.000 Personen bei Unternehmen des Maschinenbaus angesiedelt. Die durch den Umweltschutz indirekt induzierten Arbeitsplätze sind breit über alle Branchen der Wirtschaft gestreut, mit einem Schwerpunkt bei den Dienstleistungen (Abwasser- und Abfallbeseitigung, Straßenreinigung usw.). In den Dienstleistungssektoren finden sich inzwischen ungefähr 55 v.H. der umweltschutzinduzierten Arbeitsplätze; ein Ausdruck dafür, daß industrielle Investitionsgüterproduktion mehr und mehr komplementäre Dienstleistungen im Bereich Planung, Beratung, Finanzierung und Service verursacht.

Neben der Momentaufnahme der umweltinduzierten Beschäftigung im Jahre 1994 wurde auch die Entwicklung der Beschäftigung durch Umweltschutz in den Jahren 1990 bis 1994 betrachtet. Aufgrund des Datenmangels in Ostdeutschland ist ein solcher Vergleich dort nicht möglich; die folgenden Zahlen beziehen sich also allein auf Westdeutschland.

Für die unmittelbar mit Umweltschutzaufgaben Beschäftigten ergab sich ein Plus von knapp 30.000 Arbeitsplätzen oder + 11 v.H. (siehe Tabelle 2). Primär wird dies als Folge der höheren Beschäftigung in den Entsorgungsunternehmen gesehen. Daneben wurde die Beschäftigung im Bereich der sonstigen Dienstleistungen, der Organisationen ohne Erwerbscharakter, des produzierenden Gewerbes und der Gebietskörperschaften ausgeweitet. Für die Steigerung der Beschäftigung durch die Produktion von Umweltschutzgütern liegen nur Daten für die direkten Änderungen der Beschäftigung, nicht jedoch für die indirekten induzierten Arbeitsplätze vor: Direkt durch die Ausweitung der Produktion von Umweltschutzgütern wurden zwischen 1990 und 1996 in Westdeutschland  6.000 Personen mehr beschäftigt.

Alles in allem nehmen sich diese Zahlen recht gering aus, müssen jedoch vor dem Hintergrund gesehen werden, daß im gleichen Zeitraum im gesamten produzierenden Gewerbe in den alten Bundesländern die Beschäftigung um 9 v.H. zurückgegangen ist. Trotzdem ist der Anstieg der Beschäftigung im Vergleich zur Ausweitung der Umsätze vor allem im Bereich der Umweltdienstleistungen ziemlich klein. Das ist nur mit der Tatsache zu erklären, daß auch im Umweltschutzsektor die Entwicklung der industriellen Arbeitsplätze nur sehr verhalten vorankommt. An dieser Stelle sollte noch einmal darauf hingewiesen werden, daß die Studie insgesamt nur sehr vorsichtige Schätzungen vornimmt, so daß die Ergebnisse eher als Untergrenze interpretiert werden können.

Betrachtet man die Zahl von 950.000 Personen die durch den Umweltschutz eine Beschäftigung fanden, das entspricht rund 2,7 v.H. der gesamten Erwerbstätigen, so wird die beachtliche Größenordnung der Umweltschutzbeschäftigung deutlich. Bei einer regional differenzierten Betrachtung ergeben sich 650.000 umweltschutzinduzierte Arbeitsplätze in Westdeutschland, daß entspricht 2,3 v.H. der Erwerbstätigen. In Ostdeutschland entfallen 300.000 Arbeitsplätze oder 4,7 v.H. auf den Umweltschutz. Der etwa doppelt so hohe Anteil in Ostdeutschland läßt sich durch den großen Umweltsanierungsbedarf in dieser Region erklären. Berücksichtigt werden muß allerdings die Tatsache, daß allein 40 v.H. der Umweltschutzbeschäftigten in Ostdeutschland Teilnehmer an Arbeitsförderungsmaßnahmen sind, die sich im Umweltbereich ganz überwiegend Sanierungs- und Restrukturierungsmaßnahmen zuordnen lassen. Diese Grobabschätzung für die beiden Regionen wurde aufgrund einer früheren Untersuchung der umweltschutzinduzierten Beschäftigung in Berlin vorgenommen. 

Beschäftigung durch Umweltschutz in Deutschland (DIW 97)

Die Zahlen, die sich aus dieser Studie ergeben, sind sowohl hinsichtlich der Abgrenzung der betrachteten Phänomene und der Vielzahl der verwendeten Datenquellen als auch was die Sorgfalt der Methode betrifft als sehr verläßlich einzustufen. Die Projektgemeinschaft hat eine Analyse des gesamtwirtschaftlichen Ist-Zustandes und der Entwicklung in der näheren Vergangenheit vorgenommen, so daß die vorliegende Studie als Gerüst und Basis der Einschätzung der Ergebnisse der nun folgenden Studien dienen kann, die sich mit Teileffekten, einzelnen Strategien oder den Gesamtwirkungen möglicher Spielarten einer ökologische Steuerreform beschäftigen.

4.2
Arbeitsplätze durch Umweltschutz

Eine Studie der IG Metall zu den Beschäftigungswirkungen einer sozial-ökologischen Reformstrategie, IG Metall-Vorstand, 1996

In dieser Studie werden die Produktions- und Beschäftigungspotentiale des Umweltschutzsektors in den Mittelpunkt gestellt und aus gewerkschaftspolitischer Sicht erörtert. Sie ist in drei Teile gegliedert, wobei der erste überwiegend statistisches Datenmaterial über den Umweltschutzsektor auf die Frage hin auswertet, wie sich dieser Bereich als Wirtschaftssektor darstellt. Beim zweiten Teil handelt es sich um eine Literaturstudie über die Beschäftigung in diesem Sektor. Im dritten und letzten Teil werden die umweltrelevanten Sektoren Energiewirtschaft sowie Recycling- und Entsorgungswirtschaft herausgegriffen und im Detail bezüglich Entwicklung und Beschäftigungswirkungen vorgestellt. 

In einer Zusammenfassung kommt die IGM-Studie zu folgendem Schluß: 

„Die zitierten Studien belegen, daß eine Wende hin zu einer nachhaltigen Energiewirtschaft die Ziele des Klimaschutzes mit beschäftigungspolitischen Effekten verbindet. Bis zum Jahre 2010 sind die Beschäftigungswirkungen einer Energiewende insgesamt positiv. ... Zusätzliche Arbeitsplätze werden im Bereich der Steuerungstechnologie entstehen sowie bei den regenerativen Energien. Eine nachhaltige Energiewirtschaft wird darüber hinaus zu einem Ersatz von Importenergien führen, und damit die Schaffung heimischer Arbeitsplätze forcieren. Die berechneten Arbeitsplatzeffekte liegen zwischen 120.000 und 200.000 neuen Stellen. ... Verlierer einer nachhaltigen Energiewirtschaft werden allerdings der Kohlebergbau und die Stromwirtschaft sein. Zu den eindeutigen Gewinnern zählen das metallverarbeitende Gewerbe (z. B. durch effizientere Geräte) sowie die Bauindustrie (z. B. durch Wärmedämmung) und die Land- und Forstwirtschaft ( z. B. durch den Anbau von Biomasse).“ 

Wie bereits erwähnt, steht die Betrachtung des Umweltschutzes als Wirtschaftsfaktor im Mittelpunkt des ersten Teils der Studie. Es wird argumentiert, daß sich Umweltinvestitionen rentieren, da sie nicht nur einzelbetriebliche und gesellschaftliche Folgekosten einsparen, sondern auch bei den Zulieferindustrien zu positiven Wachstums- und Beschäftigungseffekten führen. Hierzu muß man allerdings anmerken, daß das ein eher kurzfristiger Effekt ist, der für alle und jede Investition gilt. Es ist schwierig, eine solche Aussage zu treffen, ohne das gesamte System zu betrachten. 

Der wirtschaftliche Stellenwert des Umweltschutzmarktes wird deutlich, wenn man sich dem Gesamtumsatz der Umweltindustrien und Umwelt-Dienstleistungsunternehmen in Deutschland zuwendet. Das ifo schätzte diesen Umsatz auf 50 Mrd. DM und das IWH/RWI 1994 sogar auf 55 Mrd. DM. Weltweit wird der Umweltmarkt von der Heinrich-Kaiser-Unternehmensberatung für 1995 auf 652 Mrd. DM veranschlagt und soll bis zum Jahr 2000 auf 904 Mrd. DM ansteigen. Außerdem wird darauf hingewiesen, daß die Wachstumsraten in diesem Bereich höher sind als im Durchschnitt des verarbeitenden Gewerbes — damit entwickelt sich dieser Markt zu einem kleinen aber nicht zu vernachlässigenden Wachstumsmotor der deutschen Wirtschaft. 

Da diese Zahlen sich aus Gründen der statistischen Erfaßbarkeit ausschließlich auf nachsorgende, additive Technologien und auf Umweltdienstleistungen beschränken und den wachsenden Anteil der sogenannten „integrierten Umwelttechniken“ (
) nicht berücksichtigen, kann man davon ausgehen, daß die wirtschaftliche Bedeutung des gesamten Umweltmarktes hierbei stark unterschätzt wird. Als wichtigste Felder werden im nachsorgenden Umweltschutz die Abwasserreinigung, die Luftreinhaltung und die Abfallbehandlung genannt. 

Der zweite Teil der Gewerkschaftsstudie widmet sich der Beschäftigungsentwicklung im Wirtschaftsbereich Umweltschutz. Dabei unterscheiden die Autoren zwischen einem nachfrage- und einem angebotsorientierten Ansatz der Studien, die sie zur Abschätzung der Beschäftigungsimpulse zur Hilfe nehmen. Bei dem nachfrageorientierten Ansatz wird mithilfe von Modellen, die sich zum Beispiel der Input-Output-Technik bedienen, simuliert, welche Beschäftigungswirkungen sich aus der Nachfrage nach Umweltgütern in den Umweltschutzindustrien selbst, aber auch in nachgelagerten Zulieferindustrien ergeben. Der angebotsorientierte Ansatz schätzt die direkte Beschäftigung in den Umweltschutzindustrien auf der Basis von Ausstellungskatalogen und Branchenverzeichnissen. Interessant ist, daß die Studien mit unterschiedlichen Techniken zu recht ähnlichen Ergebnissen kommen, was für die Qualität der hier herangezogenen Arbeiten spricht.  

Das DIW steht hierbei für den nachfrageorientierten, das ifo, das IWH/RWI und der HKU für den angebotsorientierten Ansatz (
). Sie alle ermitteln eine positive Gesamtentwicklung der Beschäftigtenzahlen bis zum Jahr 2000. Dabei werden in der DIW-Sudie (1993) ca. 1 Mio. Personen ausgewiesen, die im Jahre 2000 mittelbar oder unmittelbar mit Umweltschutzaufgaben befaßt sein werden (
). Als Indikator für die positive Entwicklung der Beschäftigtenzahlen im Umweltschutz wird auch ihr Anstieg von durchschnittlich 0,2% pro Jahr seit 1980 aufgeführt, eine Zahl, die erst dann Bedeutung bekommt, wenn man sich die Arbeitsplatzverluste im verarbeitenden Gewerbe, z. B. von 1,3% im Zeitraum von 1980 bis 1986, vor Augen hält. Des weiteren wird eine Aufschlüsselung der im Umweltschutz bestehenden Arbeitsplätze nach Branchen, Betriebsgrößen, Umwelttechnologien und Bundesländern vorgenommen. In der Annahme eines „realpolitischen“ (
) Trendszenarios des DIW wird das Erreichen einer Mehrbeschäftigung im Umweltschutz von rund 185.000 Personen in Westdeutschland für das Jahr 2000 in Aussicht gestellt. Für Ostdeutschland ergibt sich bis zum Jahr 2000 eine erhebliche Zunahme an Beschäftigungseffekten im Bereich der Umweltschutzgüterindustrie. Für Ostdeutschland ermittelt das DIW-Modell eine Zahl von 270.000 Beschäftigten die, ausgelöst durch die Nachfrage nach Umweltschutzgütern, für den Umweltschutz arbeiten werden, wovon 32.000 Personen durch die Ausfuhr beschäftigt werden. 

Abb.: 
Beschäftigte für den Umweltschutz in 1000 Personen (IGM 1996, Quelle: Berechnungen des Ifo-Instituts, Sprenger 1989)

Der letzte Abschnitt des zweiten Teils der Studie befaßt sich mit einem ganz anderen Thema: Hier geht es nicht um Arbeitsplätze in Umweltschutzindustrien oder in deren Zulieferindustrien, sondern um die gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsfolgen einer ökologischen Steuerreform, um Arbeitsplätze in allen Wirtschaftsbereichen, die dadurch entstehen, daß mit Hilfe einer ökologisch ausgerichteten Steuerreform der Produktionsfaktor Arbeit von Steuern entlastet und statt dessen der Produktionsfaktor Energie mit Steuern belastet wird. Hierzu wurde ebenfalls die vom DIW für Greenpeace angefertigte Studie als Beurteilungsmaßstab herangezogen und ihre Ergebnisse übernommen, ohne sie vor dem Hintergrund der getroffenen Annahmen zu relativieren (
). 

Mit einer Kostenentlastung arbeitsintensiver Branchen in Form einer unmittelbaren Senkung der Lohnnebenkosten auf der einen und auf der anderen Seite einer Verteuerung des Faktors Energie, wird in der Basisvariante der Szenarien ein Arbeitsplatzeffekt von 600.000 Arbeitsplätzen in 10 Jahren ermittelt. Das Aufkommen der Ökosteuer wird in der Studie zum Teil dazu verwendet, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung zu senken (was einer direkten Kostenentlastung des Produktionsfaktors Arbeit gleichkommt, ohne daß den Arbeitnehmern etwas von ihrem Lohn genommen wird). Gegen dieses Verfahren wenden sich jedoch die Autoren der IGM-Studie ganz deutlich, da es die hälftige Finanzierung der Sozialversicherung aushebeln würde. Weiterhin wird darauf hingewiesen, daß der DIW-Vorschlag für eine ökologische Steuerreform nur ein möglicher Ansatz ist, aber ganz generell von einem positiven Nettobeschäftigungseffekt ausgegangen werden kann.  

Der zweite Teil der Studie schließt mit einer Zusammenfassung mit folgenden Kernaussagen: 

· Die Entwicklung neuer, umweltfreundlicher Produkte und integrierter Umweltschutz-techniken kann zusätzliche, zukunftssichere Arbeitsplätze schaffen. 

· Die Metallindustrie (Maschinenbau) gehört sowohl bei den nachsorgenden als auch bei den integrierten Technologien zu den Gewinnern einer ökologischen Wende. 

· Nach Schätzungen des DIW werden bei einer Trendfortschreibung zwar 55.000 Arbeitsplätze zwischen 1990/91 und 2000 durch Verdrängung durch dynamische Unternehmen im Umweltschutzmarkt verloren gehen, jedoch verbleibt ein positiver Nettoeffekt von 185.000 Beschäftigten. 

· Unter dem Beschäftigungsaspekt werden integrierte Techniken in erster Linie bestehende Arbeitsplätze sichern. 

· Die Umweltbranche ist stark von kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU) geprägt. So müßten Förderinstrumente zur Unterstützung und Stabilisierung der Umweltindustrien auch die speziellen Bedürfnisse der KMU im Auge haben. 

Der letzte Teil der Studie befaßt sich mit der wirtschaftlichen Entwicklung der Sektoren Energiewirtschaft sowie Recycling- und Entsorgungswirtschaft als klassische Umweltschutzbranchen und mit deren Beschäftigungswirkungen. Dabei werden diese Sektoren detailliert analysiert und neue Wege in der Energiepolitik aufgezeigt. Unter anderem werden Szenarien (
) erörtert, die auf einem Ausstieg aus der Atomenergie, dem Ausbau der regenerativen Energiesysteme und massiven Einsparungen beim Stromverbrauch basieren, und es werden die dort ermittelten positiven Beschäftigungseffekte zitiert. 

Im Bereich der Recycling- und Entsorgungswirtschaft kam es seit der Verabschiedung der Verpackungsverordnung und der Gründung des DSD zu einem regelrechten Boom, der sich auch auf die Arbeitssituation in diesen Bereichen ausgewirkt hat, so daß die Gesamtbeschäftigtenzahl in der Entsorgungswirtschaft 1995 bereits 180.000 bis 200.000 betrug. Durch neue Konzepte wie arbeitsintensives Demontieren statt Verschrotten, mit denen vor allem im Zuge der Durchsetzung des Kreislaufwirt​schaftsgesetzes gerechnet wurde, rechnen die Autoren der Studie mit einer weiteren positiven Entwicklung der Beschäftigungszahlen im Bereich der Recycling- und Entsorgungswirtschaft (
). 

Alles in allem zeigen die Ergebnisse der Studie, daß ihr Titel „Arbeitsplätze durch Umweltschutz“ im Bereich der nachsorgenden Umweltschutzindustrien durchaus seine Berechtigung hat; in den Teilen 1 und 3 wurden die Statistiken hier genau unter die Lupe genommen. Was die Beschäftigungsprognosen und –szenarien betrifft, die mithilfe ausgedehnter Literaturarbeit in Teil 2 vorgenommen wurden, so wurden Ergebnisse anderer Studien teilweise sehr unkritisch übernommen.

4.3
Umwelt und Beschäftigung - Brückenschlag für eine lebenswerte 
Zukunft

Umweltbundesamt Berlin, 1997 

Die Arbeit des Umweltbundesamtes beleuchtet das Thema Umweltschutz und Beschäftigung sowohl hinsichtlich der Qualität der „Umweltschutzarbeitsplätze“ als auch auf volkswirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Ebene. Dabei wird auf der Basis vorhandener Daten überwiegend qualitativ argumentiert. 

Aus der Perspektive der einzelnen Unternehmung werden insbesondere das Innovationspotential und der Kostensenkungsfaktor des Umweltschutzes betont und damit das Bestehen der Unternehmung im Konkurrenzkampf als Voraussetzung zur Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Arbeitsplätze. Volkswirtschaftlich werden die Exportchancen des wachsenden Marktes „Umweltschutzgüter“ in den Vordergrund gestellt und Fördermaßnahmen vorgeschlagen, die es auch kleinen und mittelständischen Unternehmen erleichtern sollen, diese Chancen zu nutzen.  

Mit dieser Arbeit soll keine wissenschaftliche Studie im eigentlichen Sinne vorgelegt werden, weshalb die Analysen teilweise eher an der Oberfläche bleiben, sondern eine Informationsbroschüre deren Anliegen es ist 

„nicht, beschäftigungspolitische Wunder allein durch Umweltschutz zu versprechen. Auch kann es nicht darum gehen, Umweltschutz beschäftigungspolitisch zu legitimieren. Denn Umweltschutz braucht keine beschäftigungspolitische Legitimation. Vielmehr sollen die Synergien zwischen Umwelt- und Beschäftigungszielen mit aktuellen Hintergrundinformationen beleuchtet werden.“ (
) 

Zur Beschreibung der Ausgangslage werden zunächst die drängendsten Umweltprobleme aufgeführt wie der Abbau der Ozonschicht oder  der ausufernde Verbrauch an Rohstoffen. Ihnen gegenübergestellt wird die Beschäftigungsproblematik mit hoher Sockelarbeitslosigkeit und damit sinkendem Vermögen des Wirtschaftswachstums, die Arbeitslosigkeit abzubauen.  

Aus dieser Ausgangslage heraus wird dann ein „Brückenschlag“ vorgenommen, der die wirtschaftliche Herausforderung des Umweltschutzes als Grundlage zur Arbeitsplatzsicherung und –schaffung herausstellt.  

Auf betrieblicher Ebene werden dazu die Vorteile der sogenannten „integrierten Umweltschutztechnologien“ in den Vordergrund gerückt. Darunter versteht man nach einer Definition des Büros für Technikfolgenabschätzung bei Deutschen Bundestag Technologien mit folgenden Eigenschaften: 

· sparsamer Umgang mit Energien und stofflichen Ressourcen, 

· produktionsprozeßintegriertes Recycling und Kreislauffrückführung (primäres Recycling), 

· Verringerung des unvermeidlichen Reststoffanfalls, 

· Substitution umweltschädlicher Einsatzstoffe, 

· Substitution von Produkten und Produktionsprozessen durch weniger umweltschädliche, 

· weitgehender Verzicht auf end-of-pipe- und additive Technologien, 

· Berücksichtigung der vor- und nachgelagerten Stufen eines Produktionsprozesses oder eines Produktes (liefe-cycle-Betrachtung), (
)

· Recyclingfähigkeit und umweltverträglichere Entsorgung unvermeidbarer Reststoffe und nicht mehr brauchbarer Produkte.“_  

Sie verbinden den ökologischen Nutzen, Umweltprobleme durch Vermeidung gar nicht erst entstehen zu lassen, mit dem ökonomischen Vorteil, daß keine zusätzlichen Umweltschutzkosten entstehen, wie sie durch die Beseitigung zusätzlicher Umweltschäden notwendig wären. Außerdem sind diese Technologien häufig hochinnovativ und für ihre Produzenten ein Wettbewerbsvorteil auf dem Investitions- und Konsumgütermarkt.  

Daß das Investieren in Umweltschutz sich lohnen kann, insbesondere wenn es mit sowieso fälligen Investitionen verbunden wird, zeigt die Studie anhand mehrerer Beispiele. So konnte die mittelständische Firma Berentzen ihre jährlichen Betriebskosten mit einer Investition von 10.000 DM um 80.000 DM senken. Profitiert hat davon auch die Gewässerqualität durch Senkung des Frischwasserverbrauchs, des Abwassers und der benötigten Reinigungsmittel. 

Wie Umweltgesichtspunkte die Arbeitswelt verändern, ist ein weiteres Thema der einzelwirtschaftlich ausgerichteten Betrachtung. Umweltschutz wirkt sich auf die Arbeit in nahezu allen Berufsbildern aus, ob es sich nun um den Landwirt handelt, der biologischen Landbau statt chemieunterstützter Intensivlandwirtschaft betreibt oder um eine Fernsehtechnikerin, die Altgeräte verwertet und die Reststoffe umweltgerecht versorgt. Auch haben sich viele eigenständige Berufsbilder um den Umweltschutz herum entwickelt oder in diese Richtung weiterentwickelt, wie die bundesweite Fortbildungsregelung zum Natur- und Landschaftspfleger (in Vorbereitung) zeigt. Mehr und mehr werden jedoch Umweltschutzkenntnisse zur Querschnittsanforderung, die an vielen Arbeitsplätzen eine Rolle spielt. 

Was die Arbeitsplätze im Umweltschutzsektor selbst betrifft, so wird festgestellt, daß das Ausbildungsniveau der Umweltschutzarbeitsplätze im privaten Sektor überdurchschnittlich hoch, im öffentlichen eher niedrig ist. Das liegt daran, daß es sich im privaten Sektor überwiegend um Teile der Investitionsgüterindustrie handelt, bei denen viele Planungs- und Technikaufgaben und zudem Wartungs- und Reparaturarbeiten zu bewältigen sind, für die qualifiziertes Personal gebraucht wird. Im Bereich der öffentlichen Hand besteht ein großer Anteil der Umweltschutzaufgaben im Bereich der Entsorgung. Besonders ABM-Stellen haben im Umweltbereich große Bedeutung gewonnen: Etwa 40% aller ABM-Beschäftigten arbeiten für den Umweltschutz. Vor allem in den Neuen Ländern können so dringende Probleme gelöst werden, die anderenfalls auf lange Sicht unlösbar wären: Die Umweltschäden aus der Zeit der DDR können Stück für Stück abgetragen werden, viele Arbeitslose finden eine Beschäftigung und damit eine neue Lebensperspektive, und die Verbesserung der Umweltqualität leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Standortverbesserung im Gebiet der ehemaligen DDR. 

Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene werden die Beschäftigungswirkungen des Umweltschutzes anhand der Ergebnisse mehrerer Studien, die auch in der vorliegenden Arbeit berücksichtigt wurden (
) herausgearbeitet und qualitativ analysiert. Mit gut 60 Mrd. DM haben die Umweltschutzausgaben in Deutschland 1994 eine Größenordnung erreicht, die etwa 2% der gesamten Wirtschaftsleistung ausmacht. Wenn man dann noch berücksichtigt, daß mehr als die Hälfte aller Umweltschutzausgaben vom Staat getragen werden und im verarbeitenden Gewerbe im Schnitt nicht einmal 1% vom Umsatz ausmachen, wird klar, daß von den „gravierenden Wettbewerbsnachteilen“ durch Umweltschutzausgaben auch im internationalen Vergleich keine Rede sein kann. 

Die Qualität des  „Standorts Deutschland“ jedenfalls wird durch die hiesige Umweltschutzpolitik nicht negativ beeinflußt. Eine Studie der Amerikanischen Handelskammer in Deutschland, die US-amerikanische Führungskräfte nach ihren Kritikpunkten am Standort Deutschland befragte, kam zu dem Ergebnis, daß die relativ strengen Umweltschutzauflagen hierzulande kein Investitionshemmnis sind; Probleme machen vielmehr die hohen Personalkosten, das strenge Arbeitsrecht, das hohe Steuer- und Abgabenniveau, die Macht der Gewerkschaften und die unflexible Bürokratie. Genauso werden Auslandsinvestitionen deutscher Firmen kaum aufgrund der deutschen Umweltschutzgesetzgebung entschieden; hier spielen neben den oben genannten Punkten strategische Entscheidungen über Marktanteile, die Präsenz auf Auslandsmärkten oder auch die Umgehung von Handelsschranken und Importrestriktionen eine tragende Rolle. 

Was die künftige Entwicklung von Beschäftigungsaussichten im Umweltschutz sowie mittelbar durch ihn betrifft, so wird gemutmaßt, daß der Umfang additiver Technologien in den kommenden Jahren eher zurückgeht und mehr und mehr durch integrierte Umweltschutztechnologien ersetzt wird. Zu den Beschäftigungswirkungen integrierter Umweltschutzmaßnahmen gibt es noch keine Modelle auf empirischer Datenbasis, die dann ähnlich wie die hier beschriebenen Studien über die Wirkungen des Ausbaus bestimmter Energiesysteme Aussagen über die geschätzte Anzahl zusätzlicher Arbeitsplätze erlauben. Das liegt vor allem daran, daß diese Technologien statistisch kaum erfaßbar sind, da der Umweltaspekt nur einen Teilbereich der Eigenschaften dieser Technologien ausmacht und sie in der Regel in anderen Kategorien erfaßt werden. Eine qualitative Analyse wird derzeit vom Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung in Mannheim durchgeführt, deren erste Überlegungen in Tabelle 4 zusammengefaßt werden. 

Der Umweltschutzmarkt wird, sowohl national als auch weltweit, ähnlich genau unter die Lupe genommen wie in der Studie der IG-Metall (
), weshalb an dieser Stelle nicht auf alle Einzelheiten eingegangen werden soll. Ein zusätzlicher Schwerpunkt wird in dieser Arbeit auf kleine und mittelständische Unternehmen gelegt, aus deren Reihen ein besonders hoher Anteil exportfähiger Umweltschutzgüter stammt, und auf ihre Möglichkeiten sich auf die Herausforderungen des Weltmarktes einzulassen. Mit Blick auf die intensive Exportförderung, die in den USA und Kanada speziell auch für die Umweltschutzindustrie eingerichtet wurde, schlägt das Umweltbundesamt auf der Grundlage der Ergebnisse einer Studie der Schitag Ernst & Young UmweltManagement GmbH unter anderem folgende Maßnahmen vor: 

· bessere Information über vorhandene Exportförderungsinstitutionen, 

· die Einrichtung weiterer internationaler Transferzentren für Umwelttechnik in Deutschland, 

· Unterstützung bei der Kontaktanbahnung im Zielland. 

TABELLE 4: Beschäftigungseffekte bei verstärktem Einsatz integrierter Umweltschutztechnik 

Mögliche negative Effekte
Mögliche positive Effekte_

Beschäftigungseinbußen bei den Betreibern nachgeschalteter (= additiver) Umwelttechnik
Beschäftigungsgewinne für Vermittlungs-, Beratungs- und Finanzierungsagenturen für integrierten Umweltschutz (z.B. Contracting-Dienstleistungen für Energiesparmaßnahmen)

Beschäftigungseinbußen bei den Anbietern additiver Umwelttechnik
Beschäftigungsgewinne bei den Anbietern integrierter Umweltschutztechnik und energie- und rohstoffschondender Technik

Beschäftigungseinbußen in der Energie-gewinnung und –umwandlung sowie der Rohstoffgewinnung und –verarbeitung durch Produktionsrückgang
Beschäftigungsgewinne im Fall von „win-win-options“ durch anderweitige Verwendung der eingesparten Mittel

Beschäftigungseinbußen in der die Energie- und Rohstoffwirtschaft beliefernden Investitionsgüterindustrie
Beschäftigungsgewinne aufgrund erhöhter Wettbewerbsfähigkeit durch Einsatz produktions- und produktintegrierter Umweltschutztechnik

Beschäftigungseinbußen aufgrund der mit der Implementierung von integrierter Umweltschutztechnik möglicherweise verbundenen Erhöhung der Arbeits-produktivität
geringere Verdrängungseffekte als beim Einsatz additiver Technik (da diese Investitionen in „normale“ Produktions-investitionen eingebettet sind)

Quelle: Umweltbundesamt 1997  

Insgesamt dürfte diese Arbeit ihr Ziel erreichen, das Thema „Umweltschutz und Beschäftigung“ rundum zu behandeln, aktuelle Informationen relativ ungefärbt weiterzugeben und so das Vorurteil abbauen zu helfen, Umweltschutz bedeute vor allem zusätzliche Kosten und vernichte so Arbeitsplätze. 

4.4
Auswirkungen der öffentlichen Förderung im Hinblick auf Arbeitsplatzeffekte am Beispiel der Windenergie 

Ole Langniß, Joachim Nitsch, Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt DLR e.V., Stuttgart, 1997 

In diesem Beitrag wird das Verhältnis öffentlicher Fördermittel zur Beschäftigungswirkung dieser Fördermittel am Beispiel von  Wind- und Kernenergie untersucht. Kernaussage der Studie ist, daß die öffentlichen Mittel, unter dem Gesichtspunkt der Sicherung von gewerblichen Arbeitsplätzen betrachtet, im Bereich der Windenergie erfolgreicher eingesetzt werden können als im Bereich der Kernenergie. Dabei stützt sich die Arbeit auf empirische Daten, die den gesamten bisherigen Nutzungszeitraum dieser beiden Energietechnologien abdecken. Es werden jedoch nur Arbeitsplätze der Hersteller, der Betreiber sowie der direkten und indirekten Zulieferer berücksichtigt. Aus diesen Daten leiten die Autoren ab, in welchem Ausmaß sich eine Technik mittels öffentlicher Fördermittel über Forschung, Entwicklung und Demonstration hinaus langfristig auf dem Markt etablieren konnte. 

Der beachtliche Anstieg der Stromproduktion durch Windenergieanlagen von 10 Megawatt (MW) im Jahre 1988 bis auf 1.137 MW im Jahre 1995 wurde maßgeblich durch den im Rahmen des 250-MW-Wind-Programms des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gewährten Betriebskostenzuschuß in Höhe von 108 Mio. DM für die Jahre 1990 bis 1995 vorangetrieben sowie insbesondere durch die per Stromeinspeisungsgesetz seit dem 1.1.1991 festgelegten Einspeisevergütungen für Strom aus Windkraftanlagen. Zusätzlich zu diesem Programm sind seit 1980 kumuliert 262 Mio. DM im Rahmen der direkten Projektförderung durch das BMBF ausgegeben worden. Hinzu kam eine Förderung durch die Bundesländer in Höhe von 214 Mio. DM, die Förderung des BMWI in Höhe von 13 Mio. DM und ein Zinsvorteil aus Darlehen der Deutschen Ausgleichsbank in Höhe von insgesamt 35 Mio. DM. 

Insgesamt also wurde die Windenergie seit 1980 mit einer öffentlichen Förderung von 631 Mio. DM bedacht, wovon rund 60% aus dem Haushalt des BMBF stammen. Betrachtet man die Fördersumme pro installierter Leistungseinheit, so ergibt sich ein Verhältnis von 555.000 DM/MW. Die Fördersumme für die genutzte Energie, ohne Berücksichtigung des Stromeinspeisungsgesetzes, beträgt 163.049 DM/GWh. Einzelheiten hierüber gibt Tabelle 5. 

Gegenwärtig sind rund 5.000 Arbeitnehmer bei in Deutschland ansässigen Windkraftanlagenherstellern und -zulieferern beschäftigt, wovon 1.700 direkt bei den Anlagenherstellern tätig sind, der Rest bei Zulieferern und Dienstleistern. 

Bei der Arbeitsproduktivität verzeichnen die Windkraftanlagenhersteller deutliche Zuwächse. Wo im Jahre 1989 noch 20 Beschäftigte notwendig waren, um ein Megawatt Leistung zu erzeugen, bedurfte es 1995 nur noch durchschnittlich 4,4 Beschäftigte/MW. Betrachtet man das Verhältnis der 1.700 direkt bei den Windkraftanlagenherstellern beschäftigten Personen zur genutzten Energie, dann ergibt sich ein Wert von 3,5 Personen pro GWh. 

TABELLE 5: Entwicklung der Windenergienutzung seit 1980 (DLR 1997) 


1988
1990
1992
1994
1995
Durchschnitt

Bestand (MW)
10
62
180
643
1.137
–

Zubau (%/a)
159%
183%
63%
94%
77%
108%

Erzeugung (GWh)
13
81
281
984
1.797
–

Beschäftigte
n.b.
1.200
1.750
3.700
5.000
2.270

Förderung (Mio. DM)





Summe

250MW-Prgr. BMBF
–
4
16
27
28
108

sonst. Förder. BMBF
187
18
9
11
7
262

Förderung BMWi
–
–
–
–
13
13

Zinsvorteil Darlehen (DtA)
–
–
2
11
17
35

Länderförderung
–
–
20
71
36
214

Gesamte Förderung
187
22
47
120
100
631

Stromeinspeisungsgesetz
–
–
6
24
57
101

Quelle: DLR 1997

Die Kernenergie ist ebenfalls ein Beispiel für eine durch öffentliche Förderung angestoßene Energietechnik, die allerdings auf einen wesentlich längeren Nutzungszeitraum von 40 Jahren zurückblicken kann. Daraus resultiert eine gesamte Forschungsfördersumme für die Kernenergie bis 1995 von 39,1 Mrd. DM oder jahresdurchschnittlich 1.000 Mio. DM (siehe Tabelle 5). Eine grobe Abschätzung läßt die Aussage zu, daß die Kernenergie in den letzten 40 Jahren rund 340.000 GWh genutzter Energie zur Verfügung gestellt hat, was einer durchschnittlichen Summe von circa 8.530 GWh pro Jahr entspricht. Über dieses Verhältnis läßt sich eine Fördersumme von 121.571 DM/GWh genutzter Energie berechnen. Das Verhältnis der Fördersumme zur installierten Leistung führt jedoch zu einer Zahl von 1,6 Mio. DM/MW. Natürlich handelt es sich hierbei um keinen seriösen Vergleich, da sich der sehr lange Betrachtungszeitraum zugunsten der Kernenergie auswirkt.  

Eine Umfrage des Deutschen Atomforums e.V. von 1996 gibt die Zahl der Beschäftigten in der deutschen Kernenergieindustrie mit derzeit 38.000 an. Davon sind 8.000 direkt bei den Betreibern der Kernkraftwerke beschäftigt, weitere 16.000 bei direkten und indirekten Zulieferern der Betreiber. Auch in der Kernenergieindustrie ist eine deutliche Zunahme der Arbeitsproduktivität zu verzeichnen, so daß im Jahr 1995 nur noch 1,6 Beschäftigte pro installierten MW bzw. 0,25 Beschäftigte pro genutzter Energie in GWh für die Kernenergie tätig sind. Der Wert der direkt bei den Anlagenbetreibern beschäftigten Personen im Verhältnis zur genutzten Energie liegt bei 0,94 Beschäftigten pro GWh, also bei nicht einmal einem Drittel verglichen mit der Windenergie.  

TABELLE 6: Entwicklung der Kernenergie in Deutschland seit 1967  

Zeitraum
1956-65
1966-73
1974-81
1982-89
1990-95
Durchschnitt 1966-95

Bestand Ende der Periode (MW)
15
2.413
10.363
23.900
23.900
--

Mittlerer Zubau (%/a)
–
89%
20%
11%
0%
12%

Erzeugung am Ende der Periode (GWh/a)
–
11.800
53.600
149.4001
151.200
–

% gesamter Stromerzeugung 
–
5,4%
17,4%
33,9%
28,7%
–

Mittlere Beschäftigungszahl
–
14.200
50.300
57.400
37.300
42.540

Mittlere Förderung (Mio.DM/a)
370
1.087
1.114
1.268
550
1.037

Quelle: DLR 1997 

Unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten muß bei einem Vergleich der beiden Energieerzeugungssysteme eine differenziertere Betrachtung vorgenommen werden: Zum einen hat sich gezeigt, daß zur Erzeugung einer GWh Strom aus Windkraftanlagen eine um circa 60.000 DM höhere Förderungssumme pro Jahr notwendig ist als bei der Kernenergie, zum anderen ist jedoch der Beschäftigungsaspekt der Windenergie nicht zu vernachlässigen, da sie um einen Faktor 11 beschäftigungsintensiver pro bereitgestellter GWh ist als die Kernenergie. Eine Gesamtbilanzierung würde somit volkswirtschaftlich für eine Förderung der Windenergie sprechen, was zudem auch als ökologisch sinnvoller wäre und eine wesentlich höhere gesellschaftliche Akzeptanz genießen würde.  

Betriebswirtschaftlich wird anders gerechnet. Hier steht die Personalkostenreduzierung an erster Stelle und somit einem Ausbau der Nutzung der regenerativen Windenergie entgegen. Um eine genaue Aussage treffen zu können, müßte eine separate Betrachtung der Verwendung der Fördergelder durchgeführt werden, in der Gelder für Forschung und Entwicklung sowie Betriebskostenzuschüsse differenziert ausgewiesen werden. Des weiteren sollte eine Betrachtung der geförderten Großprojekte (GROWIAN, Schneller Brüter etc.) enthalten sein, die nie in das Netz eingespeist haben und dennoch immense Summen an Fördergeldern verschlungen haben. Eine ganzheitliche Betrachtung der Kosten-/Nutzenrechnung müßte auch die Abeitsplatzgestehungskosten, die volkswirtschaftlichen Kosten für eine arbeitslose Person usw. beinhalten. Ebenso sind das Risikopotential der Kernenergie sowie die Kosten der Lagerung des radioaktiven Abfalls nicht in Geldeinheiten umgerechnet und verfälschen das Bild zugunsten der Kernenergie. 

4.5
Förderung der Photovoltaik und der Windenergie und die daraus 
resultierenden Arbeitsplätzen 

Volker U. Hoffmann, Georg Hille, Institut für Solare Energiesysteme der Fraunhofer Gesellschaft, 1997 

Diese für Greenpeace erstellte Langzeitstudie des Instituts für Solare Energiesysteme beschäftigt sich mit den regenerativen Stromerzeugungssystemen aus Windkraft und Photovoltaik. Es wird ein Förderprogramm für Photovoltaik und Windenergie zur Erreichung einer bestimmten Erzeugungsleistung entwickelt und der daraus entstehende direkte Beschäftigungsbedarf ermittelt. So könnten im 2010 durch den Ausbau dieser beiden Energiesysteme etwa 15.000 direkt mit Produktion und Wartung verbundene Arbeitsplätze geschaffen werden, ohne Arbeitsplatzeinbußen in anderen Bereichen der Volkswirtschaft gerechnet. Die Schaffung indirekter Beschäftigung (über die Lieferung von Vorleistungen) wird in derselben Größenordnung veranschlagt, wobei die dafür verwendete Abschätzungsmethode etwas undurchsichtig ist. 

Ausgehend von der Annahme, daß eine Markteinführung dieser Techniken unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nur durch die Bereitstellung entsprechender Fördermittel seitens des Bundes und der Länder bzw. einer kostendeckenden Vergütung des in das öffentliche Netz eingespeisten Stromes denkbar sei, versuchen die Autoren einen Ansatz für effektive Programme zur Förderung dieser regenerativen Stromerzeugungssysteme auszuarbeiten.  

Dabei gehen sie aus von einem Zubau an installierter Leistung zwischen 1998 und 2010, wie er in einem Greenpeace Szenario zum Ausstieg aus der atomaren Stromerzeugung von 1994 berechnet wird: ein Ausbau der Photovoltaik von heute 15 MWpeak auf 1.200 MWpeak im Jahr 2010 bzw. der Windenergie von heute 1.650 MW auf 9.750 MW im Jahr 2010. Weitere Grundlage der Erarbeitung der Förderungsprogramme sind die prognostizierte Entwicklung der Investitionskosten sowie die Entwicklung der durchschnittlichen Stromgestehungskosten.  

Bei der Photovoltaik werden in dieser Studie netzgekoppelte Photovoltaik-Anlagen kleiner Leistung betrachtet, wie sie im Rahmen zum Beispiel des 1000-Dächer Programms auf den Dächern von Privathäusern installiert wurden, d.h. mit einer Leistung von 1 bis 5 kWpeak . Im Falle der Windenergie werden große Windkraftanlagen mit Standorten eher im Binnenland betrachtet, von denen angenommen wird, daß sie von privaten Netzeinspeisern, wie zum Beispiel Betreibergesellschaften, betrieben werden. 

Für die Entwicklung der Investitionskosten in den nächsten 22 Jahren wird jeweils ein optimistisch sowie ein pessimistisch geprägter Zeitpfad angenommen, wobei sowohl eigene Überlegungen als auch verschiedene Untersuchungen anderer Institute berücksichtigt werden. Die daraus entstandenen Prognosen können der Tabelle 7 entnommen werden. 

Aus diesen Informationen wurde der Finanzbedarf für das gesamte Förderprogramm zur Erreichung des vorgegebenen Ausbauziels errechnet. Danach betragen die aufzubringenden Fördergelder beider Energieerzeugungssysteme bei einer angenommenen optimistischen Variante für den Zeitraum 1998 bis 2034 durchschnittlich rund 470 Mio. DM im Jahr, von 1998 bis 2010 wären das insgesamt rund 4,2 Mrd. DM, in etwa hälftig auf beide Energieträger aufgeteilt. In der pessimistischen Variante (schwache Kostensenkung) erhöht sich der jährliche Durchschnittswert auf rund 644 Mio. DM, alles in allem fallen dann knapp 8,3 Mrd. DM bis 2010 an, wobei 5 Mrd. DM allein zur Förderung der Photovoltaik aufgewendet werden müßten. 

Die Photovoltaik soll in dem vorgeschlagenen Förderprogramm über einen Mix aus Investitionskostenzuschuß durch Land oder Bund und einer Vergütung der des mit den Anlagen erzeugten Stroms in das öffentliche Netz, die über den aktuellen Stand der Stromeinspeisungsvergütung im Stromeinspeisungsgesetz hinausgeht. Die Windenergie soll nur über eine Finanzierung der Mehrkosten, die über den Ertrag durch die Stromeinspeisung hinaus anfallen gefördert werden. Finanziert werden soll das Programm über eine moderate Strompreiserhöhung, die mit 0,085 Pf/kWh bei starken Kostendegression bzw. 0,103 Pf/kWh bei schwacher Kostendegression (ohne 1,72 Mrd. DM für den Investitionszuschuß für Photovoltaikanlagen) beziffert wird. Das würde für einen durchschnittlichen 4-Personenhaushalt mit 3.600 kWh Jahresverbrauch eine jährliche Erhöhung der Stromrechnung um 3,06 DM bzw. 3,71 DM bedeuten. 

Anschließend wird eine Abschätzung der durch die Auflage dieses Förderprogramms gewonnenen Arbeitsplätze vorgenommen. Dabei geht aus den Unterlagen nicht genau hervor, ob es sich nun um eine statische Input-Output-Analyse handelt, und wenn ja auf Basis welcher Input-Output-Tabelle (
) oder nicht.  

TABELLE 7: Spezifische Investitionskosten für Photovoltaik und Windenergie 

Jahr

Photovoltaik

Windenergie


pess. Variante
opti. Variante
pess. Variante
opti. Variante


(DM/kWp)
(DM/kWp)
(DM/kWp)
(DM/kWp)

1998
14.500
14.500
2.180
2.180

1999
14.500
14.500
2.080
2.080

2000
12.600
13.100
2.050
2.010

2001
12.300
12.300
2.020
1.980

2002
12.000
11.100
1.990
1.860

2003
11.600
10.200
1.960
1.790

2004
11.200
9.600
1.930
1.730

2005
10.900
9.000
1.900
1.670

2006
10.600
8.300
1.870
1.610

2007
10.400
7.800
1.840
1.560

2008
10.200
7.400
1.810
1.520

2009
10.000
7.100
1.780
1.480

2010
9.800
6.900
1.750
1.450

Trend 1998 - 2010
- 32%
- 52%
- 20%
- 34%

Quelle: ISE 1997 

Die Abschätzung der direkten Beschäftigungseffekte bei den Lieferanten der Anlagen und Zubehörteile sowie einiger indirekter Effekte bei Service und Wartung erfolgt sehr genau und detailliert. Im Untersuchungszeitraum zu erwartende Produktivitätssteigerungen in den betrachteten Sektoren werden dabei ebenso berücksichtigt wie die unterschiedlichen Arbeitsintensitäten bei Produktion, Handel und Wartung. Im Bereich der indirekten Arbeitsplatzeffekte findet sich diese Sorgfalt in der Ausarbeitung jedoch nicht wieder. So wird zum Beispiel auf eine in einer anderen Studie mittels dynamischer Input-Output-Analyse ermittelter erhöhter Konsumnachfrage der privaten Haushalte durch ein erhöhtes Einkommen zurückgegriffen, ohne daß man den Eindruck hat, daß die Rahmenbedingungen sowohl der Förderung als auch der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in beiden Studien gleich sind; die Ergebnisse der Analyse indirekter Effekte werden hier trotzdem — jedoch mit Vorbehalt —wiedergegeben: 

Direkt entstehen nach den vorliegenden Untersuchungen im Bereich der Windenergie im betrachteten Zeitraum 6.900 Dauerarbeitsplätze, so daß im Jahr 2010 7.700 Personen hier direkt beschäftigt sind. Für die Photovoltaik wird ein Zuwachs von 3.700 Beschäftigungsverhältnissen ausgewiesen, was eine direkte Beschäftigungszahl von 7.900 im Jahre 2010 ergibt. Als indirekt durch den Ausbau der Photovoltaik durchschnittlich beschäftigte Personen errechnen die Autoren eine Gesamtzahl von 1.500 im optimistischen und 1.960 im pessimistischen Szenario; für die Windenergie ergeben sich 2.570 bzw. 2.760 Arbeitsplätze. Optimistisch heißt hier, daß eine relativ starke Senkung der Kosten im Untersuchungszeitraum angenommen wird, die weniger Personen beschäftigt als eine pessimistische Schätzung, die nur von einem geringen Kostensenkungspotential ausgeht. Diese Mehraufwendungen müßten allerdings von der Gesellschaft mit einer höheren notwendigen Förderung pro Arbeitsplatz bezahlt werden. 

Insgesamt geht die Studie davon aus, daß durch das vorgeschlagene Förderprogramm für Photovoltaik und Windenergie im Untersuchungszeitraum im Durchschnitt 21.200 zukunftssichere Arbeitsplätze geschaffen werden. Im Jahre 2010 erhalten nach Meinung der Autoren  dadurch insgesamt 30.000 Personen eine Arbeit. 

Es muß jedoch betont werden, daß die verwendete Methode eher unvollständig ist. Es wird weder ermittelt, welche Nebenwirkungen die staatlich finanzierten Anteile der Förderung auf andere staatliche Auf- und Ausgaben haben, noch Beschäftigungseinbußen durch den mit einem wachsenden Anteil regenerativer Energien geplanten Rückbau konventioneller Energiesysteme. 

4.6
Sektorielle Arbeitsmarkteffekte infolge einer Umsetzung von Ausbau​strategien neuer Energiesysteme 

Markus Mohr, Arko Ziegelmann, Hermann Unger, Lehrstuhl für Nukleare und Neue Energiesysteme der Ruhruniversität Bochum, 1997 

Im Auftrag des Forschungsministeriums Nordrhein-Westfalen untersuchte der Lehrstuhl für Nukleare und Neue Energiesysteme der Ruhruniversität Bochum die sektoralen Arbeitsmarkteffekte eines nachhaltigen Ausbaus neuer Energiesysteme unter Berücksichtigung alternativer Energieträger am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen. Dabei gelangen sie zu dem Ergebnis, daß der maximale Ausbau neuer Energiesysteme für NRW im Durchschnitt 181.000 mehr Nettobeschäftigte bewirken könnte. 

Als Grundlage diente eine Untersuchung aus dem eigenen Hause (
), in der die Kosten verschiedener CO2-Minderungsziele ausgewiesen werden unter der Annahme, daß als CO2-Minderungsstrategie allein eine Umstrukturierung der Energiesysteme in Frage kommt. So werden zum Beispiel die Potentiale von Energiesparmaßnahmen in Produktion und Konsum nicht berücksichtigt. 

In der hier betrachteten Studie werden nun Szenarien zur Finanzierung dieser unterschiedlichen Kohlendioxidminderungsgrade auf Basis der Umstrukturierung der Energieversorgung aufgezeigt und sogenannte Nettobeschäftigungseffekte für die einzelnen Sektoren bestimmt.

Eine Untersuchung der Auswirkungen von Ausbaustrategien neuer Energiesysteme anhand des Bundeslandes NRW scheint sinnvoll, da mit 920.000 Arbeitslosen die Arbeitslosenquote in NRW im März 1997 ca. 0,9 Prozentpunkte über dem westdeutschen Mittelwert von 12,2% lag und sich durch den voraussichtlichen Abbau der Kohlesubventionen und durch die Probleme in der Montanindustrie eine weitere Zuspitzung der Arbeitslosenproblematik abzeichnet. Eine sektorielle Differenzierung nach Bundesländern unterstreicht die schwierige Situation Nordrhein-Westfalens: In den alten Ländern sind im Bereich der Energieversorgung (Energiewirtschaft und Kohlebergbau) mit einem Anteil von rund 1,7% an allen sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigen zur Zeit 375.000 Personen beschäftigt. In NRW beträgt dieser Anteil 3,1 %; das sind 182.000 Beschäftigte und damit knapp 50% aller Erwerbstätigen im Bereich Energieversorgung im alten Bundesgebiet. Während jedoch der Anteil der Arbeitsplätze im Sektor Energiewirtschaft bezogen auf die Zahl der Gesamterwerbstätigen in NRW im Vergleich zur alten Bundesrepublik nicht auffällig höher ist, liegt die NRW-Beschäftigungsquote im Sektor Kohlebergbau mit über 100.000 Beschäftigten bei rund 85% der insgesamt in der BRD in diesem Wirtschaftssektor beschäftigten Personen.  

Somit sind für NRW als Bundesland, dessen Beschäftigungslage überdurchschnittlich vom Sektor Energiewirtschaft abhängt, CO2-Minderungsstrategien, die auf neuen Energiesystemen aufbauen, besonders interessant.  

Da zur Abschätzung von Investitions- und Beschäftigungseffekten in Form von Input-Output-Tabellen jedoch nur gesamtwirtschaftliche Daten ausreichend genau vorliegen, werden in dieser Studie die Folgen für die Investitions- und Beschäftigungslage im gesamten Bundesgebiet aus der Umstrukturierung der Energiesysteme im Land NRW berechnet.

Die Grundlage dafür bildet der in der eingangs erwähnten Vorstudie (
) ermittelte sogenannte „regenerative Energiemix“, in welchem unter Berücksichtigung der Potentiale erneuerbarer Energieträger kostenminimale Ausbaustrategien zur maximalen Reduktion der Kohlendioxidemissionen in NRW bis zum Jahre 2015 dargestellt werden. 

In Tabelle 8 wird diese Beziehung für fünf mögliche CO2-Reduktionsgrade (5%, 10%, 15%, 20% und 24,1%) für das Bundesland NRW aufgezeigt. Diese Tabelle ist ein Argument dafür, daß, nach den hier vorgenommenen Abschätzungen, das Reduktionsziel der Bundesregierung (
) durch den alleinigen Einsatz regenerativer Energieträger, allerdings mit erheblichen Mittelaufwand, nahezu erreicht werden könnte: Zum Erreichen des CO2-Reduktionsgrades von 24,1% müßte danach insgesamt eine Summe von 128 Mrd. DM jährlich aufgewendet werden. An dieser Summe ist die photovoltaische Energiegestehung, die zur Zeit teuerste Variante, maßgeblich mit einer Annuität (
) von 81,9 Mrd. DM (64% der Gesamtinvestitionen) beteiligt. Für andere Reduktionsgrade ergeben sich deutlich geringere jährliche Investitionen von z. B. rund 3,6 Mrd. DM/a für einen Reduktionsgrad von 5%.  

TABELLE 8: Kostenoptimierter Einsatz erneuerbarer Energieträger zur Reduktion der CO2-Emissionen in Nordrhein-Westfalen  

CO2-Reduktionsgrad in %

5
10
15
20
24,1

Feste Biomasse
CO2-Reduktion (Mio t/a)
6,8
6,8
6,6
5,6
6,0


Annuität (Mrd.DM/a)
1,5
1,5
1,5
1,3
1,4

Feuchte Biomasse
CO2-Reduktion (Mio t/a)
0,2
1,4
2,4
2,5
2,5


Annuität (Mrd.DM/a)
0,1
1,2
2,8
2,8
2,8

Windenergie
CO2-Reduktion (Mio t/a)
1,2
1,2
1,2
1,2
1,2


Annuität (Mrd.DM/a)
0,7
0,7
0,7
0,7
0,7

Solarthermische Nahwärmesysteme
CO2-Reduktion (Mio t/a)

6,0
11,2
13,5
13,5


Annuität (Mrd.DM/a)

6,8
15,8
20,3
20,3

Dezentrale Brauch-wassererwärmung
CO2-Reduktion (Mio t/a)
1,8
4,6
3,7




Annuität (Mrd.DM/a)
1,3
4,1
3,5



Dezentrale gekoppelte Brauchwasser und Raumwärmeversorgung
CO2-Reduktion (Mio t/a)


5,0
12,0
12,0


Annuität (Mrd.DM/a)


8,0
20,9
20,9

Dezentrale Photovoltaik-anlagen
CO2-Reduktion (Mio t/a)




10,0


Annuität (Mrd.DM/a)




72,4

 Zentrale Photovoltaik-anlagen
CO2-Reduktion (Mio t/a)



5,2
3,0


Annuität (Mrd.DM/a) 



16,7
9,5

Summe
CO2-Reduktion (Mio t/a)
10,0
20,0
30,0
40,0
48,2


Annuität (Mrd.DM/a)
3,6
14,3
32,3
62,7
128,0

Quelle: Mohr et al. 1997 

Die Berechnung der Beschäftigungseffekte infolge von Investitionen für den Ausbau neuer Energiesysteme erfolgt mit Hilfe einer statischen Input-Output-Analyse, erweitert um den sogenannten „Keynes'schen Einkommensmultiplikator“, der den verstärkten Konsum der privaten Haushalte durch ein gesteigertes Volkseinkommen aufgrund der zusätzlichen Investitionstätigkeit berücksichtigt. Das bedeutet, daß zunächst Sektor für Sektor unter Berücksichtigung geeigneter Finanzierungsinstrumente die direkten Nettoinvestitionen abgeschätzt und dann dem erweiterten Input-Output-Modell zugeführt wurden. Da die Modellierung bis in das Jahr 2015 reicht, bedeutet ein statisches Modell allerdings eine extrem lange Festschreibung der Lieferverflechtungen von 1990.  

Bei der Integration der Investitionen in die Input-Output-Analyse wurden Kostenstrukturen, Fertigungskapazitäten und Kostenminderungspotentiale für neue Energiesysteme berücksichtigt. Zum Beispiel wird bei der Festsetzung der Kostenminderungspotentiale von photovoltaischen Anlagen aufgrund der Ergebnisse technischer Studien davon ausgegangen, daß sich die Kosten hier bei Serienfertigung und technischer Reifung um bis zu 60% verringern könnten, während bei konventionellen und technisch ausgereiften Energiesystemen nur noch geringe Preissenkungen zu erwarten sind. Um sicherzustellen, daß die auf einen Investitionszeitraum von 20 Jahren ausgelegten Investitionen auch umgesetzt werden können, wurde weiterhin der Status Quo der Fertigungskapazitäten für einzelne Systemkomponenten bestimmt bzw. deren zukünftig anzunehmende Entwicklungsmöglichkeiten infolge einer erhöhten Nachfrage abgeschätzt. 

Die Autoren sind der Meinung, daß zur Finanzierung eines Umbaus der Energieversorgungsstruktur in NRW ausschließlich Instrumentarien aus dem Bereich der konventionellen Energieträger betrachtet werden sollten, um einerseits einen Anreiz für einen Einsatz erneuerbarer Energiesysteme zu schaffen und andererseits einen Umbau der bestehenden Energieversorgungsstruktur nicht sachfremd zu finanzieren. Insgesamt gehen sie davon aus, daß drei Finanzierungsinstrumentarien in ihrer Summe ausreichen, um die erforderlichen Investitionen im Bereich neuer Energiesysteme bereitzustellen. Dies sind: 

· die Rückführung der Steinkohlesubvention, 

· eine Stromtariferhöhung 

· und die Einführung einer Primärenergiesteuer. 

Bei der Abschätzung des finanziellen Volumens, das aus diesen Quellen geschöpft werden könnte, wird allerdings recht optimistisch vorgegangen. Was beispielsweise die Berechnung des Aufkommens der Primärenergiesteuer betrifft, werden die Wechselwirkungen mit einer Erhöhung der Stromtarife, die zu einer Senkung des notwendigen Einsatzes an Primärenergie führen könnten, nicht berücksichtigt. Außerdem werden zur Abschätzung des Steueraufkommens Primärenergieverbrauchsdaten aus anderen Studien übernommen, die auf unterschiedlichen Besteuerungen basieren (
).

Es wird davon ausgegangen, daß das jährlich für einen Umbau der Energieversorgungsstruktur zur CO2-Emissionsreduktion um 5% benötigte Finanzvolumen bereits mit Hilfe einer gemäßigten Strompreiserhöhung (Industrie: 0,2 Pf/kWh, Haushalte 0,8 Pf/kWh) aufgebracht werden kann. Dagegen wird bei einem CO2-Reduktionsgrad von 10% neben einer ab dem Jahr 2002 einsetzenden Strompreiserhöhung (Industrie: 1,9 Pf/kWh, Haushalte 2,7 Pf/kWh) zusätzlich die Rückführung der Steinkohlesubvention vorgesehen. Ab einem Reduktionsgrad von 15% lassen sich die wachsenden Investitionen nach einer Subventionskürzung nur noch mit dem aufkommensstärksten Instrumentarium der Energiesteuer gegenfinanzieren. 

Als Basis für eine Berechnung der Beschäftigungseffekte mittels der Input-Ouput-Methode werden aus einer sektorbezogenen Gegenüberstellung der zusätzlichen Investitionen für den Umbau der Energieversorgung (aufbauend auf den oben genannten Kostenschätzungen) und der Minderinvestitionen durch die Umwidmung der Finanzmittel die jeweiligen realen Nettoinvestitionen berechnet.  

Die Autoren gelangen damit zu folgenden Aussagen: Während die Investitionen bei einem vorgesehenen CO2-Minderungsgrad von 20% bzw. 24,1% vor allem in die Sektoren "Elektrotechnische Erzeugnisse", "Maschinenbauerzeugnisse", "Chemische Erzeugnisse", "Stahlbauerzeugnisse" sowie "Hoch- und Tiefbau" fließen, treten Nachfrageverluste ausschließlich in den Sektoren der Energiewirtschaft, nämlich "Elektrizität, Dampf", "Mineralölerzeugnisse", "Gas" und "Kohle" auf.  

Mit den bilanzierten Nettoinvestitionen und den finanziellen Belastungen der privaten Haushalte durch Strompreiserhöhung und Primärenergiesteuer wurden dann die Nettobeschäftigungseffekte eines Umbaus der Energieversorgungsstruktur abhängig vom Investitionsjahr und vom CO2-Reduktionsgrad berechnet (
). Dabei werden bei einem Reduktionsgrad von 10% während des Untersuchungszeitraumes bundesweit durchschnittlich rund 56.000 neue Arbeitsplätze (Maschinenbau: + 17.400) geschaffen, während es vor allem in den Bereichen der konventionellen Energiewirtschaft zu Verlusten in Höhe von insgesamt 21.000 Arbeitsplätzen (Kohle: - 12.900) kommt; netto kommt man also auf ein Plus von rund 35.000 Beschäftigungsverhältnissen. Beim maximal in NRW durch Maßnahmen im Energieversorgungsbereich möglichen CO2-Minderungsgrad von 24,1% lassen sich im Durchschnitt sogar Nettobeschäftigungseffekte von insgesamt ca. 181.000 neuen Arbeitsplätzen berechnen, wobei positiven Effekten in Höhe von rd. 321.000 (Elektrotechnische Erzeugnisse: + 77.000, Hoch- und Tiefbau: + 60.000) Arbeitsplatzverluste in Höhe von rund 140.000 (Kohle: - 52.200, Elektrizität, Dampf: - 48.000) gegenüberstehen. 

Zusammenfassend gelangt die Studie zu dem Ergebnis, daß Investitionen in neue Energiesysteme neben der Reduktion klimawirksamer Spurengase auch arbeitsmarktpolitisch zu positiven Beschäftigungseffekten führen. So entfallen nach diesen Berechnungen auf die erzeugte GWh  Strom oder Wärme (Mio. kWh, 1GWh entspricht ungefähr dem Endenergieverbrauch von 50 Haushalten) umgerechnet je nach Ausbaugrad ca. 0,7 (bei einem Reduktionsgrad von 10%) bis ca. 1,7 ( bei einem Reduktionsgrad von 24,1%) neue Arbeitsplätze. 

Es handelt sich bei der vorliegenden Arbeit nicht um eine gesamtwirtschaftliche Analyse, bei der mit einem ausgefeilten makroökonomischen Modell Rückwirkungen von der gesamtwirtschaftlichen Ebene zum Beispiel auf Preis- oder Zinsänderungen oder auch die Entwicklung der Staatsfinanzen berücksichtigt werden; auf der Ebene der sektoriellen Input-Output-Mechanik wird jedoch solide argumentiert. Auf der Seite der Finanzierung wird sehr zuversichtlich gerechnet. Nicht deutlich wird in dieser Arbeit, ob es bei der Rückführung der Steinkohlesubvention nicht zu einer Doppelzählung kommt. Die Substitution fossiler Energieträger durch regenerative führt ja auch schon zu einer Absenkung der notwendigen Subventionssumme und kann folglich nicht noch einmal eingespart werden. 

4.7
Strom ohne Atom: Jobkiller oder Jobknüller? 

Hans-Peter Speiser, Rudolf Hickel et al., Progress-Institut für Wirtschaftsforschung, im Auftrag von Greenpeace e.V., 1994 

In diesem Gutachten im Auftrag von Greenpeace sollen die Beschäftigungswirkungen einer nachhaltigen Energiewirtschaft untersucht werden, die ohne Atomenergie auskommt und verstärkt auf regenerative Energiequellen und eine Ausschöpfung des Energieeinsparpotentials setzt. 

Für das Jahr 2010 werden dem Referenzszenario zwei Atomausstiegsszenarien basierend auf einer früheren Studie (
) über die Kosten des Ausstiegs gegenübergestellt und deren Ergebnisse miteinander verglichen. Für das sogenannte Greenpeace-Szenario werden bis zu 120.000 zusätzliche Arbeitsplätze ausgewiesen und eine CO2-Reduzierung gegenüber 1992 in den Jahren 2005 von – 23% und 2010 um – 43,4%. 

Die Szenarien basieren auf folgenden Annahmen: 

· Das Referenzszenario beschreibt die künftige Nutzung und Erzeugung von Strom unter der Annahme, daß es zu keiner nachhaltigen Veränderung der Energiepolitik kommt. Ausgegangen wird in diesem Szenario deshalb von einer weiteren Erhöhung des Stromverbrauchs um 36%, einer gleichbleibenden Nutzung der Atomenergie, einer Ausweitung der Stromerzeugung mit Hilfe von Kohlekraftwerken (verbunden mit einem rückläufigen Einsatz der Braunkohle zur Verstromung) sowie einem relativ bescheidenen Ausbau der Nutzung regenerativer Energien. Damit steigen die CO2-Emissionen um 9%. 

· Das Öko-Sofortausstieg-Szenario setzt auf einen sofortigen Ausstieg aus der Atomwirtschaft durch eine Abschaltung aller Atomkraftwerke sowie auf eine Reduktion des Kohleeinsatzes zur Verstromung. Der Energiebedarf wird durch einen extrem forcierten Ausbau der regenerativen Energienutzung befriedigt und durch weitreichende Maßnahmen zur Stromeinsparung  gesenkt (- 23% im Jahr 2010 gegenüber 1993). 

· Im Greenpeace-Szenario wird das angestrebte Ausmaß der Stromeinsparung aus dem Öko-Sofortausstieg-Szenario übernommen. Allerdings wird in diesem Szenario von einem langsameren Ausstieg aus der Atomenergie bis zum Jahr 2000 ausgegangen. Die Nutzung regenerativer Energien verdreifacht sich im Betrachtungszeitraum; Kraft-Wärme-Kopplung wird doppelt so viel eingesetzt.  

In dieser Untersuchung werden mehrere Methoden miteinander verknüpft und auf unterschiedlichen Untersuchungsebenen angewendet.

Die Dokumentation ist stark auf die Darstellung der Untersuchungsebene 1 ausgerichtet: Basierend auf dem in  der ersten Studie abgeschätzten Investitionsbedarf der Energie-wirtschaft, der  für die jeweiligen Szenarien zu Investitionsfeldern und Produktionsbereichen zugeordnet ist, wird mit Hilfe einer IO-Tabelle direkte und indirekte Beschäftigungseffekte berechnet. Das wichtigste Ergebnis lautet, daß die gesamtwirtschaftlichen Kosten im Greenpeace-Szenario mit 416 Mrd. DM um 40 Mrd. DM unter denen des Trendszenarios liegen. Dabei wurden die unterschiedlichen Investitions- und Brennstoffkosten, die Unwägbarkeiten der Atomenergienutzung vor allem im Rahmen der Endlagerung und Wiederaufbereitung sowie die öffentlichen Ausgaben zur Finanzierung des ökologischen Umbaus berücksichtigt (Tabelle 9) und in Barwerten (
) berechnet. Werden außerdem die Kosten für die Havarie eines Atomkraftwerkes in den Kostenvergleich einbezogen, dann erhöht sich der Kostenvorteil des Greenpeace-Szenarios gegenüber dem Trendszenario auf 85 Mrd. DM. 

Die Untersuchungsebenen 2 und 3 befassen sich mit Energieeinsparungen bei Industrie und Haushalten. Im Haushaltssektor werden diese Einsparungen zu 50% über eine Energieabgabe abgeschöpft; der Rest wird wie im Industriesektor nachfragewirksam. Daraus läßt sich wiederum eine Mehrbeschäftigung errechnen. Problematisch ist jedoch der Umstand, daß die Kosten der Einsparinvestitionen vergleichsweise niedrig angesetzt werden, daß der zusätzliche Energieverbrauch, der mit dieser Nachfrage verknüpft ist, nicht berücksichtigt wird und daß die Ausgaben sich in der Regel nicht auf das Inland beschränken. Sollten sie sich zum Beispiel in Auslandsreisen niederschlagen, schafft das im Inland keine neuen Arbeitsplätze. Dieser Möglichkeit könnte durch Importquoten bei den unterschiedlichen Ausgabearten Rechnung getragen werden. Und nicht zuletzt werden mit der IO-Rechnung ausschließlich Mengen- und keine Preiseffekte errechnet. Es ist also nicht gewährleistet, daß die Investitionen im Energiesektor nicht zu Preiserhöhungen führen, die die Stromeinsparungen ausgleichen, so daß keine zusätzliche Nachfrage entsteht. 

In den Untersuchungsebenen 4 und 5 werden die negativen Beschäftigungseffekte aus der Abschaltung der Atomkraftwerke und der Rückführung der Kohleverstromung abgeschätzt und anschließend mit den positiven Ergebnissen der anderen Ebene gegengerechnet. Die Annahmen der direkten Beschäftigungseffekte entsprechen in etwa den Schätzungen anderer Studien. Allerdings werden die indirekten Wirkungen nicht über eine IO-Tabelle berechnet, sondern mittels sogenannter Beschäftigungs-

TABELLE 9: Barwerte nach Szenarien und Kostenbereichen (Preise 1993)

Kostenebene und Kostenbereich
Trend-szenario
Greenpeace-Szenario 
GP-Szenario ./. Trendszenario*

Ebene1:




Betriebswirtschaftliche Kosten




Kraftwerkspark
96,8
71,7
- 25,1

Leitungskosten (Teilkosten)
0,3
0,9
+ 0,6

Brennstoffkosten/Gutschriften
334,2
286,0
- 48,2

Zwischensumme
431,3
358,6
- 72,7

Unwägbarkeiten Brennstoffspirale
23,0
1,1
- 21,9

Zwischensumme Ebene 1
454,3
359,7
- 94,6

Ebene 2:




Volkswirtschaftliche Kosten




Ausstiegskosten




davon AKW-Abschreibung
0,0
6,4
+ 6,4

davon Vertragsstrafen
0,0
5,3
+ 5,3

Summe Ausstiegskosten
0,0
11,7
+ 11,7

Programm private Haushalte
0,0
9,4
+ 9,4

Programm Kleinverbraucher
0,0
3,0
+ 3,0

Programm Industrie
0,0
10,7
+ 10,7

Energiewirtschaftliche Unternehmen
0,0
11,6
+ 11,6

regenerative Energieträger
0,0
10,1
+ 10,1

Zwischensumme Ebene 2
0,0
56,5
+ 56,5

Zwischensumme Ebene 1 und 2
454,3
416,2
- 38,1

Ebene 3:




Intangible Kosten




AKW-Unfallkosten
67,1
20,0
- 47,1

Gesamtsumme Ebene 1, 2 und 3
521,4
436,2
- 85,2

*positives Vorzeichen: Mehrkosten im Greenpeace-Szenario. Quelle: Progress-Institut 1994

multiplikatoren nur grob abgeschätzt (
). Das heißt auch, daß es im Gegensatz zur expliziten Berechnung der positiven Effekte auf der Untersuchungsebene 1 keine detaillierte Berücksichtigung der negativen Einkommenseffekte gibt. 

Im Szenarienvergleich führen die höheren Investitionen beim Greenpeace-Szenario direkt und indirekt gegenüber dem Trendszenario zu einem Beschäftigungsplus von über 15.000 Personen. Ferner wächst die Wirtschaft aufgrund des Produktionsimpulses und seinen indirekten Wirkungen kaufkraftbedingt, was im Jahresdurchschnitt zu einer Mehrbeschäftigung von 17.000 Personen führt. Drittens werden im Ausmaß der Freisetzung von Kaufkraft durch die Einsparung von Stromkosten bei den privaten Haushalten nochmals 78.600 Beschäftigungsmöglichkeiten berechnet. Die frei werdenden Mittel bei der Industrie und den Kleinverbrauchern durch einen Rückgang im Stromverbrauch führen zu Investitionen, die positive Beschäftigungseffekte in Höhe von 59.000 Beschäftigten mit sich bringen. Der Verlust von etwa 6.000 Beschäftigungsmöglichkeiten in der verstromungsrelevanten Atomwirtschaft, beim Betrieb der Kraftwerke und der Vorsorge nehmen sich dagegen fast schon unbedeutend aus. Schließlich führt das Greenpeace-Szenario vor allem im Bereich der Kohle zu einem deutlichen Arbeitsplatzabbau. Die direkten, indirekten und einkommensinduzierten Wirkungen zusammengenommen, gehen im Vergleich zum Trendszenario bei der Steinkohleindustrie sowie in den vor- und nachgelagerten Branchen ca. 33.000 und bei der Braunkohleindustrie ca. 10.000 Beschäftigungsmöglichkeiten verloren. 

Alles in allem führen diese Effekte zu einem positiven Saldo von ca. 120.000 Arbeitsplätzen. Tabelle 10 zeigt die Differenz an Arbeitsplätzen zwischen Referenz- und Greenpeace-Szenario abhängig von der Untersuchungsebene.

TABELLE 10: Beschäftigungseffekte des Greenpeace-  gegenüber dem Referenzszenario 

U-Ebene
Auslöser
Differenz Arbeitsplätze *

1.
direkte + indirekte Produktionsimpulse wegen Umstrukturierung des Kraftwerkparks
15

2.
Einkommensmultiplikatoreffekte wegen Umstrukturierung des Kraftwerkparks
17

3.
Beschäftigungswirksame zusätzliche Nachfrage der Haushalte wegen Stromeinsparungen
79

4.
Beschäftigungswirksame zusätzliche Nachfrage der Industrie wg. Stromeinsparungen und Anpassungsmaßnahmen
59

5.
Beschäftigungsverluste aus Stillegung v. Kernkraftwerken
- 6

6.
... aus Rückgang der Stromerzeugung aus Braunkohle
- 10

7.
... aus Rückgang der Stromerzeugung aus Steinkohle
- 33


Summe
121

* Arbeitsplätze in 1000. Quelle: Progress-Institut 1994

Zur Finanzierung eines Strukturwandels im Stromsektor werden von den Autoren folgende Instrumente bzw. Fonds vorgeschlagen: 

· Elektrizitätswirtschaftlicher Energiewendefonds (77,8 Mrd. DM) 

· Endogene Finanzierung der Ausstiegskosten aus der Atomwirtschaft (17 Mrd. DM) 

· Steinkohlestrukturfonds 

· Sanierungsfonds Braunkohle Ostdeutschland 

· Nationale Kohlekonferenz. 

Diese Finanzierungsquellen sollen mehr oder weniger von staatlicher Seite gespeist werden, sei es vom Bund oder von der Bundesanstalt für Arbeit. Die Verdrängung anderer staatlicher Aufgaben, die damit zwangsläufig einher geht sowie deren Folgen werden jedoch nicht in die Analyse mit aufgenommen. 

Neben den einzeln angesprochenen Kritikpunkten ist auch die Verwendung eines statischen IO-Modells zu kritisieren, insbesondere als es in Form eines reinen Mengenmodells angewendet wird, so daß Preisänderungen nicht abbildbar sind.  

Die Gesamtheit der beschriebenen methodischen Schwächen führt zu einer Überbewertung der positiven Beschäftigungseffekte. 

4.8
Nachhaltige Energiewirtschaft - Einstieg in die Arbeitswelt von 
morgen 

Brigitte Peter, Martin Cames, Dieter Seifried, Öko-Institut e.V., 1996 

In der Studie des Öko-Instituts werden mit Blick auf die Energiewirtschaft verschiedene Wege hin zu einer nachhaltigen Entwicklung untersucht und ihre Konsequenzen für Wirtschaft und Gesellschaft sowohl quantitativ über eine Input-Output-Studie untersucht als auch qualitativ hinsichtlich Überlegungen zur Arbeitswelt von morgen und zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Werden verschiedene energieorientierte Instrumente so eingesetzt, daß die CO2-Emissionen im Jahre 2005 um 25%, im Jahre 2020 sogar um über 50% unter dem Wert von 1990 liegen, dann errechnet die Studie bis 2020 einen Zugewinn von mehr als 210.000 Arbeitsplätzen. 

Die Wahl des Sektors der Energiewirtschaft mit seinen rund 650.000 Beschäftigten in Gesamtdeutschland wird mit seiner zentralen wirtschaftlichen Bedeutung auf der einen Seite und seine ökologischen Position als größter einzelner Verursacher von globalen Umweltschäden begründet.  

Um die Auswirkungen der Umgestaltung der Energiewirtschaft in Richtung Nachhaltigkeit einschätzen und vergleichen zu können, wird auf eine Vorstudie zurückgegriffen, in der ein energieorientiertes Öko-Szenario entwickelt wurde (
). Die Ergebnisse dieses Szenarios werden einem Referenzszenario gegenübergestellt, welches auf den Annahmen und Prognosen von Prognos (
) basiert. Die Beschreibung des Referenzszenarios kommt in der Studie etwas zu kurz; vor allem fragt man sich, ob tatsächlich gewährleistet ist, daß beide Szenarien sich im gleichen makroökonomischen Rahmen abspielen, was für eine Interpretation und Vergleichbarkeit der Ergebnisse unabdingbar ist. 

Das Energiewendeszenario des Öko-Instituts betrachtet die Maßnahmen und Effekte einer Umstrukturierung der Energiewirtschaft nach folgenden Grundlinien bis zum Jahre 2020: 

· Ausstieg aus der Atomenergie, 

· massive Erschließung von Einsparpotentialen, 

· rationelle Energienutzung durch Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und 

· verstärkter Ausbau regenerativer Energiequellen. 

Im Unterschied zu der Studie des Lehrstuhls für Nukleare und Neue Energiesysteme der Universität Bochum (
) werden hier also auch die bedeutenden Beiträge von Einsparmaßnahmen zur Erreichung des CO2-Reduktionsziels der Bundesregierung in die Untersuchung mit einbezogen, was den großen Unterschied in den für eine Energiewende veranschlagten Kosten zwischen den beiden Studien erklärt — Energiesparmaßnahmen lohnen sich! Über den Energiesektor hinaus werden hier weitere volkswirtschaftliche Bereiche in die Analyse mit einbezogen und zum Beispiel Verhaltensannahmen über die Haushalte getroffen.  

Im Gegensatz zum Prognos-Referenzmodell, das nur eine Reduzierung der CO2-Emissionen um 8% bis zum Jahre 2005 bzw. 11% bis zum Jahre 2020 erreichen würde, könnte nach dem Öko-Szenario das angestrebte Klimaziel - 25% weniger CO2 bis zum Jahr 2005 - eingehalten und sogar eine Reduktion der Kohlendioxidemissionen um 50% bis zum Jahr 2020 erzielt werden. Im sogenannten Öko-Szenario werden zunächst die hierzu notwendigen Umstrukturierungen der Energiewirtschaft beschrieben, wobei auf der Verbrauchsseite der durch Einsparmaßnahmen verringerte Energiebedarf nach Sektoren aufgeschlüsselt dargestellt wird und auf der Angebotsseite die veränderte Struktur der Bedarfsdeckung. 

Der Endenergiebedarf der Haushalte reduziert sich gegenüber dem Referenzszenario um 44%. Diese Reduktion ist das Ergebnis unterschiedlicher Maßnahmen, unter anderem des vollständigen Ersatzes von Braun- und Steinkohle durch andere Energieträger. Einen großen Beitrag zu diesem Rückgang des Energiebedarfs leisten auch die Verdopplung der Nah- und Fernwärme von 7% auf 14% sowie der Einsatz wesentlich effizienterer Geräte und Beleuchtungsanlagen und vor allem die nahezu vollständige Streichung von Strom für Heizzwecke. 

Im Kleinverbrauchssektor (
) wird der Endenergieverbrauch gegenüber dem Referenzszenario um gut ein Viertel reduziert. Das geschieht durch den Einsatz zusätzlicher Wärmedämmung, effizienterer Geräteausstattung, den Ersatz von CO2-intensiven Energieträgern (insbesondere Kohle und Strom) durch weniger CO2-intensive Energieträger (vor allem regenerative Energiequellen sowie bedingt auch Erdgas) und nicht zuletzt durch den Ausbau der Kraft-Wärme-Koppelung. Ein weiteres Ergebnis dieser Betrachtung ist, daß das Einsparpotential der Kleinverbraucher am gesamten Endenergiebedarf mit circa 500 Petajoule (PJ) etwa nur halb so groß ist wie das der privaten Haushalte. 

Der Energiebedarf des Industriesektors wird im Öko-Szenario gegenüber dem Referenzszenario nur um etwa 18% gesenkt. Da er aber einen großen Anteil am gesamten Endenergieverbrauch hat, liegt dieses Einsparpotential mit rund 500 PJ etwa in der gleichen Größenordnung wie das des Kleinverbrauchssektors. Die Einsparungen werden wiederum auf ähnliche Art und Weise erreicht wie in den beiden anderen Energieverbrauchssektoren, wobei hier vor allem die Nutzung von Fern- und Prozeßwärme (
) stark ausgebaut wird: Sie steigt gegenüber dem Referenzszenario um einen Faktor Fünf.  

Auf der Energieangebotsseite, d.h. im Bereich der Strom- und Fernwärmeerzeugung sinkt der Anteil der konventionellen Kondensationskraftwerke (
) im Öko-Szenario von 80% auf weniger als 20%. Dafür steigt die Bedeutung der Kraft-Wärme-gekoppelten Anlagen auf fast ein Drittel der gesamten Leistungserstellung. Bis zum Jahre 2020 kann auf den Einsatz von Uran und Öl bei der öffentlichen Strom- und Wärmeerzeugung verzichtet werden. Stattdessen stammt fast die Hälfte der gesamten Leistung aus regenerativen Energiequellen. Neben den Windenergieanlagen ist hier vor allem der Ausbau der Photovoltaik von Bedeutung. 

Alles in allem führt die Umstrukturierung von Energiebedarf und –versorgung im Öko-Szenario zu einem Rückgang des Brennstoffbedarfs um mehr als die Hälfte gegenüber dem Referenzszenario (siehe Tabelle 11). Neben den Stromeinsparungen in den Endverbrauchssektoren, die im Durchschnitt über alle Sektoren bei etwa 36 Prozent liegen, ist dies vor allem auf den verstärkten Einsatz regenerativer Energiequellen zurückzuführen.  

TABELLE 11: Brennstoffeinsatz im Kraftwerkspark im Jahre 2020 

Energieträger
Referenz-Szenario
Öko-Szenario
Veränderung

Braunkohle
24 %
13%
- 76%

Steinkohle
31%
14%
- 79%

Öl
2%
0%
- 100%

Gas
16%
55%
+ 57%

Biomasse
3%
18%
+ 134%

Uran
25%
0%
-100%

Insgesamt
100%
100%
- 55%

Quelle: Öko-Institut 1996  

Die Abschätzung der Beschäftigungswirkungen einer nachhaltigen Energiewirtschaft wird auf der Basis einer statischen, mengenorientierten Input-Output-Analyse durchgeführt, die auf den Input-Output-Tabellen für 1991 basiert. Die dazugehörenden Annahmen werden in dieser Studie im Gegensatz zu vielen anderen deutlich herausgestellt, aber auch die Erfahrungen von Input-Output-Experten mitgeteilt, daß trotz der Einschränkungen die Ergebnisse statischer Modelle recht robust sind.  

Mit Hilfe der durch die Veränderungen im Energiesektor verursachten Nachfrage-verschiebungen, resultierend aus dem Unterschied der Nachfrage nach Endenergie, Brennstoffen und Kraftwerkskapazitäten, werden die direkten und vorleistungsbedingten Effekte in den einzelnen Sektoren sowie die Wirkung auf die Beschäftigung insgesamt abgebildet. Es wird also weniger gefragt, welche politischen Instrumente die Nachfrage-entscheidungen wie beeinflussen sondern vielmehr angenommen, daß diese energiepolitische Umstrukturierung im Laufe der Jahre von 1987 bis 2020 stattfindet, aus welchen Gründen auch immer. Diese vereinfachende Annahme bedeutet, daß als Instrumente ausschließlich ordnungsrechtliche Maßnahmen in Frage kommen, also Ge- und Verbote, denn ökonomische Anreize, wie zum Beispiel eine CO2-Besteuerung würden ja die Preis- und Mengenverhältnisse auf eine Weise beeinflussen, die erst mit Hilfe der Simulation zu einer bestimmten Umstrukturierung der Energiewirtschaft führt — wohingegen sie hier durch die Berechnung technischer Potentiale in der Vorstudie bereits vorgegeben ist. 

In der ähnlich strukturierten Studie über Wirkungen einer Veränderung der Energiesysteme ohne Energieeinsparpotentiale in NRW (
) mußten für die Input-Output-Analyse den zusätzlichen Investitionen für die Umstrukturierung der Nachfrageausfall durch die Kosten dieser Investitionen, die an anderer Stelle zu Nachfrageeinbußen führen gegenübergestellt werden. Das ist hier nicht nötig; denn die Kostenschätzungen haben ergeben, daß die Investitionen der Energieverbrauchssektoren in Einspartechnologien durch das finanzielle zusätzliche Aufkommen aus diesen Einsparungen nicht nur finanziert werden können, sondern daß — unter der Annahme konstanter Preise — der Wert der Einsparungen so hoch ist, daß damit auch noch die Umstrukturierung des öffentlichen Kraftwerkparks finanziert werden kann. Mit Nachfrageverlusten bei anderen Gütergruppen, dem sogenannten Verdrängungseffekt, ist also nicht zu rechnen. Allerdings muß hier angefügt werden, daß diese Finanzierungsannahme von einer Gleichzeitigkeit der Investitionskosten und Erträgen durch Energieersparnis ausgeht, die in der Realität so nicht gegeben ist. Durch eine Erhöhung der Investitionskosten um einen durchschnittlichen Zins, der der Vorfinanzierung der tatsächlichen Zeitdifferenz entspricht, hätte dieser Unterschied ausgeglichen werden können.

Die bei einer nachhaltigen Entwicklung in den privaten Haushalten eingesparten, netto fast 1.000 PJ an Endenergieträgern im Jahr 2020 entsprechen einem Betrag von gut 40 Mrd. DM. Von diesem Betrag werden von den privaten Haushalten gut 36 Mrd. DM für Einsparinvestitionen wie z. B. Wärmedämmung, effiziente Beleuchtungstechnik etc. direkt verausgabt. Im Kleinverbrauchssektor stehen Einsparungen von etwa 19 Mrd. DM Investitionskosten von 14 Mrd. gegenüber, in der Industrie halten sich Kosten und Ersparnisse in etwa die Waage. Zusammen mit der Umstrukturierung der Investitionen im öffentlichen Kraftwerkspark ergibt sich ein Endnachfrageveränderungsvektor, der als Impuls im Input-Output-Modell die gesamtwirtschaftliche Produktionsstruktur nachhaltig beeinflußt. Durch eine Einbeziehung der unterschiedlichen Beschäftigungsintensitäten (
) in den Sektoren in die Rechnung führt die Energiewende zu folgenden gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungswirkungen, die aufgeschlüsselt nach den Wirkungen der Impulsgeber auf der Energienachfrage- und Energieangebotsseite vorliegen:

Die Beschäftigung, die durch die Einsparinvestitionen und Minderausgaben für Energie durch die Verbrauchssektoren zusätzlich gegenüber dem Referenzszenario ausgelöst wurden addieren sich zu knapp 200.000 Arbeitsplätzen. Diese Veränderungen gehen vor allem zu Lasten der Stromwirtschaft und vorleistungsbedingt des Kohlebergbaus. Die dortigen Verluste werden jedoch durch die Beschäftigungsgewinne vor allem im Bausektor (
), im Stahlbereich und im Maschinenbau sowie bei den elektrotechnischen Erzeugnissen und im Handel mehr als aufgefangen.

Im Umwandlungssektor für Strom und Fernwärme werden zwei Ursachen für Nachfrage- und Beschäftigungseffekte ausgemacht. Dies sind zum einen der Nachfragerückgang nach Endenergieträgern und zum anderen die Strukturveränderungen bei den Kraftwerkskapazitäten. Nach der Studie des Öko-Instituts entstünden durch den Strukturwandel im Kraftwerkssektor positive Beschäftigungseffekte. Allerdings stehen der netto positiven Bilanz deutliche Verluste vor allem im Bereich des Kohlebergbaus und — allerdings in wesentlich geringerem Umfang — im Sektor Spalt- und Brutstoffe gegenüber. Erhebliche Beschäftigungsgewinne wären durch die Nachfrageverschiebungen in der Land- und Forstwirtschaft und durch den starken Ausbau der Biomassenutzung für zentrale und dezentrale Stromproduktion in Kraft-Wärme-gekoppelten Anlagen zu verzeichnen. 

Zusammengenommen entsteht im Öko-Szenario durch eine Wende in der Energiewirtschaft im Jahr 2020 ein zusätzlicher Beschäftigungseffekt von rund 210.000 Beschäftigten. Die Autoren gelangen damit zu folgender Wertung: 

„Konsequenter Klimaschutz durch Energieeinsparung, rationellen und effizienten Energieeinsatz und die verstärkte Nutzung regenerativer Energiequellen bringt also zusammen mit einer Risikominimierung durch einen Ausstieg aus der Atomenergie zusätzliche Beschäftigung. Die These, Klimaschutz und ein Ausstieg aus der Atomenergie koste mehr Arbeitsplätze als geschaffen werden, konnte widerlegt werden.“ (
)

Abb:
Beschäftigungseffekte einer Wende in der Energiewirtschaft 



(Öko-Institut 1996

Im sechsten Kapitel widmet sich die Studie den Rahmenbedingungen einer Arbeitswelt von morgen sowie qualitativen Aspekten nachhaltiger Arbeitsplätze. Dabei wird die Qualität von Arbeitsplätzen anhand der Kriterien „Arbeitsplatzsicherheit“, „Gesundheitsgefährdung“ und „regionale Verteilung“ beurteilt. Arbeitsplätze, die aus ökologischer Sicht nachhaltig sind, schätzen die Autoren als besonders sicher ein. Sie argumentieren, daß sichere Arbeitsplätze sich in gerade solchen Unternehmen befänden, die technologische Vorreiter sind, wie zum Beispiel innovativen Umweltschutz- oder Energieunternehmen, die eine regionale Nachfrage erfüllen oder die keine hohen externen Kosten verursachen und so von Maßnahmen wie einer CO2-Besteuerung oder Emissionsrichtlinien im Wettbewerb nicht benachteiligt würden. Allerdings wird die Notwendigkeit auf Seiten der Arbeitnehmer zu hoher querschnittsorientierter Qualifikation und zu lebenslangem Lernen als deren Beitrag zur Sicherung ihrer Arbeitsplätze betont. Wer heute, wie im Bereich Umweltschutz, Grund- und Querschnittsqualifikationen erwirbt, wird zukünftig leichter in andere Arbeitsfelder und Berufszweige wechseln können. Nicht abzusehen ist jedoch, wie vielen der derzeitigen Beschäftigten ohne Berufsausbildung eine nachhaltige Energiewirtschaft Arbeit bietet.  

Auch die Gesundheitsgefährdung der Arbeitnehmer dürfte sich in einer nachhaltigen Wirtschaft als geringer erweisen als sie es heutzutage ist. Tragen in der bisherigen Energiewirtschaft die in der Atomkraftindustrie und im Bergbau beschäftigten Arbeitnehmer ein hohes Gesundheitsrisiko, so schlagen in einer nachhaltigen Energiewirtschaft, abgesehen von der relativ unfallträchtigen Bauindustrie, keine besonderen Risiken zu Buche.  

Die regionale Verteilung von Arbeitsplätzen wird in einer nachhaltigen Energiewirtschaft weiter gestreut sein, da regenerative Energiequellen in der Fläche tendenziell besser erschlossen werden können als in Ballungsräumen. So können umweltbelastende Agglomerations- und Zentralisationstendenzen auf jeden Fall abgeschwächt werden, und der ländliche Raum und die Region gewinnen mehr Bedeutung und Attraktivität. 

Zum Schluß der Studie stellen sich die Autoren der Frage der internationalen Wettbewerbsfähigkeit eines Landes mit einer nachhaltigen Energiewirtschaft, die von hohen Energie- und Umweltschutzkosten geprägt ist. Zunächst werden dabei Zweifel an einer unkritischen Exportorientierung geäußert, denn Export sei nur dann positiv zu werten, wenn er global gesehen zu einer Verringerung der Umweltbelastung führe; auch dürften die sozialen Aspekte der Exporttätigkeit nicht vernachlässigt werden. 

Was die Wettbewerbsfähigkeit selbst der exportierenden Unternehmen betrifft, so weisen die Autoren der Studie auf zahlreiche Untersuchungen hin, die darlegen, daß jene nicht allein von den Kosten für Arbeit und Energie abhinge, sondern in hohem Maße von den sogenannten „weichen Standortfaktoren“ wie dem Ausbildungsniveau der Mitarbeiter und der politischen Stabilität, aber auch von Qualität und Zuverlässigkeit sowie vom Innovationsgrad der Produkte. Der Erfolg deutscher Produkte aus dem Bereich der Umwelttechnik auf dem Weltmarkt spricht für sich. 

4.9
Ökosteuer - Sackgasse oder Königsweg? 

Michael Kohlhaas, Stefan Bach, Volker Meinhardt, B. Praetorius, H. Wessels, R. Zwiener; Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung im Auftrag von Greenpeace e.V., 1994 

Im Auftrag von Greenpeace hat das DIW die wirtschaftlichen Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform am Beispiel verschiedener Varianten einer Energiesteuer untersucht. Bei einem über 15 Jahre, beginnend 1995, kontinuierlich steigenden Steuersatz, einer Aufkommensrückvergütung an Arbeitgeber und Arbeitnehmer und unterstützenden staatlichen Investitionen ermitteln die Autoren 800.000 zusätzliche Arbeitsplätze. Die CO2-Emissionen reduzieren sich 2005 um – 17,1% gegenüber 1990. 

Hinter dem Gedanken einer ökologischen Steuerreform verbirgt sich die Idee, diejenigen Produktionsfaktoren, die nur begrenzt vorhanden sind und künftig knapper werden — die Energie als Ausdruck für potentielle  Umweltschäden — steuerlich zu belasten und über einen höheren Preis ihren Einsatz zu verringern. Auf der anderen Seite sollen diejenigen Produktionsfaktoren, die zur Zeit reichlich vorhanden sind — die Arbeit — steuerlich entlastet werden, so daß es sich für die Unternehmen lohnt, ihre Produktion langfristig so umzustellen, daß relativ mehr Arbeit und dabei weniger Ressourcen verbraucht werden. Steuerliche Be- und Entlastung sollen dabei so gestaltet sein, daß die Steuerbelastung in der Gesamtwirtschaft in der Summe gleich bleibt: Um die Aufkommensneutralität der erhobenen Energiesteuer zu garantieren, wird in der hier untersuchten Form der Öko-Steuer den Unternehmen eine Senkung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und den privaten Haushalten ein Öko-Bonus zugedacht. Es sollen also per saldo keine zusätzlichen Belastungen geschaffen werden, sondern in erster Linie Leitungsfunktionen wahrgenommen werden.

Denn in einer Markwirtschaft orientiert sich das sogenannte „Faktoreinsatzverhältnis“ an den „relativen Kosten“ der Fakoren (
), die durch eine Verlagerung der Steuerbelastung zugunsten der Arbeit verändert werden. 

Mit einer derart ausgestalteten Reformierung des Steuersystems verbindet sich also die Hoffnung auf eine „doppelten Dividende“: Die Produktion soll umweltgerechter werden, und   gleichzeitig soll das Problem der Arbeitslosigkeit gelöst werden. Die DIW-Studie geht der Frage nach, ob diese Hoffnung berechtigt ist. 

Verwendet wird die sogenannte „Szenario-Technik“, d.h. in einem Modell werden mehrere mögliche oder auch erdachte Zukunftsentwicklungen in ihrem Zeitablauf dargestellt, wobei je nach Szenario einige Bedingungen abgeändert und deren Wirkungen und Nebenwirkungen von dem Modell berechnet werden. Die Simulation beruht auf dem Zusammenspiel zweier Teilmodelle: Auf der Ebene der Sektoren beschreibt ein statisches Input-Output-Modell die Preisveränderungen, die sich in den einzelnen Sektoren über die Zeit durch die Einführung der allmählich ansteigenden Energiesteuer und durch die Rückführung des Steueraufkommens als Kompensation  ergeben. „Statisch“ bedeutet hier, daß die Lieferverflechtungen von 1988 als Ausgangspunkt dienen und daß angenommen wird, daß sie sich nicht ändern — auch nicht als Reaktion auf die Steuerreform. Das bedeutet auch, daß der „Substitutionseffekt“, d.h. die Veränderung der Produktion durch einen Mehreinsatz der steuerlich entlasteten Arbeit und einen Mindereinsatz der belasteten Ressource ,Energie‘ bei der Produktion eines Gutes nicht abgebildet werden kann. Es wird davon ausgegangen, daß die Sektoren ihre zusätzlichen Kosten vollständig auf die Endnachfrage abwälzen können und die produzierten Mengen nicht verändern. Das schränkt die Aussagekraft der Ergebnisse insofern ein, als tatsächliche Reaktionen aus einer Mischung aus Mengen- und Preisänderungen bestehen dürften und so die errechneten Preisänderungen eher als Obergrenze anzusehen sind. Die mit Hilfe des Input-Output-Modells ermittelten Preisänderungen werden dann als Datenänderungen an ein gesamtwirtschaftliches ökonometrisches Modell weitergegeben, das damit die Entwicklung gesamtwirtschaftlicher Variablen wie des Bruttoinlandproduktes, des Konsums und der Arbeitslosenzahl berechnet. So erhöht sich beispielsweise die Nachfrage nach Arbeit, wenn die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten — als Ergebnis der Input-Output-Rechnung — sinken. Das makroökonometrische Modell enthält 49 stochastische (
) Gleichungen und 26 exogene Variablen. Der Schätzzeitraum (
) beträgt 10 Jahre und erstreckt sich vom 3. Quartal 1983 bis zum 2. Quartal 1992. Die Datenbasis bildet vor allem die vierteljährliche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des DIW für Westdeutschland. Aussagen für Ostdeutschland können mit diesem Modell nicht gemacht werden. 

Das DIW verwendet zum Erstellen eines Referenzszenarios die demographischen Ausgangsdaten, die sich aus Studien der PROGNOS AG 1991 und 1993 bzw. der Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ des 12. Deutschen Bundestages und „Vorsorge zum Schutz der Umwelt“ des 11. Deutschen Bundestages ableiten lassen. Eine detaillierte Darstellung der getroffenen Annahmen zur sektoriellen Entwicklung des Energieverbrauchs im Energiesteuerszenario bei den privaten Haushalten und Kleinverbrauchern, dem verarbeitenden Gewerbe, dem Verkehr und der Elektrizitätswirtschaft ist der Studie zu entnehmen.  

Die Energiesteuer ist in den Steuerszenarien ähnlich wie der Vorschlag zur kombinierten CO2-/Energiesteuer der EG-Kommission von 1992 konstruiert: Sie wird als Mengensteuer sowohl auf die fossilen Energieträger als auch auf die erzeugte Elektrizität erhoben. Erneuerbare Energien sind von der Besteuerung nicht betroffen und erhalten dadurch Wettbewerbsvorteile. Der Basissteuersatz von 9 DM/Gj wird Jahr für Jahr um 7% erhöht, so daß sich binnen 10 Jahren Normalbenzin gegenüber dem Referenzjahr um 24%, Strom für Haushalte um 46%, für die Industrie um 96% verteuert. 

Das Steueraufkommen wird rückerstattet, indem knapp 70% an die Arbeitgeber über eine Senkung ihrer Sozialversicherungsbeiträge zurückfließen, die restlichen 30% an die gesamte Bevölkerung über eine Pro-Kopf-Erstattung, den „Öko-Bonus“.  

Die Simulationsergebnisse hängen neben dem gewählten Besteuerungsmodell von den Annahmen über den makroökonomischen Rahmen ab. Nach der Festlegung einer wahrscheinlichen Entwicklung dieses Rahmens hinsichtlich des realen Außenwertes der D-Mark, der Realzinsen, des Tariflohnverhaltens und der Finanzpolitik erhält das DIW in seiner Basisvariante die in Tabelle 12 zusammengefaßten gesamtwirtschaftlichen Effekte.  

TABELLE 12: Gesamtwirtschaftliche Effekte der Basisvariante als Abweichungen gegenüber dem Referenzszenario in Prozent 


5. Jahr
7. Jahr
10. Jahr

Erwerbstätige
+ 1,1
+ 1,6
+ 2,1

Produktivität (je Erwerbst.)
- 1,0
- 1,5
-2,2

Bruttoinlandsprodukt real
+ 0,1
+ 0,1
- 0,2

Privater Verbrauch real
- 0,1
- 0,3
-1,0

Staatsverbrauch real
0,0
0,0
0,0

Anlageinvestitionen real
- 0,1
-0,1
-0,3

Ausrüstungsinvest. Real
- 0,3
- 0,5
-1,0

Bauinvestitionen real
+ 0,2
+ 0,3
+ 0,4

Exporte real
0,0
0,0
0,0

Importe real
- 0,4
- 0,7
-1,0

Bruttosozialprodukt nominal
+ 0,6
+ 0,8
+ 1,0

Preisindex der Importe
+ 1,1
+ 1,8
+ 3,0

Preisindex des priv. Verbrauchs
+ 1,3
+ 1,8
+ 3,0

Preisindex des BSP
+ 0,6
+ 0,7
+ 1,0

Bruttoeinkommen aus unselbst. Arbeit
- 1,2
- 1,9
- 2,0

Bruttoeinkommen der Unternehmen
- 3,3
- 4,4
- 4,0

Volkseinkommen
- 1,9
- 2,7
- 3,0

Nettoeinkommen der Unternehmen 
- 3,6
- 4,8
- 5,0

Nettolöhne und –gehälter
+ 1,3
+ 1,8
+ 2,4

Tariflöhne
0,0
- 0,1
+ 0,2

Lohnstückkosten
- 1,3
- 2,0
- 2,2

nachrichtlich:




Nominalzinsen (in %-Punkten)
 + 0,2
 + 0,2
 + 0,

Beschäftigte (in Tausend)
+ 300
+ 450
+ 61

Finanzierungssaldo Staat* (Mrd. DM)
+ 6,1
+ 9,4
+ 14,0

* Enthalten die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung;  * +: Defizitabnahme, simuliert

    im Zeitraum: 1986 - 1991. Quelle: DIW 1994, S. 167  

Die ökonometrischen Modellergebnisse führen also in der Basisvariante zu einer Beschäftigungszunahme um rund 600.000 Personen nach 10 Jahren bei unverändertem Wirtschaftswachstum und nahezu gleicher Investitionstätigkeit wie im Referenzfall. Um die Sensitivität der Ergebnisse in bezug auf den gewählten makroökonomischen Rahmen und besondere Verhaltensannahmen zu prüfen, simulieren die Autoren im Anschluß fünf Alternativvarianten mit ihrem Modell, die sich wie folgt von der Basisvariante unterscheiden: 

· Variante I: In der ersten Alternativvariante wird die Wechselkursanpassung aufgegeben, d.h. die ökologische Steuerreform wird bei einem unverändert unterstellten, nominalen Wechselkurs der D-Mark durchgeführt. 

· Variante II: In der zweiten Variante wird eine Geldpolitik unterstellt, die die Nominalzinsen auf dem Niveau der Referenzsimulation hält. 

· Variante III: Im Alternativszenario III wird unterstellt, daß die Tarifpartner neben den direkten Preiseffekten der ökologischen Steuerreform auch die höheren Transferzahlungen (Öko-Bonus) bei den Lohnverhandlungen berücksichtigen und daraus ein niedrigeres Tariflohnwachstum resultiert. 

· Variante IV: Da im Konjunkturverlauf Löhne und Beschäftigung im allgemeinen stärker variieren als langfristig, wurde, um die Sensitivität der gesamtwirtschaftlichen Effekte in bezug auf die Lohnkosten zu testen, für diese Variante der Einfluß der realen Lohnstückkosten in der Beschäftigungsfunktion des Konjunkturmodells halbiert. 

· Variante V: In der fünften Variante werden die möglichen gesamtwirtschaftlichen Effekte einer um zusätzliche öffentliche Investitionen ergänzten ökologischen Steuerreform simuliert. 

In der Variante I wird deutlich, daß sich die Wettbewerbsfähigkeit verschlechtert und die realen Exporte unter das Niveau der Referenzsimulation sinken. Andererseits fällt der Anstieg des inländischen Preisniveaus in diesem Fall geringer aus, da die Importpreise nicht steigen. Die negativen Effekte beim Export werden durch die relativ günstigere Entwicklung beim privaten Verbrauch gerade kompensiert. Die Wachstums- und Beschäftigungswirkungen bewegen sich daher in der gleichen Größenordnung wie in der Basisvariante.

In der Simulationsvariante IV wird ein geringerer Einfluß der Lohnstückkosten auf die Beschäftigung unterstellt, da das Modell die Beschäftigungseffekte möglicherweise überzeichnet. Bei etwas höherem Wirtschaftswachstum und höherer Arbeitsproduktivität als in der Basisvariante fällt der Beschäftigungseffekt dann deutlich geringer, aber immer noch positiv aus (+ 330.000 Arbeitsplätze). In der Variante V wird nun angenommen, daß die Finanzpolitik einem möglichst saldenneutralen Ausgabenpfad folgt (
) und die über die Energiesteuer hinaus entstehenden Budgetüberschüsse für zusätzliche Investitionen verwendet. Dabei erhöhen sich die positiven Wachstums- und Beschäftigungseffekte im Vergleich zur Basisvariante. Die Ergebnisse der gesamtwirtschaftlichen Effekte der Basisvariante sowie der Alternativvarianten I, IV und V sind in Tabelle 13 dargestellt.

Obwohl diese Studie deutlich komplexer als die bisher betrachteten ist, weist sie dennoch einige methodische Schwächen auf, so daß die Ergebnisse mit einer Portion Vorsicht behandelt werden sollten: Neben der bereits erwähnten Problematik einer statischen Input-Output-Rechnung, die ausschließlich Preis- und keine Mengenreaktionen auf sektoraler Ebene ermittelt, ist auch die Schnittstelle zwischen dem sektoralen und dem gesamtwirtschaftlichen Teilmodell nicht optimal ausgestaltet. Idealerweise sollten sich die Werte der gesamtwirtschaftlichen Variablen aus den Sektoren aufbauen — was allerdings mit einem entsprechen hohen Aufwand zur Datenbeschaffung verbunden ist und die Komplexität des Modells stark erhöht. Daß das machbar ist, zeigt die nun folgende Studie. 

Positiv anzumerken ist die detaillierte Ausarbeitung der Gestaltung einer ökologischen Steuerreform; zudem ist es eine der wenigen Studien, die außenwirtschaftliche Rückkopplungen in ihre Betrachtungen mit aufnimmt.  

TABELLE 13: Gesamtwirtschaftliche Effekte einer ökologischen Steuerreform_


Basis-variante
Alter-native I
Alterna-tive IV
Alterna-tive V

Erwerbstätige
2,1
2,2
1,1
2,8

Produktivität (je Erwerbst.)
- 2,2
- 2,3
- 1,0
- 1,1

Bruttoinlandsprodukt real
- 0,2
- 0,2
0,1
1,6

Privater Verbrauch real
- 1,0
- 0,1
- 0,4
0,5

Staatsverbrauch real
0,0
0,0
0,1
0,8

Anlageinvestitionen real
- 0,3
- 0,5
0,1
5,0

Ausrüstungsinvest. Real
- 1,0
- 1,3
- 0,4
1,3

Bauinvestitionen real
0,4
0,3
0,6
8,8

Exporte real
0,0
- 1,9
0,0
0,0

Importe real
- 1,2
- 2,1
- 0,9
- 0,

Bruttosozialprodukt nominal
1,3
1,1
1,0
5,4

Preisindex der Importe
3,5
0,0
2,6
4,8

Preisindex des priv. Verbrauchs
3,1
1,9
2,1
5,3

Preisindex des BSP
1,5
1,2
0,9
3,8

Bruttoeinkommen aus unselbst. Arbeit*
- 2,4
- 2,8
2,9
0,9

Bruttoeinkommen der Unternehmen
- 4,7
- 4,0
- 4,3
1,6

Volkseinkommen
- 3,2
- 3,2
- 3,4
1,2

Nettoeinkommen der Unternehmen 
- 5,1
- 4,3
- 4,7
1,7

Nettolöhne und –gehälter
2,4
2,1
1,8
5,3

Tariflöhne
0,2
- 0,4
0,7
2,9

Lohnstückkosten
- 2,2
- 2,6
- 3,0
- 0,7

nachrichtlich:





Nominalzinsen (in %-Punkten)
 0,5
 0,3
 0,4
 0,8

Beschäftigte (in Tausend)
610
640
330
800

Finanzierungssaldo Staat* (Mrd. DM)
14,3
12,4
10,4
9,5

Annahmen:

Basisvariante: Konstante Realzinsen und unveränderter realer Außenwert der DM, keine Veränderung des lohn- und finanzpolitischen Verhaltens.

Alternativvariante I: Wie Basisvariante, aber unveränderter nominaler Außenwert der DM

Alternativvariante IV: Wie Basisvariante, aber geringere Beschäftigungsgewinne

Alternativvariante V: Wie Basisvariante, aber höhere öffentliche Investitionen

* Enthalten die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung; * +: Defizitabnahme, simuliert im Zeitraum: 1986 - 1991. Quelle: DIW 1994 

Des weiteren sind einige Details der Annahmen umstritten: So müssen zum Beispiel die angesetzten überproportionalen Energiereduktionsziele, besonders im Raumheizbedarf, im Bereich der privaten Haushalte mit 30% (gesamtwirtschaftlich 20%) dann als unrealistisch angesehen werden müssen, wenn bei unveränderten Anreizstrukturen von einer mangelnden Motivation der Verantwortlichen zur Erschließung aller Energieeinsparpotentiale ausgegangen werden muß (Investor-Planer-Dilemma). Dieses Verhalten der Marktteilnehmer ließe sich gegebenenfalls durch geeignete staatliche Maßnahmen korrigieren.

 4.10
Was kostet eine Reduktion der CO2-Emissionen? 

Prof. Dr. Bernd Meyer, Andreas Bockermann, Georg Ewerhart, Christian Lutz, Institut für Empirische Wirtschaftsforschung der Universität Osnabrück 1997 

In dieser Studie wurde eine umfassende, modellgestützte Abschätzung der gesamt-wirtschaftlichen Folgen einer Reduktion der CO2-Emissionen um 25% im Jahr 2005 gegenüber 1990 für Deutschland (
) durchgeführt, wobei ausschließlich auf das Instrument der CO2-Steuer gesetzt wurde. Dabei ermitteln die Autoren eine Mehrbeschäftigung von 1,5 Mio. Personen bis zum Jahr 2005. 

In dieser Studie wird ein ökonometrisches Input-Output Simulationsmodell namens PANTA RHEI verwendet, das an Datenaufwand und Komplexität alle anderen in dieser Studie vorgestellten Modelle übertrifft. PANTA RHEI ist eine zur Analyse umweltökonomischer Fragestellungen erweiterte Version des disaggregierten ökonometrischen Simulations- und Prognosemodells INFORGE (INterindustry FORecasting GErmany)(
).  

Kern dieses Modells bildet ein dynamisches Input-Ouput-Modell, bei dem die Koeffizienten für die Lieferverflechtungen zwischen den Sektoren nicht über Jahre festgelegt, also statisch, sind, sondern sich abhängig von einer technischen Effizienz- und einer relativen Preiskomponente über die Jahre hinweg ändern und auf die Einführung der CO2-Besteuerung reagieren. PANTA RHEI enthält zusätzlich zu den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ein endogenisiertes Luftschadstoff-Satellitensystem, welches physische CO2-Emissionsdaten für die 58 Produktionsbereiche aus der Input-Output-Rechnung und die privaten Haushalte nach 29 Energieträgern unterscheidet. 

Das Gesamtmodell ist gekennzeichnet durch die zwei Konstruktionsprinzipien Bottom-up und vollständige Integration. Das Prinzip Bottom-up besagt, daß die einzelnen Sektoren der Volkswirtschaft einzeln modelliert werden und daß sich dann die gesamtwirtschaftlichen Variablen nicht etwa durch ein nachgeschaltetes makroökonomisches Modell errechnen (
), sondern direkt aus der Zusammenfassung der disaggregierten Sektoren gebildet werden. Das heißt die Sektorenebene und die gesamtwirtschaftliche Ebene müssen nicht künstlich verknüpft werden, sondern die übergeordnete Ebene ergibt sich aus der Aggregation der untergeordneten.  

Das Konstruktionsprinzip vollständige Integration zieht eine komplexe und hochgradig simultane Modellstruktur, die die interindustrielle Verflechtung ebenso erfaßt wie die Einkommensentstehung und -verteilung in den verschiedenen Sektoren, die Umverteilungstätigkeit des Staates und die Einkommensverwendung der privaten Haushalte für die verschiedenen Güter und Dienstleistungen. 

Mit Hilfe von 30.000 Modellgleichungen prognostiziert das Modell die Input-Output-Verflechtung zwischen den 58 Sektoren, die Energieverbräuche und die Luftschad-stoffemissionen nach 58 Sektoren und 29 Energieträgern, die Konsum-, Investitions-, Staats- und Exportnachfrage sowie Preise, Produktion, Importe, Löhne, Gewinne, Steuern und Beschäftigung für die 58 Sektoren. 

Um eine Abgleichung der unterschiedlichen Zeitpfade sämtlicher Variablen mit und ohne CO2-Besteuerung vornehmen zu können, wurde zunächst ein Referenzszenario bis zum Jahr 2005 erstellt. Es geht von einer Beibehaltung der aktuellen Politik ohne die Einführung zusätzlicher CO2-Minderungsmaßnahmen aus. Beide Szenarien spielen sich in folgendem makroökonomischen und energiepolitischen Rahmen ab:

· Der Bruttostundenlohn im Maschinenbau - als Ecklohn, an dem sich die Lohnentwicklung in den anderen Sektoren orientiert - wächst um 3% pro Jahr. Die durchschnittlichen, sektoriellen Jahresarbeitszeiten je beschäftigtem Arbeitnehmer bleiben konstant. Die Zahl der Erwerbspersonen (Arbeitsangebot) steigt gegenüber 1996 um 600.000 bis zum Jahr 2005 an. 

· Bei den Gebietskörperschaften sinken die geleisteten Arbeitsstunden um 1% pro Jahr, bei den Sozialversicherungen verläuft der Rückgang mit 0,5% jährlich halb so schnell. 

· Diskontsatz und langfristiger US-Zins verbleiben auf dem heutigen Stand. Der Dollarkurs bleibt auf dem heutigen Niveau. Die internationalen Energiepreise steigen moderat an. 

· Der Anteil der Kernenergie an der Stromerzeugung bleibt im Verhältnis zu den fossilen Energieträgern konstant. Bei den Steinkohlesubventionen impliziert die Verwendung geschätzter Elastizitäten eine Fortführung der bisherigen Politik. Der Einsatz der Wasserkraft bleibt absolut konstant. Der Einsatz anderer erneuerbarer Energieträger wird nicht untersucht. 

Die Annahme bezüglich des Energiemixes bedeutet eine Einschränkung der Aussagekraft der Ergebnisse der Simulationen, da kaum zu erwarten ist, daß eine CO2-Besteuerung in der hier vorgenommenen Form das Verhältnis der Einsätze von Kernenergie, fossiler und alternativer Energieträger unangetastet lassen würde. Da der Einsatz von Kernenergie sehr stark politisch bestimmt und — volkswirtschaftlich gesehen — von Wirtschaftlichkeitsüberlegungen recht wenig belastet ist, ist jedoch verständlich, daß diese Frage hier außen vor bleiben soll. Bei der Wertung der Ergebnisse sollte jedoch berücksichtigt werden, daß das CO2-Minderungspotential durch verstärkte Ausschöpfung alternativer Energiequellen deutlich höher liegen (
) könnte oder auch, daß der CO2-Steuersatz, der zur Erreichung des 25%-Ziels der Bundesregierung nötig ist, geringer sein dürfte.

Die Ergebnisse des Referenzszenarios ergaben im Überblick die folgenden Resultate: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) Westdeutschlands steigt bis 2005 gegenüber 1995 um durchschnittlich 1,4% pro Jahr an. Der private Verbrauch nimmt um 1,8% jährlich zu. Besonders dynamisch entwickeln sich die Exporte (+4,0%) und die Ausrüstungsinvestitionen (+4,3%). Dagegen gehen die Bauinvestitionen und der Staatsverbrauch aufgrund der unterstellten rückläufigen Beschäftigung beim Staat sogar leicht um 0,7% bzw. 0,4% pro Jahr zurück. Die Importe wachsen mit 4,0% genau so schnell wie die Exporte. Die höheren Importanteile bewirken, daß die Entwicklung des BIP hinter dem historischen Trend zurückbleibt. Die Inflationsrate liegt im Jahresdurchschnitt knapp über 2%. Die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden steigt insgesamt um 2,0% gegenüber 1995 an. 

CO2-Emissionen und Energieverbrauch wachsen weniger schnell als das Bruttoinlandsprodukt. Allerdings reichen die hier angenommenen Effizienzsteigerungen und die strukturellen Veränderungen nicht für einen absoluten Rückgang aus: Der Energieeinsatz in Petajoule nimmt gegenüber 1990 um 5,7% zu, und die CO2-Emissionen liegen im Jahr 2005 anstatt der angestrebten Verringerung um 25% um 2% über denen des Jahres 1990. Effizienzgewinne im Bereich der Produktion werden durch ein fortgesetztes Wachstum insbesondere des Verkehrs aufgezehrt.  

Das CO2-Steuerszenario geht zusätzlich zum Referenzszenario von den folgenden Annahmen aus: 

· Jeder Produzent und Importeur fossiler Energieträger muß für die mit der Verbrennung der Energieträger anfallenden Emissionen Steuern bezahlen. 

· Produzenten und Importeure fossiler Energieträger überwälzen die Steuerzahlungen vollständig auf ihre Preise. 

· Der Staat beginnt im Jahr 1996 mit einer stetigen Anhebung des Steuersatzes von 10 DM/t CO2 bis auf 420 DM/t CO2 im Jahre 2005. 

· Der Staat verwendet das CO2-Steueraufkommen vollständig zur Reduktion der Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber. 

· Zusätzliche Stromimporte aus dem Ausland sind nicht zugelassen. 

Die Annahmen dieses Steuerszenarios bedürfen eines kurzen Kommentars: Es fällt auf, daß diese CO2-Besteuerungstechnik sich von der vom DIW und vom RWI gewählten (
) unterscheidet und somit nicht auf Basis des Vorschlags der EU-Kommission entwickelt wurde. Das schränkt trotz ausreichend detaillierter Darstellung der Vorgehensweise der Untersuchung die Vergleichbarkeit der Ergebnisse stark ein. Es handelt sich um einen rein hypothetischen Steuervorschlag, da auch steuer- und EU-rechtliche Fragen nicht behandelt wurden. Als solcher zielt dieser Vorschlag allein auf die Reduzierung des Klimagases CO2 und läßt andere ökologische Probleme außen vor, was beispielsweise daran erkennbar ist, daß als CO2-freie Energieumwandlung die Kernenergie bei dieser Steuererhebung tendentiell begünstigt wird — wobei hier die Folgen der Begünstigung durch die Annahme eines zeitlich konstanten Anteils der Kernenergie an der Stromerzeugung nicht zum Tragen kommen. Die Annahme, daß zusätzliche Stromimporte nicht zugelassen sind wurde wohl nur aus Vereinfachungsgründen getroffen; mittlerweile ist sie von der Realität bereits überholt. 

Eine Simulation des Steuerszenarios führte zu folgenden Ergebnissen: Im Jahr 2005 liegen die CO2-Emissionen um rund 25% unter dem Niveau von 1990 oder 26,5% niedriger als im Referenzszenario. Das Steueraufkommen und die Kompensationszahlungen an die Unternehmen steigen von 6,8 Mrd. DM im Jahr 1996 auf 221 Mrd. DM in 2005. In Preisen von 1996 liegt das Aufkommen im Jahr 2005 bei 182 Mrd. DM (
). 

In der Tabelle 14 werden die Änderungen ausgewählter Energieträgerpreise in der Steuerlösung gegenüber dem Referenzszenario ausgewiesen. Die prozentualen Aufschläge sind deshalb so unterschiedlich, weil bei der Energieumwandlung CO2 entsprechend des Kohlenstoffgehalts der Energieträger emittiert wird, und der ist beispielsweise bei Braunkohle deutlich höher als bei Gas. Mit ausschlaggebend ist die bereits bestehende Steuerlast, da sie nicht zur Besteuerungsgrundlage zählt, so daß bei Benzin zum Beispiel der CO2-Anteil an der Gesamtbesteuerung kaum noch ins Gewicht fällt. 

Aufgrund der dynamischen Inputkoeffizienten und einem relativ stärkeren Einsatz kohlenstoffarmer Energieträger verringern sich Energieverbrauch und CO2-Emissionen entsprechend Tabelle 15. Die Emissionen gehen dabei insgesamt stärker zurück als der Energieeinsatz, teils wegen der Substitution zwischen den Energieträgern, vor allem aber aufgrund des steigenden Anteils nicht emissionsrelevanter Energieeinsätze (insbesondere der Verbrauch von Elektrizität), die von der Besteuerung ausgenommen sind. 

TABELLE 14: Änderung ausgewählter Energieträgerpreise in der Steuerlösung gegenüber dem Basisszenario im Jahr 2005   

Energieträger
in v.H.

Rohbraunkohle
+ 1.009,8

leichtes Heizöl
+ 380,4

Steinkohle
+ 348,2

verteilte Gase
+ 273,7

Motorenbenzin
+ 81,6

Elektrizität
+ 61,2

Quelle: Meyer et al. 1997  

Mit den Änderungen der Energiepreise ändern sich auch die Güterpreise; das allgemeine Preisniveau steigt um 0,9%, die Preise des privaten Verbrauchs liegen 3,9% über dem Referenzszenario, wobei sich für den Endverbraucher die Kraftstoffpreise mehr als verdoppeln, die Preise für Reparaturen und Gebrauchsgüter hingegen kaum steigen. Nahrungsmittel und Mieten werden sogar günstiger. Damit sinkt der Umfang des privaten Verbrauchs gegenüber dem Referenzszenario um 0,3%. 

TABELLE 15: Änderung der Energieeinsätze in PJ und der CO2-Emissionen nach ausge-wählten Energieträgern in der Steuerlösung gegenüber dem Basis-Szenario im Jahr 2005 in v.H.   

Energieträger
Energieeinsatz
CO2

Rohbraunkohle
-32,1
-28,2

leichtes Heizöl
-32,3
-29,3

Steinkohle
-19,4
-16,7

verteilte Gase 
-24,0
-24,5

Motorenbenzin
-19,4
-15,4

Elektrizität
-6,9
–

Alle Energieträger
-19,3
-26,5

Quelle: Meyer et al. 1997 

Über die Input-Ouput-Technik werden durch die Energieverteuerung und die Änderung der relativen Preise der Energieträger die Bruttoproduktionswerte in den 58 Sektoren beeinflußt. Hier wird durch die Einführung der Emissionsbesteuerung ein nachhaltiger Strukturwandel ausgelöst, wobei die Bruttoproduktion insgesamt gegenüber dem Referenzszenario im Jahr 2005 um 1,9% sinkt. Der Kohlebergbau und die Mineralölerzeugnisse sind besonders betroffen, die Gase dagegen jedoch deutlich weniger. Der Rückgang der Elektrizitätserzeugung bewegt sich nur wenig unterhalb des gesamtwirtschaftlichen Niveaus. Neben den energieliefernden Sektoren sind die Produktionsbereiche Eisen und Stahl, Zellstoff, Papier und Pappe, NE-Metalle, Ziehereien und Kaltwalzwerke besonders betroffen. Nur geringe Einbußen oder gar Zuwächse weist die Produktion in den meisten anderen Produktionsbereichen auf, insbesondere im Maschinenbau, der Elektrotechnik, im Straßenfahrzeugbau, in der Bauwirtschaft und in Teilen des Dienstleistungsbereichs. Beim Straßenfahrzeugbau wird beispielsweise die sinkende inländische Nachfrage durch einen deutlichen Rückgang der Importe bei steigenden Exporten mehr als ausgeglichen. In absoluten Zahlen können in erster Linie die Dienstleistungssektoren einen Zuwachs verbuchen. 

Die gesamtwirtschaftliche Importquote verringert sich gegenüber dem Referenz​szenario. Das liegt daran, daß trotz vermehrter Einfuhren in energieintensiven Branchen die Senkung der Lohnnebenkosten zu Vorteilen im internationalen Wettbewerb führen, die die Nachteile durch die Energiebesteuerung übersteigen, wovon besonders der Straßenfahrzeugbau profitiert.  

TABELLE 16: Änderung der geleisteten Arbeitsstunden nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen in der Steuerlösung gegenüber dem Basisszenario im Jahr 2005  

Wirtschaftsbereich
in v.H.

Mineralölverarbeitung
-36,5

Kohlebergbau
-23,4

Eisenschaffende Industrie
-15,7

Chemische Industrie
-6,9

Maschinenbau
-0,1

Straßenfahrzeugbau
+1,8

Elektrotechnik
+3,7

Sonst. Marktbestimmte Dienstleistungen
+3,9

Großhandel
+7,2

Nahrungsmittel 
+10,0

Einzelhandel
+14,2

Bauhauptgewerbe
+20,2

Ausbaugewerbe
+21,7

Alle Wirtschaftsbereiche
+5,8

Quelle: Meyer et al. 1997  

In Anbetracht der dargestellten Preis- und Mengeneffekte ist die Entwicklung der Arbeitsstunden nicht überraschend, die nur in 15 von 58 Wirtschaftsbereichen rückläufig ist und insgesamt um 5,8% zunimmt. In der Chemischen Industrie mit relevanten Rückgängen von 6,9% , dem Kohlebergbau mit 23,4% und der Eisenschaffenden Industrie mit 15,7% sind die Verluste an Arbeitsstunden und damit an Arbeitsplätzen auch in absoluten Zahlen von Bedeutung. Positive Beschäftigungseffekte gibt es insbesondere im Baugewerbe und im Handel. In den Bereichen der Investitionsgüterindustrie sind die Änderungen gering. Gesamtwirtschaftlich ergibt diese Erhöhung der Arbeitsstunden eine Mehrbeschäftigung von 1,5 Millionen Personen.  

Nach Meinung der Autoren lassen sich folgende Schlußfolgerungen aus der Simulation der Szenarien ableiten: 

„Die Modellrechnungen zeigen, daß eine ökologische Steuerreform im nationalen Alleingang möglich ist und nicht unbedingt mit einer Gefährdung des Standorts Deutschland verbunden sein muß.“  (
)
Ihrer Meinung nach sind die Ergebnisse ihrer Analyse nicht zu optimistisch, da die künftige Entwicklung alternativer Energien in ihrem Modell nicht berücksichtigt werden konnte und man sich von deren Etablierung weitere positive Beschäftigungseffekte versprechen könnte. Denn man könne sicher sein, daß mit dem Preisanstieg bei den fossilen Energieträgern schon bald die Produktion z. B. von Solarenergie wirtschaftlich wird. Entscheidend ist ihrer Meinung nach, daß ein politisches Signal in diese Richtung gegeben wird, damit Investitionen in alternative Technologien sich lohnen. Wichtig sei es, die besonders vom Strukturwandel betroffenen Regionen wie das Ruhrgebiet zu unterstützen, nicht um den Strukturwandel aufzuhalten, sondern um ihn sozial abzufedern. Ausnahmen für energieintensive Branchen von der Besteuerung werden in der Studie nicht gut geheißen, da dann auf die Verminderung des Energieverbrauchs und des Treibhausgases CO2 verzichtet werden müsse.  

4.11
Gesamtwirtschaftliche Beurteilung von CO2-Minderungsstra-tegien 

B. Hillebrand, J. Wackerbauer, K. Behring, H.D. Karl, U. Lehr, A. Oberheitmann, _R. Patzenberger, T. Siebe, K.-H. Storchmann. Eine Untersuchungen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft, 1996 

Ausgangspunkt dieser Studie ist wiederum das Ziel, die CO2-Emissionen im Bundesgebiet bis zum Jahre 2005 gegenüber 1990 um 25% zu senken (
); ein technisch erreichbares, wirtschaftlich jedoch nur schwer vertretbares Ziel, wenn die Ergebnisse der vorliegenden Studie so übernommen werden können: Diese kommt auf 275.000 Arbeitslose mehr als in ihrem Referenzszenario. Im Unterschied zu den beiden vorangehenden Studien werden hier nicht die Auswirkungen allein einer Steuerreform untersucht, sondern diejenigen eines umfangreichen Maßnahmenpaketes. 

Anhand von drei Szenarien, die jeweils unterschiedliche Maßnahmenbündel darstellen, fragen die Autoren, ob dieses Ziel erreicht werden kann und welches die wirtschaftlichen Konsequenzen dieser Maßnahmenbündel sind.

1. Im Referenzszenario werden nur Beschlüsse und gesetzliche Regelungen berücksichtigt, die bis zum Jahre 1992 in Kraft getreten sind. Dieses Szenario soll als Vergleichswert gelten, anhand dessen die Entwicklung  von Wirtschaft und CO2-Emissionen gemessen wird, wenn bestimmte, auf eine CO2-Reduktion gerichtete Maßnahmen ergriffen werden. Hierbei handelt es sich nicht um ein Szenario, das von den Autoren der Studie als wahrscheinlich angenommen wird, sondern lediglich um eine Fortschreibung des Zustandes von 1992 inklusive der damals festgeschriebenen CO2-Reduktionsinstrumente. 

2. Das zweite Szenario, das sogenannte „IMA-Szenario“, enthält eine Umsetzung der Instrumente, die in dem Beschluß der Bundesregierung vom 11. Dezember 1991 genannt sind (
) und von der IMA (Interministerielle Arbeitsgruppe CO2-Reduktion) dem Bundeskabinett vorgeschlagen wurden. Die von der IMA entwickelte Liste enthält Maßnahmen, die in den Bereichen der Energieversorgung, des Verkehrs sowie im Gebäudebereich zu einer spürbaren Verringerung der Emissionen beitragen sollen. Unter anderem wird eine EU-weite CO2/Energiesteuer eingeführt. Darüber hinaus sollen durch Aufforstungsprogramme sowie durch Förderung regenerativer Energiequellen zusätzliche Minderungspotentiale erschlossen werden. 

3. Da bereits die ersten Grobabschätzungen zeigten, daß dieses erste Maßnahmenpaket nicht ausreichen wird, um das CO2-Reduktionsziel zu erreichen, wurde ein drittes Szenario entwickelt: In diesem sogenannten „Enquete-Szenario“ werden Maßnahmen zusätzlich zu dem IMA-Paket berücksichtigt, die die Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ in ihrem Abschlußbericht (
) vorgestellt hat. Die davon untersuchten Instrumente sind vor allem auf den forcierten Ausbau der industriellen Kraft-Wärme-Kopplung ausgerichtet und auf weitgehende Wärmedämmaßnahmen im Neu- und Altbaubereich. 

Ziel der Arbeit ist es, die Szenarien hinsichtlich  

· ihrer quantitativen und zeitlichen CO2-Minderungswirkung und 

· ihrer gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen auf Wachstum, Beschäftigung, Preisniveau und außenwirtschaftliches Gleichgewicht sowie auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu untersuchen und zu vergleichen. 

Die wichtigsten der Rahmenbedingungen, die die Autoren als für alle Szenarien gleich ansehen, können wie folgt zusammengefaßt werden: 

· Es wird angenommen, daß die Bevölkerung Deutschlands von 80,4 Mio. im Jahr 1992 auf 83,3 Mio. im Jahr 2000 und auf 84,2 Mio. im Jahr 2010 wachsen wird. Die höheren Bevölkerungs- und dadurch auch Haushaltszahlen schlagen sich in deutlich höheren Energieverbräuchen und CO2-Emissionen nieder (ca. 52 Mio. t CO2) (
). 

· Es wird angenommen, daß der reale Weltrohölpreis bis Mitte des nächsten Jahrzehnts nahezu konstant bleibt. Erst bei expandierender Nachfrage durch aufstrebende Entwicklungsländer, vor allem China, ist mit geringfügig ansteigenden Preisen zu rechnen, so daß der reale Ölpreis erst gegen Ende des Untersuchungszeitraumes das Niveau von 1990 (23 $/Faß) erreichen wird. Dieser Pfad prägt - mit geringen Abweichungen - die Entwicklung der Preise bei allen übrigen Importenergien. 

· Es wird angenommen, daß das Austauschverhältnis der D-Mark gegenüber dem Dollar von 1,60 DM/$ unverändert bleibt. Diese Annahme wird deshalb getroffen, weil es keine zuverlässigen Prognosen für die langfristige Entwicklung dieses Kurses geben kann, da er stark von politischen Geschehnissen in aller Welt beeinflußt ist. 

· Es wird angenommen, daß der Staatshaushalt real deutlich schwächer steigt als das Sozialprodukt und daß die staatlichen Investitionsausgaben keinen Aufschwung herbeiführen. 

· Ferner wird angenommen, daß aufgrund der Lage auf dem Arbeitsmarkt und der Bedeutung des Faktors Arbeit (Lohn- und Lohnzusatzkosten) für die Wettbewerbsfähigkeit die Lohnabschlüsse für die kommenden Jahre nicht über der Inflationsrate liegen. 

Die verwendete Untersuchungsmethode wird in der Studie leider nur sehr kurz und ungenau skizziert, so daß auch die Bewertung der Ergebnisse, die nachfolgend dargestellt werden, nur sehr vorsichtig erfolgen kann. Auch die Szenario-Technik wurde eingesetzt. Allerdings können für diese Technik ganz unterschiedliche Modelle herangezogen werden, und in der hier vorliegendenden Studie wird das benutzte Modell nur undeutlich beschrieben: 

„Die sektoralen und gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der einzelnen Szenarien werden mit Hilfe von Modellsimulationen quantifiziert. Die einzelnen Elemente dieses Modellsystems sind ein Energieangebotsmodell, ein Energienachfragemodell sowie ein sektoral disaggregiertes Strukturmodell. Das Energieangebots- und das Energieverbrauchsmodell liegen sowohl für die alten wie auch für die neuen Bundesländer, das Strukturmodell nur für die alten Bundesländer vor.“ (
) 

Der Aufbau dieser einzelnen Elemente und ihre Schnittstellen werden nicht genauer erläutert. 

In ihrem Referenzszenario kommt die Studie zu dem Schluß, daß durch den strukturellen Wandel Ostdeutschlands auch bei unveränderten Rahmenbedingungen und ohne gezielte Minderungsmaßnahmen eine deutlichen Verringerung der CO2-Emissionen zu erwarten ist. Es wird eine Reduzierung der CO2-Emissionen von 83 Mio. Tonnen oder 8,3% bis 2005 bezogen auf 1990 in Aussicht gestellt. Dieser Trend widerspricht dem Ergebnis des Referenzszenarios der im Abschnitt vorher vorgestellten Studie der Universität Osnabrück. 

Ein großer Beitrag zur CO2-Senkung wird dabei dem strukturellen Wandel im Primärenergieverbrauch zugeschrieben, der sich durch den erhöhten Einsatz gasförmiger Brennstoffe und der Nutzung regenerativer Energiequellen auszeichnet. Kompensiert werden diese Minderungspotentiale durch die zusätzliche Freisetzung von CO2 in der Stromerzeugung und im Verkehr als Folge des Bevölkerungs-  und Wirtschaftswachstums. Die Effizienzsteigerungen der Vergangenheit im verarbeitenden Gewerbe werden dabei für die nächsten 15 Jahre kontinuierlich fortgeschrieben. Damit wird angenommen, daß künftig der technische Einspareffekt in der Produktion den Wachstumseffekt soweit dominiert, daß insgesamt die CO2-Emissionen zurückgehen, trotz steigendem Energieverbrauch im Güter- und Personenverkehr.  

Bei der gesamtwirtschaftlichen Betrachtung innerhalb des Referenzszenarios wird ein jährlichen Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von rund 2% errechnet, zunächst getragen von einem Nachholbedarf bei den Investitionen nach den letzten Investitionseinbrüchen bei gleichzeitiger Lohnzurückhaltung. In der zweiten Hälfte der Simulationsperiode wirkt auch der private Verbrauch auf eine Stabilisierung des Wachstums hin. Da die gesamtwirtschaftliche Produktivitätssteigerung im Laufe dieser Entwicklung in einer ähnlichen Größenordnung wie das Wachstum des BIP bei steigender Anzahl an Erwerbspersonen angenommen wird, wird ein Anstieg der Arbeitslosenzahl auf 4,3 Mio. (
) bis zum Jahr 2000 prognostiziert. Erst nach der Jahrtausendwende wird dann eine Abnahme der Zahl der Arbeitslosen auf 3,6 Mio. im Jahr 2005 bzw. 3,2 Mio. im Jahr 2010 eintreten. Da sich in den neuen Bundesländern die exportorientierten Sektoren des verarbeitenden Gewerbes erst im internationalen Wettbewerb etablieren müssen, wird dort eine Abnahme der Zahl der Erwerbstätigen um 400.000 in den nächsten Jahren vorausgesagt. Auch im Handel und Verkehr wird in den neuen Bundesländern mit einem Anstieg der Arbeitslosenzahlen um circa 200.000 zu rechnen sein. In der Summe wird in den neuen Bundesländern mit einem Anstieg der Arbeitslosenzahl auf 1,44 Mio. bis zum Jahr 2000 und einer dann folgenden stetigen Abnahme auf 1,03 Mio. Arbeitslose im Jahr 2010 gerechnet. Insgesamt zeichnet sich eine konstante Reduzierung der Zahl der Erwerbstätigen im Bereich des verarbeitenden Gewerbes, der Energieversorgung und des Bergbaus ab, gegen Ende der Simulationsperiode allerdings aufgefangen von der positiven Entwicklung im Dienstleistungsbereich, aber auch bei Staat, Handel und Verkehr. 

Das IMA-Szenario errechnet für das Jahr 2005 gegenüber 1990 eine CO2-Minderung von 170 Mio. Tonnen oder 17%. Das Ziel der Vertragsstaatenkonferenz wird damit um etwa 80 Mio. Tonnen CO2 verfehlt. Gegenüber dem Referenzszenario im Jahr 2005 wurden weitere 85 Mio. Tonnen eingespart, wobei von dem Maßnahmenkatalog der IMA diejenigen Instrumente herausgegriffen und untersucht wurden, die vom Bundeskabinett verabschiedet und zur Umsetzung in die Ressorts weitergeleitet und die im Rahmen des vorhandenen Modells darstellbar waren. Genauer untersucht wurden unter anderem die Auswirkungen einer EU-weiten Einführung einer CO2-/Energiesteuer (
), der Novellierung verschiedener Verordnungen im Bereich Raumwärme, der Selbstverpflichtungserklärung der Vereinigung deutscher Elektrizitätswerke, Aufforstungsmaßnahmen und vom Festlegen technischer Standards von Fahrzeugen. 

Die CO2-Reduktion von knapp 9%, die mit Hilfe der IMA-Maßnahmen zusätzlich zur Reduktion im Referenzszenario erreicht wurden sind  

„dem gezielten Einsatz energie- und umweltpolitischer Instrumente zuzurechnen. Ohne auf die Beiträge der einzelnen Instrumente im Detail einzugehen, ist doch festzustellen, daß die Minderungen zum überwiegenden Teil ordnungsrechtlichen Maßnahmen bzw. den freiwilligen Vereinbarungen zugeschrieben werden müssen. Marktkonforme Instrumente wie die CO2-/Energiesteuer, ..., schneiden im Vergleich zu ordnungsrechtlichen Instrumenten nicht besser ab.“ (
)

Dazu ist jedoch anzumerken, daß das Potential einer Energiesteuer in der Modellierung nicht ausgenutzt wurde: So gibt es keine Annahmen darüber, daß sich im Gefolge der steuerlichen Belastung des Produktionsfaktors Energie und der Entlastung des Produktionsfaktors Arbeit das Verhältnis des Einsatzes dieser Faktoren in der Produktion zugunsten der Arbeit ändern dürfte, da sie — relativ zum Energieeinsatz — billiger wird. Das zumindest ist das Vorgehen bei der gängigen Ausgestaltung einer solchen Steuer; der Studie sind die Annahmen über die Art und Weise der hier durchgeführten Modellierung dieser Steuer, insbesondere über die Verwendung des Steueraufkommens zur Kostenentlastung des Produktionsfaktors Arbeit, leider nicht zu entnehmen. Deshalb verwundert es nicht, daß die Studie gegenüber dem Referenzszenario zu einem Verlust von 135.000 Arbeitsplätzen (im Jahr 2010) kommt. Dabei sind die Arbeitsplatzverluste im verarbeitenden Gewerbe mit knapp 40.000 in West- und 10.000 in Ostdeutschland sowie sektoriell im Dienstleistungsgewerbe überdurchschnittlich hoch. Die überraschend hohen Arbeitsplatzverluste im Dienstleistungssektor werden damit erklärt, daß ein großer Teil der Dienstleistungsunternehmen Zulieferer zum verarbeitenden Gewerbe ist. Diese Zahlen ergeben sich im Vergleich mit dem Referenzszenario; absolut jedoch sinkt die Arbeitslosenzahl nach einem Höchstwert von 4,4 Mio. im Jahr 2000 auf rund 3,3 Mio. im Jahr 2010. 

Gegenüber dem Referenzszenario wird über die gesamte Laufzeit der Simulation ein Wachstumsverlust von 1,5% errechnet, wobei der private Verbrauch und die Ausrüstungsinvestitionen besonders betroffen sind. Nicht übersehen sollte man dabei jedoch, daß nach der Jahrtausendwende der private Verbrauch absolut trotz IMA-Maßnahmen sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern zunimmt.  

Mit dem Maßnahmenbündel, das im letzten Szenario, dem sogenannten „Enquete-Szenario“, modelliert wird, kann im Jahr 2005 das angestrebte CO2-Minderungsziel von 25% bezogen auf 1990 erreicht werden. Die Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ hat 1994 ein breit angelegtes Maßnahmenpaket vorgeschlagen, das zwar die im IMA-Szenario simulierten Maßnahmen zur CO2-Reduzierung im großen und ganzen enthält, in einigen Punkten jedoch weit über sie hinausgeht. Allerdings ergab sich für die Autoren der Studie das Problem, daß ein Großteil der hier zusätzlich aufgeführten Instrumente noch recht undeutlich formuliert und deshalb einer Umsetzung in ein Modell nur schwer zugänglich sind. Also wurden im Enquete-Szenario zwei der vorgeschlagenen Bausteine einer nationalen CO2-Minderungsstrategie herausgegriffen, die unmittelbar in Zahlen gefaßt werden können: die Übertragung der Wärmeschutz-Verordnung auf den Altbaubestand und der forcierte Ausbau der industriellen Kraft-Wärme-Kopplung. Zunächst schlägt sich der außerordentlich hohe Nachfragezuwachs nach Sanierungs​leistungen positiv auf die private Einkommensentwicklung nieder: Gewinner ist vor allem das Baugewerbe, das der Gesamtwirtschaft Auftrieb gibt. Die zusätzlichen Kostenbelastungen im verarbeitenden Gewerbe und im Wohnkostenbereich überwiegen dann aber nach dem Jahr 2000 und führen alles in allem zu einem Wachstumsverlust von im Schnitt 0,3 Prozentpunkten pro Jahr. 

Allerdings ist der wirtschaftliche Preis für die Erreichung des CO2-Minderungszieles nach der RWI-Studie extrem hoch. In einigen Fällen errechnen sie Kosten von bis zu 1.000 DM/t eingesparte CO2-Emissionen — wobei die Einsparungen, die sich wiederum aus dem gegenüber dem Referenzfall verringerten Energieverbrauch und damit verringerten Schäden durch Schadstoffemissionen ergeben könnten nicht gegengerechnet werden. Durch die Verschärfung der Dämmvorschriften werden Baukostensteigerungen zwischen 4% und 7% erwarten, im Altbaubereich Mieterhöhungen von über 2DM/qm, was besonders bei einer weiteren relativen Verschlechterung der Beschäftigungssituation sozialen Sprengstoff birgt. Das hat negative Folgen für den Beschäftigungsstand nach der Jahrtausendwende: Zunächst kommt es in diesem Szenario zu einem kurzfristigen Absinken der Arbeitslosenzahlen um 260.000 in Gesamtdeutschland auf rund 4 Mio. Dann allerdings nimmt die Zahl der Arbeitslosen gegenüber dem Referenzfall um rund 275.000 auf rund 3,5 Mio. im Jahr 2010 zu. Neben den zusätzlichen Kostenbelastungen durch das umfassende Wärmedämmungsprogramm liegt das auch am kontinuierlichen Abbau von Arbeitsplätzen in der Energieversorgung aufgrund der zu erwartenden Effizienzverbesserungen (
). 

Die extreme Belastung der wirtschaftlichen Stabilität des Gesamtsystems in diesem Szenario rührt vermutlich auch daher, daß bei den beiden ausführlich untersuchten zusätzlichen CO2-Minderungsmaßnahmen a priori das gesamte technische Potential ohne die Einschränkung des wirtschaftlich Machbaren umgesetzt wurde. D.h. der vorausgesetzte Zugriff auch noch auf die letzten, naturgemäß besonders teuren Effizienzgewinne macht das gesamte "Politikpaket" von vornherein besonders teuer. 

Die Kernaussage der RWI-Studie ist, daß eine zeitliche Streckung des CO2-Minderungsprogramms um etwa fünf oder zehn Jahre nicht nur ökonomische sondern auch ökologische Vorteile mit sich bringen würde. Ein unbeirrbares Festhalten an dem CO2-Minderungsziel des Jahres 2005 könne sich nachteilig in bezug auf langfristige Strategieüberlegungen auf dem Weg zu einer wesentlich drastischeren Reduktion der CO2-Emission innerhalb der nächsten 50 Jahre auswirken. Darum sollten die politischen Entscheidungsträger keine Scheu vor Imageverlust haben und die Zeitvorgaben neu definieren und sich auf die Vorgabe ökologischer Ziele beschränken, die Anpassungsprozesse und technischen Entwicklungen aber dem ökonomischen System selbst überlassen. Diese Ergebnisse können jedoch angesichts der lückenhaften Darstellung der zugrunde gelegten Annahmen nicht nachvollzogen und so auch nicht übernommen werden. 

4.12
Modellierung eines sozial und ökologisch zukunftsfähigen Europas

Modeling a Socially and Environmentally Sustainable Europe. A Joint Project of the Wuppertal Institut (D), Institut für Humanökologie (GB), Universität Tampere (F), Autonome Universität Madrid (E), 1998, with Support of the EU Commission DG XII

Die hier vorgestellte Modellierung eines zukunftsfähigen Europas fällt aus dem Rahmen der anderen hier behandelten Studien: Weder ist die Fragestellung identisch, noch die Methode, noch die Aggregationsebene EU statt Deutschland, 13 statt 58 Sektoren). In den Szenarien wird nicht ein Bündel direkt die Energiewirtschaft beeinflussender Maßnahmen auf seine Wirkung auf Wirtschaft und Umwelt hin untersucht; vielmehr werden verschiedene Szenarien entwickelt, die, an unter​schiedlichen Punkten der Volkswirtschaft ansetzend, den Trend der zunehmenden Umweltbelastung im Referenzszenario zu brechen versuchen.

Eines der zentralen Ergebnisse der Studie in Bezug auf die Entwicklung der Arbeitsplatzsituation in Europa ist, daß eine Erhöhung der technischen Effizienz ihren Beitrag zur zukunftsfähigen Entwicklung sehr wohl leisten kann, daß diese jedoch eher mit einer Verringerung der Nachfrage nach Arbeit gegenüber der Referenzsituation einhergeht. Erst wenn man mehrere Nachhaltigkeitsstrategien miteinander kombiniert, angefangen von technischen Strategien über Veränderungen des Mobilitätsverhaltens (Fahrgemeinschaften, modal split) bis hin zu neuen Konsummustern und einer europaweiten Arbeitszeitverkürzung auf die empirisch belegte "Wunschzeit" von 33 h/Woche (
), kann es zu deutlichen Arbeitsplatzgewinnen kommen: Im vorliegenden Beispiel könnte die Arbeitslosen​quote im Jahr 2020 auf unter 5% reduziert werden, bei gleichzeitiger Verringerung der Materialströme um 27%. 
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Der Zielbegriff dieser Studie ist die „Zukunftsfähigkeit“ (
). Gemeint ist eine Nutzung der Erde durch die Menschheit so, daß künftigen Generationen nicht die Lebensgrundlage entzogen wird, aber auch so, daß prinzipiell alle Teile der gegenwärtigen Generation Zugriff auf die Natur haben; dies wird als „intergenerationelle und intragenerationelle Gerechtigkeit“ bezeichnet. Zur Operationalisierung dieses Ziels wurde in der hier vorgelegten Studie neben der Reduzierung der CO2-Emissionen und verschiedener Schadstoffe die Reduzierung der gesamtwirtschaftlichen Stoffdurchsätze gewählt. Als quantitatives Ziel dient die langfristige Dematerialisierung um einen Faktor 10 (
). Ziel dieser Studie ist also unter anderem, Strategien zu modellieren, die im Laufe der nächsten 50 Jahre zu einer Senkung der europäischen Materialströme um 90% führen und herauszufinden, welche Auswirkungen diese Strategien auf die wirtschaftliche Entwicklung, insbesondere auf die Entwicklung der Beschäftigung haben. 

Dazu wird ein system-dynamisches Modell genutzt, das auf europäischer Ebene die Verflechtung innerhalb der Wirtschaft sowie zwischen Wirtschaft und Umwelt in Energieeinheiten darstellt. Modelle dieser Art dienen weniger dazu, punktgenaue Prognosen über die künftige Entwicklung eines Systems abzugeben als vielmehr Einblick in die Wirkungsweise des Systems zu geben. So sind auch die hier vorgestellten Ergebnisse zu verstehen: Ausschlaggebend sind nicht die genauen Zahlen über die Zunahme der Beschäftigung, sondern die erfolgreiche Brechung der vorherrschenden Trends zu weiter zunehmender Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung durch die Einführung der vorgeschlagenen Strategien. Allerdings weist das Modell Schwächen bei  der Konstruktion der wirtschaftlichen Seite auf; es ist stark angebotsorientiert und nur begrenzt in der Lage seinem Anspruch gerecht zu werden, auch die Rückwirkungen von Änderungen der Nachfrage wirtschaftstheoretischen Erkenntnissen entsprechend abzubilden.

In Bezug auf die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeit ist die Modellierung jedoch recht verläßlich, insbesondere was die bei Fortschreibung der gegenwärtigen Trends zu erwartenden Rationalisierungspotentiale der europäischen Wirtschaft betrifft. So wird im Referenzfall bis zum Jahr 2020 ein Anstieg der Arbeitslosenquote für ganz Europa auf ca. 30% erwartet. Die ökologische Seite des Modells ist durch den Energieverbrauch mit den dazugehörigen Emissionswerten wie CO2 und Schwefel dargestellt, sowie durch die gesamtwirtschaftlichen Materialströme.

Das Referenzszenario ergibt, daß unter "business as usual" (BAU) Bedingungen die CO2-Emissionen europaweit zwischen 1995 und 2020 um fast 50% steigen, die gesamte Materialentnahme sich um knapp 20% erhöht und der Index des industriellen Outputs um 60% wächst. Die Effizienzsteigerungen, die in diesem BAU Szenario für die nächsten 25 Jahre fortgeschrieben werden sind also enorm, besonders im Bereich der Arbeitsproduktivität, aber auch bei Energie- und Materialeinsatz.

Diesem Referenzfall werden verschiedene sozial-ökologische Politikszenarien gegenübergestellt. Gemeinsam ist ihnen das übergeordnete Ziel, die Energie- und Materialströme europaweit zu senken und die Arbeitslosigkeit zu reduzieren, ohne die Lebensqualität zu beeinträchtigen. Dafür gibt es verschiedene Elemente, die simultan genutzt werden müssen, um dieses Ziel zu erreichen.

Formuliert wurden zwei Wege der Effizienzsteigerung: zum einen wurden vorhandene Studien über die voraussichtliche Entwicklung der technischen Effizienz ausgewertet, zum anderen wurde nach derjenigen Effizienzsteigerung gesucht, die dazu führt, daß die Seite der industriellen Produktion ihren Beitrag zum Ziel der Energie- und Materialeinsparung erfüllt. Im ersten Fall wurde mit Effizienzsteigerungen in den verschiedenen Sektoren von 0,5 – 2,6% pro Jahr gerechnet. Im Ergebnis sinkt der Energie- und Materialverbrauch 2020 gegenüber dem Referenzlauf erheblich; gegenüber dem Jahr 1995, dem Anfangsjahr der Simulation, ergibt sich jedoch nur eine geringfügige absoluten Entlastung. Diese aus Umweltsicht verhalten positive Entwicklung geht jedoch mit einem verstärkten Arbeitsplatzabbau einher, der gegenüber dem Referenzlauf bis ins Jahr 2020 um noch einmal gut 3% zunimmt. 

In einem zweiten Szenario wurde angenommen, die technische Effizienz werde sich im Laufe der nächsten 50 Jahre mehr als verdoppeln, und so den in diesem Bereich notwendigen Beitrag zu einer Trendwende in Richtung Zukunftsfähigkeit erreichen. Aus dieser Zielsetzung ergibt sich die Notwendigkeit jährlicher Effizienzsteigerungen von fast 5% in allen Produktionssektoren. Sowohl gegenüber dem Referenzszenario als auch absolut sinkt der Materialverbrauch dann erheblich, die CO2-Emissionen gehen etwas weniger zurück, aber auch die Beschäftigung nimmt weiter ab, wenn auch gegenüber dem ersten Szenario nur noch um weitere knapp 1%.  

In zwei weiteren Szenarien wurden die Auswirkungen einer Veränderung der Konsummuster auf Umwelt und Beschäftigung analysiert: Zum einen sollten kurzlebige durch langlebige Güter ersetzt werden, da diese pro Einheit objektiven Nutzens (
) i.d.R. deutlich weniger Energie und Material benötigen als kurzlebige Güter. Zum zweiten sollten materielle Güter durch sogenannte „öko-effiziente Dienstleistungen“ ersetzt werden. Das sind solche Dienste, die darauf ausgerichtet sind, die gleiche Funktion zu bieten wie ein materielles Produkt, jedoch ohne daß der/die Nutzer/in das Produkt kaufen muß. Ein Beispiel ist Car-Sharing, wenn abhängig von den gefahrenen Kilometern abgerechnet wird. In diesen Fällen ist die ökologische Effizienz meist gegeben, das heißt die gleiche Nutzung wird mit einem verringerten materiellen und energetischen Aufwand erzielt (
). 

Auch diese Strategien wurden in zwei Ausprägungen modelliert: Zum einen wurde eine Veränderung in dem Maß vorgenommen, das ohne zusätzliche Anstrengungen von Seiten des Staates oder von Umweltschutzverbänden innerhalb des Simulationszeitraumes realistisch scheint: Etwa 20% des herkömmlichen Konsums werden durch langlebige Güter und öko-effiziente Dienstleistungen ersetzt. Allerdings ist diese Vorgabe vergleichsweise willkürlich und basiert mangels Daten auf reinen Plausibilitätsüberlegungen. In einer weitergehenden Version wurde der Konsum langsam so verändert, daß am Ende der Simulation der Konsum gleichmäßig auf traditionelle Güter, langlebige Güter und öko-effiziente Dienstleistungen verteilte.

Auch hier sind die Ergebnisse ökologisch positiv: Bereits die sanfte Änderung der Zusammensetzung des Konsums senkt den Anstieg des Materialverbrauches, der durch den Konsum verursacht wird, um fast die Hälfte. Wird die Zusammensetzung des Konsums so verändert, daß herkömmliche Güter nur noch gut ein Drittel ausmachen, wird das Ziel bezüglich der Steigerung der Serviceeffizienz übererfüllt und der absolute mit Konsumzwecken verbundene Materialverbrauch stabilisiert. Diese Maßnahme für sich allein genommen würde ausreichen, um den europaweiten Trend eines Anstiegs der CO2-Emissionen zu brechen. In diesen Simulationen sind zusätzlich die Auswirkungen auf die Beschäftigung eher positiv:  In beiden Fällen wird der Beschäftigungsabbau gegenüber dem Referenzszenario gebremst; bei 20% Konsumumstellung werden etwa 3,8% Menschen mehr beschäftigt als im Referenzszenario, im weitergehenden Falle sinkt dieser Wert auf etwa 0,5%. 

Ein weiteres Szenario kombiniert die Strategien, die sich in Einzelsimulationen entweder im Hinblick auf die Senkung des Materialverbrauchs oder im Hinblick auf die Verlangsamung des Arbeitsplatzabbaus in der Europäischen Union bis 2020 bewährt haben. Angenommen wird z.B. die beschriebene technische Effizienz​steigerung um jährlich 5% und einer Verlagerung des Verkehrs so, daß die Vorherrschaft der Straße reduziert wird und im Personenverkehr im Jahr 2020 einen Anteil von 61% anstatt von 83% innehat, im Frachtverkehr nur noch 50%. Zusätzlich wird von einer Veränderung der Konsumstruktur ausgegangen, so daß sich der Konsum gegen Ende des Simulationszeitraumes zu etwa gleichen Teilen auf herkömmliche Güter, langlebige Güter und öko-effiziente Dienstleistungen aufteilt. Gegenüber dem Referenzszenario kommt es zu einer Reduzierung der Arbeitslosenquote von 30% auf 18%. Die gesamtwirtschaftlichen Materialströme sinken absolut gegenüber dem Ausgangsjahr 1995 um 27%, ein Wert, der ausreicht, um das Dematerialisierungsziel innerhalb der nächsten 50 Jahre zu erreichen. 

Das arbeitsbezogene Modellergebnis dieser Simulation ist die Berechnung des Arbeitsbedarfs in Jahresarbeitsstunden. Diese werden mithilfe des Parameters “Wochenstunden” in Arbeitsplätze umgerechnet. Wird nun anstatt mit einer Arbeitszeit von durchschnittlich 40 Stunden/Woche mit einer Arbeitszeit von 33 Stunden/Woche gerechnet, so ändert sich nichts an den ökologischen Daten, die Arbeitslosenquote reduziert sich jedoch auf unter 5%. Übersetzt in ein Szenario heißt das, daß eine Arbeitszeitverkürzung in obiger Größenordnung nicht nur ohne Lohnausgleich stattfände, sondern vollkommen kostenneutral für die Unternehmen sowie ohne weitere Rückwirkungen auf Staat und Gesellschaft wäre. Da derartige Annahmen äußerst realitätsfern sind, wird hier nicht von der Modellierung einer Arbeitszeitverkürzung gesprochen, sondern es werden lediglich rechnerisch die Möglichkeiten einer alternativen Verteilung der Arbeitsstunden auf Arbeitsplätze vor Augen geführt.

Zur Bewertung der Simulationsergebnisse muß betont werden, daß die Sektorenauf​teilung im Modell äußerst grob ist: Statt der 58 Produktionssektoren in deutschen Input-Output-Tabellen gibt es in diesem Modell nur 13 — insbesondere der Industriesektor ist sehr weit aggregiert. Das beeinflußt sowohl Aussagekraft der Ergebnisse wie auch die Auswahl abbildbarer Strategien. Gleichwohl geben die Ergebnisse der Simulationen Hinweise darauf, wie das komplexe System „Europäische Wirtschaft“ auf die Einführung bestimmter Politiken zukunftsfähiger Entwicklung reagieren würde. 
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� vorgestellt in Abschnitt 4.11. Allerdings erreichen solche Modelle einen Komplexitätsgrad, der zwar nicht ihre Handhabung, wohl aber ihr Verständnis erheblich erschwert und zu Skepsis unter Kollegen Anlaß gibt (so G. Meier-Rigaud und J. Flaßbeck zu dem Modell von B.Meier anläßlich des wirtschaftspolitischen Roundtables im Wuppertal Institut, 10.6.1998)


� Beispiel: Y = C + I , d.h. das Volkseinkommen Y setzt sich zusammen aus dem Konsum C und den Investitionen I. Sind Y und I bekannt, ergibt sich C „automatisch“


� Beispiel: C = a + b*Y , d.h. der Konsum wird berechnet über einen konstanten Basiskonsum a und eine einkommensabhängige Komponente. Dieser Zusammenhang wird bereits seit Jahrzehnten beobachtet, schließt jedoch nicht aus, daß es weitere wichtige Einflußgrößen gibt.
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� Eine Halbierung der weltweiten Stoffströme wäre ein guter Schritt in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung. Angesichts der Tatsache, daß die Industriestaaten mit 20% der Bevölkerung etwa 80% der weltweiten Ressourcen verbrauchen, bedeutet das für diese, daß sie ihren Ressourcenverbrauch um 90% senken müssen, wenn den Ländern des Südens eine angemessene Entwicklung, auch im materiellen Sinne, zugestanden werden soll. Stoffströme werden zusätzlich zu Energieflußanalysen als Zielgröße verwendet weil sie, von der Inputseite der Wirtschaft her betrachtet, auch Faktoren erfassen, die einer Energieflußanalyse entgehen. So sind es die Sektoren „Kohlebergbau“ sowie „Steine, Erden, Baustoffe“, die den Löwenanteil der inländischen Erdmassenbewegungen verursachen (Moll et al. 1997); die größten Energieverbraucher sind sie jedoch nicht. 
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� Schätzung des Weltenergierates, nicht im Gesamtvolumen obiger OECD-Schätzung enthalten, zitiert nach Umweltbundesamt 1997b für das Jahr 2010


�  eigene Berechnungen JS nach Daten aus der DLR-Studie
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� eine ähnliche Studie hat Eurosolar für die Gesamtheit regenerativer Energiesysteme auf europäischer Ebene durchgeführt. Dort handelt es sich um eine grobe Abschätzung des Bedarfs an Arbeitskräften zur Verdreifachung des Beitrages regenerativer Energien zur europäischen Energieversorgung (2 Mio bis 2010). Da es sich jedoch eher um eine technische Studie handelt, die wirtschaftliche Rückkopplungen nicht in ihre Analyse mit aufnimmt, wurde sie hier nicht behandelt; siehe Eurosolar 1997 


�  zum Vergleich siehe Kapitel 4.7 und 4.8
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� siehe Kapitel 4.10 und 4.11 


�  wie vom Intergovenmental Panel on Climate Change IPCC jedes Jahr aufs Neue bestätigt


�  siehe DIW 1993


� Bei integrierten Umweltschutztechniken handelt es sich um völlig neue Produktionsverfahren mit von Anfang an erheblich höherer Umweltverträglichkeit; vergleiche auch Definition in Kapitel 4.3


� Da es sich bei den in der IGM-Studie betrachteten Studien um Arbeiten handelt, die auch Bestandteil dieser Arbeit sind, wird im weiteren nur auf die Kernaussagen dieser Studien und die daraus resultierenden Schlußfolgerungen innerhalb der IGM-Studie eingegangen.


� Diese Schätzung ist jedoch von einer neueren DIW-Schätzung überholt, die bereits für 1994 fast knapp 1 Mio. Beschäftigte im Umweltsektor feststellt, siehe Kapitel 4.1


� Dabei wird angenommen, daß keine grundlegenden Änderungen der Umweltpolitik in einem abgeschätzten 10-Jahres-Zeitraum eintreten werden.


� Eine ausführliche Darstellung dieser Studie unter Berücksichtigung ihrer Methode und ihrer Annahmen findet sich in Kapitel 4.9


� Die IGM-Studie bezieht sich bei diesen Aussagen auf  in dieser Arbeit erläuterte Einzelstudien des DIW, ifo etc.


�  Daß diese Hoffnungen in Bezug auf das KrWAbfG unrealistisch waren, steht inzwischen fest (siehe u.a. Verheyen/Spangenberg 1998), was jedoch keine verallgemeinerbare Aussage über das Potential an qualifizierten Arbeitsplätzen in den Bereichen Redistribution, Demontage, Verwertung und Recycling darstellt.


� Umweltbundesamt 1996, S. 5 
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� siehe Kapitel 4.1, 4.11


� siehe Kapitel 4.2


� Hier sollte nicht nur das Jahr, sondern auch der regionale Bezug und der vorliegende Disaggregierungs�grad genannt werden.


� siehe Mohr 1995


� siehe Mohr 1995


� Senkung des bundesdeutschen CO2-Ausstoßes  bis 2005 um 25% gegenüber 1990, siehe auch Kapitel 3 


�  Jährliche Zahlung zur Tilgung einer Schuld, hier berechnet als nach dem Konzept der „ewigen Rente“


� Als Grundlage dient u.a. der Primärenergieverbrauch des Steuerszenarios der hier in Kapitel 4.9 beschriebenen DIW-Studie, die mit anderen Steuersätzen als die vorliegende Studie rechnet 


� Die Nettoinvestitionen und Belastungen der Haushalte gingen als Änderung des Nachfragevektors (Y in die erweiterte Input-Output-Analyse ein.


�  vgl. Studie „Was kostet der Atomausstieg“, Progress-Institut 1994a


� Durch eine Abdiskontierung der jährlichen Kosten, berücksichtigt die Barwertmethode, daß die Kosten und Kosteneinsparungen in den Szenarien zu unterschiedliche Zeiten anfallen. So treten beispielsweise im Greenpeace-Szenario gegenüber dem Trendszenario die Kosten des Umsteuerprozesses sehr früh ein, während die Kostenersparnisse - als Erfolg des Umsteuerprozesses - erst später und (über die Zeit gesehen) zunehmend realisiert werden können.


� Der im Braunkohlesektor angenommene Multiplikator von 2 bedeutet zum Beispiel, daß man davon ausgeht, daß für jeden dort wegfallenden Arbeitsplatz ein weiterer Arbeitsplatz wegen gesunkener Vorleistungen und Kaufkraft verloren geht.


�  siehe Öko-Institut 1996a


� siehe Prognos 1995


�  siehe Kapitel 4.4


� Der Kleinverbrauchssektor umfaßt alle Wirtschaftssektoren, die nicht dem verarbeitenden Gewerbe oder dem primären Sektor (Landwirtschaft, Bergbau, Energie) zuzurechnen sind. Neben den Dienstleistungssektoren (insbesondere Handel, Verkehr, Finanzinstitutionen) werden hier also öffentliche Einrichtungen (Schulen, Verwaltungen, Bäder usw.) sowie Baugewerbe und Handwerk erfaßt.


� Die Nutzung von Prozeßwärme ist dasselbe wie Kraft-Wärme-Kopplung


� In Kondensationskraftwerken wird die bei der Energieerzeugung enstehende Abwärme (ca. 66%) nicht genutzt


�  siehe Kapitel 4.6


�  Die Beschäftigungsintensität ist das Verhältnis zwischen eingesetzter Arbeit und dem damit erzeugten Produktionswert. Sie ist zum Beispiel in der Energiewirtschaft sehr viel geringer als bei Dienstleistungen oder in der Investitionsgüterindustrie


�  vor allem wegen der zusätzlichen Dämmmaßnahmen


 � Siehe Öko-Institut 1996, S.68


� Gemeint ist das Verhältnis der in der Produktion eingesetzten Arbeit zu der eingesetzten Energie; wird Energie verhältnismäßig teuerer als Arbeit (ihr relativer Preis steigt), so kann nach neoklssischer Theorie davon ausgegangen werden, daß die Produktion mittel- bis langfristig so umgestellt wird, daß Energie sparsamer, Arbeit reichlicher eingesetzt wird. Empirische Bestätigungen für diese Annahme sind dagegen rar.


� Stochastische Gleichungen beruhen auf Ergebnisse der Wahrscheinlichkeitsrechnung und Statistik


� das ist die Länge der Zeitreihen, die zur Abschätzung der ökonometrischen Funktionen benutzt werden


� ob dabei eine Rückzahlung der Kredite aus der Vergangenheit mit eingerechnet ist, war der Dokumentation nicht zu entnehmen.


� Ziel der Bundesregierung, vgl. Kapitel 3


� siehe Meyer et al. 1995


� wie das zum Beispiel bei dem DIW-Modell aus Abschnitt 4.9 der Fall ist und vielleicht auch bei dem RWI-Modell aus Kapitel 4.11


�  siehe auch Kapitel 4.6


�  siehe Kapitel 4.9 und 4.11


� Das Aufkommen aus der Mineralölsteuer und der Kraftfahrzeugsteuer lag im Vergleich dazu in Westdeutschland im Jahr 1994 zusammen bei gut 58 Mrd. DM.


� siehe Meyer et al. 1997, S.19


�  vgl. Kapitel 3


�  vgl. Unterrichtung durch die Bundesregierung, Beschluß der Bundesregierung zur Reduzierung der energiebedingten CO2-Emissionen in der BRD auf der Grundlage des zweiten Zwischenberichts der Interministeriellen Arbeitsgruppe CO2-Reduktion (IMA CO2-Reduktion). Deutscher Bundestag, Drucksache 12/2081. Bonn 1992, S. 38ff., S. 51ff. und S. 64ff.


� Vgl. Unterrichtung durch die Bundesregierung, Schlußbericht der Enquete-Kommission " Schutz der Erdatmosphäre" zum Thema " Mehr Zukunft für die Erde - Nachhaltige Energiepolitik für dauerhaften Klimaschutz". Deutscher Bundestag, Drucksache 12/8600. Bonn 1994, S. 301ff.


� Die Statistiken der OECD weisen allerdings eine sinkende Entwicklung der Bevölkerungszahlen für Deutschland aus, so daß diese Annahme als nicht unumstritten angesehen werden kann.


� RWI 1996, S.17 


� Diese Prognose wird schon heute übertroffen (siehe Kapitel 1)


�  in der von der EU-Kommission vorgeschlagenen Form als kombinierte Input-/Output-Steuer


�  RWI 1996, S. 109


�  Diese Argumentation ist nicht überzeugend, da z. B. bei Einsparungen die über Contracting organisiert werden, zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden können und das Haushaltseinkommen konstant bleibt


�  nach WZB Magazin 1/98


� siehe Kapitel 3


�  siehe Schmidt-Bleek 1994


� Die Nutzungseinheiten sind für verschiedene Güter unterschiedlich; das können zum Beispiel Personenkm beim Personentransport oder 5kg saubere Wäsche bei der Verwendung einer Waschmaschine sein.


� die empirisch belegten, vom car sharing induzierten weitergehenden Verhaltensänderungen (Auto�verzicht trotz Verfügbarkeit) wurden jedoch nicht mit abgebildet
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